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Angesichts der Ergebnisse der 
Kommunalwahlen, die zusam-
men mit der Europawahl in 
den „jungen“ Bundesländern 
durchgeführt wurden, stellt 
Rathauskater Pino die Gret-
chenfrage: „Wie hältst Du es 
mit der Zusammenarbeit?“ 
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Nach dem „Jahrhunderthochwasser“:

Lehren aus  
der Katastrophe

Aufatmen in Bayerns Hochwasserregionen nach einer er-
neuten „Jahrhundertflut“: Die Pegelstände der Flüsse ha-
ben sich größtenteils wieder normalisiert, immer mehr be-
troffene Landkreise heben Badeverbote auf. Rund 84.000 
Helferinnen und Helfer waren seit Beginn der Katastrophe 
im Einsatz und kämpften gegen die Wassermassen. Tau-
sende Personen wurden evakuiert, mindestens sechs To-
desopfer sind zu beklagen.

Seit dem Nachmittag des 31. 
Mai 2024 hatte das Unheil sei-
nen Lauf genommen. Begin-
nend bei den kleineren Donau-
zuflüssen in Schwaben flossen 
Flutwellen Richtung Donau und 
darin weiter durch Oberbayern, 
die Oberpfalz und Niederbay-
ern. Kleine Bäche wurden zu rei-
ßenden Strömen, ganze Stadt-
teile wurden überflutet. Zahl-
reiche Landkreise und kreisfreie 
Städte stellten den Katastro-

phenfall fest. Dank des großar-
tigen Engagements zahlreicher 
haupt- und ehrenamtlicher Hel-
fer konnte noch größerer Scha-
den abgewendet werden. 

Dank an die Einsatzkräfte

Innenminister Joachim Herr-
mann dankte allen Einsatzkräf-
ten „und vor allem den vielen 
Ehrenamtlichen von Feuerwehr, 
 (Fortsetzung auf Seite 4)

Gesundheitssystem 
vor großen 

Herausforderungen
Bayerische Landräte fordern von Bund und Freistaat die 

Sicherstellung der stationären und ambulanten Versorgung
„Die demografische Entwicklung stellt das gesamte Ge-
sundheitssystem vor große Herausforderungen sowohl 
im stationären Bereich der Krankenhäuser als auch im Be-
reich der ambulanten Versorgung und der niedergelas-
senen Ärzte. Die Lage ist insgesamt besorgniserregend“, 
erklärte der Präsident des Bayerischen Landkreistags, 
Landrat Thomas Karmasin während der Schwerpunktklau-
sur des Bayerischen Landkreistags in Deggendorf zum The-
ma „Kreiskrankenhäuser und medizinische Versorgung in 
den Landkreisen“. 

Im Spiegel des aktuellen 
Stands der Krankenhausreform 
haben sich die bayerischen Land- 

jüngeren Ärztegeneration. In 
immer mehr ländlichen Gebie-
ten gibt es weder im Kranken-
haus noch in den Praxen Ärzte“, 
berichtete der Präsident.

Überholte Strukturen  
und Zuständigkeiten

Er kritisierte: „Gleichwohl hält 
die Politik an überholten Struk-
turen und Zuständigkeiten fest. 
Die Chancen der Digitalisierung 
und der Ambulantisierung wer-
den viel zu wenig gesehen. Wir 
brauchen einen umfassenden 
Aktionsplan des Bundes und 
nicht ein Stückwerk, wie es die 
unabgestimmt nebeneinander-
her laufenden Reformpläne zur 
Krankenhausversorgung und zur 
 (Fortsetzung auf Seite 4)

Söders Regierungserklärung im Landtag:

Bayern-Update für 
starke Wirtschaft

In seiner jüngsten Regierungserklärung hat Ministerprä-
sident Dr. Markus Söder das Modernisierungs- und Be-
schleunigungsprogramm Bayern 2030 vorgestellt. Mit die-
sem Programm setze die Staatsregierung einen klaren 
Wachstumsimpuls für den Wirtschaftsstandort Bayern, so 
der CSU-Parteichef. „Deutschland braucht eine völlig an-
dere Wirtschaftspolitik. Wir können nicht auf die Ampel 
warten. Wir krempeln die Ärmel hoch und packen an. Da-
her legen wir ein Standort- und Motivationsprogramm mit 
fast 50 Neuerungen und über 100 Entbürokratisierungs-
maßnahmen vor“, kündigte Söder an. Dieses umfasst die 
Themen Bürokratieabbau, Digitalisierung, Energie, Fach-
kräfte und Mittelstandsfinanzierung.

Bayerns Landeschef machte 
klar, dass Deutschland unter der 
Last zu vieler Vorschriften ächze: 
„Das können wir uns nicht mehr 
länger leisten. Wir brauchen ei-
nen schlankeren Staat, damit 

Vereinfachung des Baurechts. 
Für zahlreiche Maßnahmen wie 
Ausbauten oder Umwandlun-
gen sollen keine Baugenehmi-
gungen mehr notwendig sein. 
Geplant ist, Abstandsflächen zu 
flexibilisieren und landesweite 
Stellplatzpflichten zu streichen. 
Zudem soll das Vergaberecht 
deutlich gelockert werden. Auch 
im Bereich des Ehrenamts ist 
ein drastischer Abbau von Ge-
nehmigungspflichten vorgese-
hen. So sollen etwa Umzüge von 
Trachtlern und Vereinen künftig 
kostenfrei sein.

Flächendeckender KI-Einsatz

Um die Digitalisierung der 
Verwaltung zu vereinheitlichen 
und zu beschleunigen, unter-
stützt die Bayerische Staatsre-
gierung die Kommunen mit 15 
Millionen Euro und fördert den 
flächendeckenden Einsatz von 
Künstlicher Intelligenz in der 
 (Fortsetzung auf Seite 4)

Ministerpräsident Dr. Markus 
Söder. Bild: www.bayern.de

Thomas Karmasin. 
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Doppelhaushalt 2024/25 im Landtag beschlossen:

150 Mrd. Euro für Bayerns Zukunft
Fast 30 Prozent des Haushalts fließen an Kommunen

Der Bayerische Landtag hat den Doppelhaushalt 2024/2025 
auf den Weg gebracht. Insgesamt umfasst der Staatshaus-
halt 150 Mrd. Euro – für das Haushaltsjahr 2024 73,7 Mrd. 
Euro und für 2025 76,4 Mrd. Euro. Finanzminister Albert 
Füracker sprach von einem „starken Fundament für eine 
erfolgreiche Zukunft Bayerns“.

Der Freistaat habe im Gegen-
satz zum Bund „solide, voraus-
schauend und umsichtig“ ge-
plant und führe seine verantwor-
tungsbewusste Haushaltspolitik 
„komplett ohne neue Schulden“ 
fort. Der Freistaat stehe auch 
weiterhin fest an der Seite seiner 
Kommunen: „Fast 30 Prozent un-
seres gesamten Haushaltsvolu-
mens fließen in diesem Jahr an 
Bayerns Kommunen – das ist ab-
solutes Top-Niveau!“, unterstrich 
der Finanzminister.

Im Bereich Bildung mit ei-
nem Gesamtetat von 32,7 Mrd. 
Euro setzt sich die CSU-Frak- 
tion für mehr Personal und ei-
ne Stärkung der Digitalisierung 
an Bayerns Schulen ein. Insge-
samt werden bis zum Jahr 2025 
4.100 neue Stellen an den Schu-
len geschaffen. Rund 300 Mio. 
Euro werden für die Förde-
rung der Beschaffung zusätzli-
cher mobiler Endgeräte sowie 
ein Medienbudget investiert. 

Für den flächendeckenden und 
bedarfsgerechten Ausbau von 
Ganztagsangeboten und der 
Mittagsbetreuung sind insge-
samt knapp eine Milliarde Euro 
veranschlagt.

Neuer Höchststand

Mit einem Gesamtetat für 
den Bereich Wissenschaft und 
Kunst in Höhe von insgesamt 
17,9 Mrd. Euro für beide Haus-
haltsjahre erreicht dieses Res-
sort einen neuen Höchststand. 
Einen Schwerpunkt setzt die 
Fraktion dabei erneut auf die 
Hightech-Agenda mit 900 Mio. 
Euro. Weiter gestärkt werden 
mit zusätzlich 140 Mio. Euro für 
die Jahre 2024/2025 auch die 
Bayerischen Universitätsklinika. 
Die Ausgaben für Kunst und Kul-
tur werden um 72,1 Mio. Euro 
erhöht und erreichen mit knapp 
1,7 Mrd. Euro Rekordhöhe.

Schwerpunkte beim Ressort 

Wohnen, Bauen und Verkehr 
sind die Mobilität und die 
Wohnraumförderung. Für die 
Mobilität werden die Mittel 
für den Schienenpersonennah-
verkehr weiter erhöht, sie stei-
gen auf insgesamt 4,3 Mrd. Eu-
ro. Gleichzeitig werden auch die 
Gelder für Staatsstraßen massiv 
aufgestockt, hier gibt es ein neu-
es Rekordniveau in Höhe von 
insgesamt 1,1 Mrd. Euro.

Wohnraumförderung  
so hoch wie nie zuvor

Für mehr Wohnraum im Frei-
staat werden insgesamt 1,8 Mrd. 
Euro in die staatliche Wohn-
raumförderung investiert, so 
viel wie noch nie zuvor. Mit dem 
kommunalen Wohnraumförde-
rungsprogramm, der Studenten-
raumförderung und der Bayeri-
schen Holzbauförderung wird im 
Staatshaushalt die Wohnungs-
baumilliarde wieder erreicht.

Im Bereich Umwelt mit einem 
Gesamtetat von 2,4 Mrd. Euro 
legt die CSU-Fraktion besonde-
ren Wert auf Naturschutz und 
Landschaftspflege, Klima- und 
Hochwasserschutz sowie Arten- 
 (Fortsetzung auf Seite 4)

sich unternehmerische und eh-
renamtliche Kräfte wieder ent-
falten können.“ Deshalb solle 
im Landtag noch vor der Som-
merpause ein Modernisierungs-
gesetz vorgelegt werden, des-
sen Ziel es sei, zehn Prozent al-
ler Verwaltungsvorschriften ab-
zubauen. Neue Gesetze soll es 
nur noch auf Bewährung geben. 
Werden sie nicht gebraucht, sol-
len sie nach fünf Jahren wieder 
abgeschafft werden.

Vorgesehen ist auch eine 
deutliche Entschlackung bzw. 

rätinnen und Landräte mit poli-
tisch Verantwortlichen wie der 
Bayerischen Staatsministerin 
für Gesundheit, Pflege und Prä-
vention, Judith Gerlach, MdL, 
und verschiedenen Fachrefe-
renten über die Krankenhaus-
reform, intersektorale Versor-
gungsmodelle und den ambu-
lanten medizinischen Bereich 
ausgetauscht.

Hohe Betriebskostendefizite

„80 Prozent der Krankenhäu-
ser haben hohe Betriebskosten-
defizite. Die Notfallpatienten 
landen nicht dort, wo sie hinge-
hören. Der Rettungsdienst wird 
immer mehr zum Ausfallbür-
gen einer verfehlten Patienten-
steuerung. Diese müssen in die 
richtige Versorgungsstruktur ge-
bracht werden. Im ambulanten 
Bereich sehen wir eine zuneh-
mende Überalterung der Ärzte 
bei einem gleichzeitig gewan-
delten Berufsverständnis der 
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Wir gratulieren
ZUM 70. GEBURTSTAG

Bürgermeister Martin Schmid 
Stadt Vohburg/Donau  

am 01.07.

ZUM 60. GEBURTSTAG
Bürgermeister Uwe Emmert 

Markt Wilhermsdorf  
am 21.06.

Bürgermeister Herbert Preuß  
Gemeinde Kollnburg  

am 22.06.

Bürgermeisterin Susanne Fischer 
Markt Kirchheim  

am 26.06.

Landrat Richard Reisinger  
Landkreis Amberg-Sulzbach  

am 02.07.

Hinweis in eigener Sache
Trotz aller Bemühungen sind un-
sere Daten nicht vollständig. Wir 
bitten deshalb um rechtzeitige 
Bekanntgabe der bevorstehen-
den runden Geburtstage.
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Frühjahrs-Justizministerkonferenz in Hannover:

Bayerische Inhalte
Mit inhaltlich wichtigen Vorhaben kann die 95. Justizministerkon-
ferenz in Hannover aufwarten. Insgesamt wurden 66 rechtspoli-
tische Themen behandelt und 50 Initiativen beschlossen. Als be-
sonderen Erfolg der Konferenz werteten die Landesminister ihr 
gemeinsames Bekenntnis zur Stärkung des Grundgesetzes, des 
Bundesverfassungsgerichts und des gesamten Rechtsstaats.

Auf Initiative Bayerns fordert 
die Justizministerkonferenz den 
Bund nun unter anderem auf, 
wichtige Reformen zum Schutz 
der Menschen vor neuen Gefah-
ren der digitalen Welt anzuge-
hen. Laut Landesminister Georg 
Eisenreich zählt dazu ein besse-
rer Schutz vor Mobbing und Cy-
bermobbing, die bei Betroffe-
nen zu enormen psychischen 
und auch körperlichen Schäden 
führen könnten – in Einzelfällen 
bis hin zu Suizid. Besonders ge-
fährdet seien Kinder, Jugendli-
che und Frauen. Laut einer Stu-
die der Techniker Krankenkasse 
und des „Bündnisses gegen Cy-
bermobbing“ waren bereits En-
de 2022 allein mehr als 1,8 Mil-
lionen Schülerinnen und Schüler 
von Cybermobbing betroffen.

Schutz der individuellen  
Lebensgestaltung

Auch im Lichte der aktuellen 
EU-Gesetzgebung zur Bekämp-
fung von Gewalt gegen Frauen 
und häuslicher Gewalt stellten 
die Justizminister fest, dass nicht 
alle Fallgestaltungen strafrecht-
lich erfasst sind. Erörtert werden 
muss aus ihrer Sicht ein umfas-
sender und effektiver strafrecht-
licher Schutz gegen fortgesetzte 
systematische Beeinträchtigun-
gen der individuellen Lebensge-
staltung und der psychischen In-
tegrität. Darüber hinaus sei es 
geboten, strafschärfende Re-
gelungen für diejenigen Fälle zu 
prüfen, in denen die Täter einer 
Nachstellung bzw. fortgesetzten 
Belästigung die Tat im Auftrag 
oder mit Billigung eines (frem-
den) Staates begehen. Anwen-
dungsfälle hierfür ergäben sich 
insbesondere für das Handeln 
autokratisch regierter Staaten, 
die in Deutschland lebende Op-
positionelle durch regimetreue 
Anhänger verfolgen und belästi-
gen lassen.

Die Forschung für KI-Anwen-
dungen zu erleichtern, war ei-
ne weitere Forderung des Frei-
staats. Die Forschung an und 
die Nutzung von KI-Anwendun-
gen in der Justiz bietet nach Auf-
fassung der Justizminister gro-
ßes Potenzial. KI-Anwendungen 
könnten für unterstützende Tä-
tigkeiten z. B. bei der Strukturie-
rung von Sachverhalten, der Be-
wältigung von Massenverfahren 
oder der Anonymisierung von 
Urteilen eingesetzt werden und 
so die Tätigkeit von Gerichten 
und Justizbehörden erleichtern. 

Der Einsatz von KI sei daher ein 
wichtiger Baustein, um die Jus-
tiz angesichts immer komplexer 
werdender Verfahren und knap-
per werdender Ressourcen zu-
kunftsfest auszugestalten.

Jedoch wurde darauf hinge-
wiesen, dass die Forschung an 
KI-Anwendungen für den Einsatz 
in der Justiz zum Teil urheber-
rechtlichen Problemen begeg-
net: Für KI-Projekte sei es oftmals 
erforderlich, große Mengen an 
anwaltlichen Schriftsätzen, die 
potenziell urheberrechtlich ge-
schützt sind, im Wege des Text- 
und Data Mining auszuwerten. 
Hierfür könnten sich die Justiz-
stellen, die über die Schriftsät-
ze verfügen, auf die Schranke für 
das Text- und Data Mining nach 
§ 44b UrhG berufen.

Phänomen Cybertrading

Zudem befassten sich die Jus-
tizminister – unter anderem auf 
Antrag Bayerns – mit dem aktu-
ellen Phänomen betrügerischer 
Anlageplattformen im Internet 
(sog. Cybertrading), durch die 
Privatanleger durch angeblich 
attraktive Geldanlagen hohe 
Verluste erleiden. Die psycho-
logisch geschulten Täter operie-
ren aus dem Ausland und sind 
der Organisierten Kriminalität 
zuzuordnen. Die Ermittlungsver-
fahren gegen die Betreiber der 
Anlageplattformen, die Polizei 
und Staatsanwaltschaften bun-
desweit führen, sind daher re-
gelmäßig äußerst komplex und 
weisen immer internationale 
Bezüge auf.

Eisenreich zufolge ist der ver-
ursachte Schaden enorm hoch. 
Allein bei der Zentralstelle Cy-
bercrime Bayern (ZCB) seien seit 
2017 bereits mehr als 8.000 An-
zeigen zu rund 1.950 betrügeri-
schen Trading-Plattformen ein-
gegangen. In einem einzelnen 
Verfahren vor dem Landgericht 
Regensburg habe der Gesamt-
schaden 77 Millionen Euro be-
tragen. Insgesamt würden seit 
2017 in Bayern Verfahren mit 
einem Gesamtschaden von 350 
Millionen Euro geführt. Die Dun-
kelziffer dürfte noch um einiges 
höher liegen.

Effektive Strafverfolgung

Die Landesminister stimmen 
in Hannover darin überein, dass 
eine effektive Strafverfolgung 
auch im Phänomenbereich Cy-
bertrading insbesondere auch 
zum Schutz des Vermögens der 
Bürgerinnen und Bürger uner-
lässlich ist. Angesichts der gro-
ßen Anzahl der sich ständig wan-
delnden betrügerischen Plattfor-
men, der länderübergreifenden 
und internationalen Bezüge der 
Ermittlungsverfahren und der 
Vielzahl an Spuren und Ermitt-
lungsansätzen sprachen sich die 
Justizminister für die Bündelung 
von Informationen aus verschie-
denen Ermittlungsverfahren 
mittels einer beim Bundeskri-
minalamt angesiedelten zentra-
len Informationsplattform eben-
so aus wie für den Informations-
austausch unter den Strafverfol-
gungsbehörden.

Schutz der 
verfassungsmäßigen Ordnung

Die Konferenz setzt sich auf 
Vorschlag Bayerns auch für eine 
Prüfung ein, ob und unter wel-
chen Voraussetzungen öffentli-
che Aufrufe zur Beseitigung der 
verfassungsmäßigen Ordnung 
strafrechtlich geahndet wer-
den können. Wie Eisenreich er-
läuterte, „sind bislang öffentli-

che Aufrufe zur Beseitigung der 
verfassungsmäßigen Ordnung 
in Deutschland für sich genom-
men nicht strafbar. Deshalb hat 
die Justizministerkonferenz den 
Bundesjustizminister gebeten, 
die Möglichkeiten für eine straf-
rechtliche Ahndung zu prüfen. 
Anlass für diesen bayerischen 
Antrag waren öffentliche For-
derungen nach Einführung ei-
nes Kalifats. Das ist völlig inak-
zeptabel.“

Beschleunigung  
von Asylverfahren

Überdies wurden die Möglich-
keiten der weiteren Beschleuni-
gung asylgerichtlicher Verfahren 
erörtert. Die Verfahrenslaufzei-
ten asylgerichtlicher Verfahren 
haben sich bereits deutlich ver-
kürzt. Ergänzend soll die Verwal-
tungsgerichtsbarkeit auch künf-
tig in dem Ziel, die Verfahrens-
laufzeiten insgesamt weiter zu 
reduzieren, unterstützt werden. 
Dazu wird eine Arbeitsgruppe 
zur nächsten Herbstkonferenz 
der Justizministerinnen und Jus-
tizminister die Ergebnisse ihrer 
Beratungen vorlegen.

Reform des  
Verkehrsstrafrechts

Auf Initiative Bayerns schlugen 
die Justizminister außerdem ei-
ne Reform des Verkehrsstrafrechts 
vor. Nach Eisenreichs Angaben star-
ben vergangenes Jahr in Bayern im 
Straßenverkehr 37 Menschen bei 
Unfällen mit Fahrern unter Alkohol- 
einfluss und zehn bei Unfällen mit 
Fahrern unter Drogeneinfluss. „Ich 
befürchte, dass die Teillegalisierung 

Der Bayerische Landtag startet ein neues Pro-
jekt zur Förderung der politischen Bildung 
und zur Demokratieerziehung. Unter dem 
Motto „Schule trifft Landtag – Landtagsprä-
sidentin Ilse Aigner zu Besuch“ tritt die Prä-
sidentin der bayerischen Volksvertretung in 
den Austausch mit Schülerinnen und Schü-
lern in ganz Bayern. 

Geplant sind Besuche unterschiedlicher 
Schularten in allen Regierungsbezirken, bei de-
nen die Landtagspräsidentin im Rahmen einer 
Doppelstunde mit Jugendlichen über Fragen 
und Erwartungen zum Thema „Demokratie“ 
diskutiert. Erste Station war am Montag, 17. Ju-
ni 2024 das Hardenberg-Gymnasium in Fürth.

Landtagspräsidentin Ilse Aigner betont: 
„Die Lehrkräfte in Bayern arbeiten unermüd-
lich daran, einer heute sehr heterogenen Schü-
lerschaft den Wert und die Bedeutung unse-
rer Demokratie nahezubringen. Das ist aktuell 
wichtiger denn je. Denn die Demokratie steht 
im Feuer – Angriffe von innen und von außen 
setzen ihr zu. Als Landtag wollen wir auf allen 

Ebenen mithelfen, unsere Gesellschaft für die 
Zukunft stark gegen die Feinde der Demokra-
tie aufzustellen! Deshalb habe ich angeregt, 
das bewährte Angebot der bayerischen Volks-
vertretung zur Demokratieförderung um ei-
nen weiteren Baustein zu ergänzen: Ich freue 
mich sehr auf eine Doppelstunde Demokra-
tie mit Schülerinnen und Schülern, bei der wir 
uns intensiv unterhalten wollen über die beste 
Staatsform, die es gibt!“                              

Auftakt der neuen Reihe bildet der Besuch 
des Hardenberg-Gymnasiums. Die Schule in 
der Fürther Südstadt gehört mit ihren 1330 
Schülerinnen und Schülern unterschiedlichs-
ter Herkunft zu den zehn größten Gymnasien 
in Bayern. Respektvoller Umgang miteinan-
der, gegenseitige Wertschätzung sowie Tole-
ranz gehören zu den wichtigsten Leitzielen des 
Hardenberg-Gymnasiums. Der Schule ist es ein 
Anliegen, mit zahlreichen Projekten (u.a. Juni-
orwahl, Model United Nations und Betzavta) 
das Demokratieverständnis zu stärken und 
Raum für Diskussionen zu schaffen.  r

Neues Projekt des Bayerischen Landtags zur politischen Bildung:

„Schule trifft Landtag“

von Cannabis zu einem Anstieg 
schwerer Verkehrsunfälle führen 
wird. Das Verkehrsstrafrecht muss 
auch vor diesem Hintergrund drin-
gend reformiert werden. Es bietet 
in einigen Bereichen keinen ausrei-
chenden Schutz.“

Verbesserungsbedarf besteht 
insbesondere mit Blick auf fol-
gende Fallgestaltungen: die Ver-
ursachung tödlicher Verkehrs-
unfälle unter dem Einfluss von 
Rauschmitteln, verbotene Kraft-
fahrzeugrennen mit schwerwie-
genden Unfallfolgen und das 
Werfen von Gegenständen auf 
fahrende Kraftfahrzeuge.  DK

OpenSource ist nicht  
die Lösung aller Probleme
In den letzten Wochen beherrschten Berichte über die weltweite 
sicherheitstechnische beinahe Katastrophe um SSH, bzw. der ein-
gebundenen Bibliothek „liblzma.so“ die Fachpresse und erschüt-
tern die OpenSource-Szene. Nach bisherigen Erkenntnissen hatten 
chinesische Angreifer es fast geschafft, durch Social Engineering 
und technische Manipulation, eine Hintertür im weltweit in Sicher-
heitskreisen gebräuchlichen Tool SSH zu platzieren. Dabei wurde 
der Schadcode erst im finalen Binary eingefügt, so dass dieser im 
Quellcode nicht sichtbar ist. Die Art der dabei verwendeten Hinter-
tür wird von Geheimdiensten bevorzugt, weil sie ihnen exklusiven 
Zugang zu den kompromittierten Rechnern bietet.

Entdeckt wurde der Hack zu-
fällig durch einen misstrauischen 
deutschen Microsoft-Mitarbei-
ter, der sich über die hohe Pro-
zessorlast des SSH-Tasks in sei-
ner unstable-Linux-Version wun-
derte. Tausenden anderen Usern 
war dies jedoch nicht aufgefallen. 
Wäre der Angriff nicht entdeckt 
worden, wäre die Version wahr-
scheinlich bald in die Stable-Ver-
sion von Linux-Distributionen 
übernommen worden, weil (ver-
mutlich Fake-)Nutzer in der Szene 
bereits intensiv darauf drängten.

Dieser Vorgang kann von zwei 
Seiten betrachtet werden:
1. OpenSource hat bewiesen, 
dass es funktioniert, weil die 
Manipulation entdeckt wurde. 
2  OpenSource ist ein Sicher-
heitsrisiko, weil jeder mitarbeiten 
kann und einige Staaten poten-
ziell die größeren Ressourcen für 
ihre Zwecke aufwenden können.

Die vom DATABUND be-
reits seit längerem vorgetrage-
ne Warnung, dass OpenSource 
nicht alle Probleme löst und teil-
weise alte Probleme durch neue 
ersetzt, hat sich bewahrheitet. 
In der Theorie ist OpenSource 
eine gute Sache. Aber im Grun-
de kann wie bei einer Blockchain 
eine ausreichend große Menge 
von personellen Ressourcen das 
System korrumpieren. 

Bereits in der Standardisie-
rung wendet China diese Strate-
gie seit über 10 Jahren an. Durch 
eine schiere Masse von Perso-
nen, die in die Gremien gewor-
fen werden und die dann die Bil-
dung von immer mehr Unter-
gliederungen und Untergrup-
pen vorantreiben, übernehmen 
sie in dem Moment die alleini-
ge Steuerung, wo westliche Län-
der nicht mehr die Ressourcen 

haben, all diese Gremien zu be-
setzen. Im OpenSource-Bereich 
kann eine ähnliche Strategie ge-
nauso zum Erfolg führen und nie-
mand kann sagen, ob sie nicht in 
einem oder mehreren anderen 
Fällen bereits erfolgreich gewe-
sen ist. Die Kontrolle des Quell-
codes funktioniert nur so lan-
ge, wie ausreichende Ressour-
cen für eine ausführliche und 
gewissenhafte Kontrolle vorhan-
den sind. Hinzu kommt, dass nie-
mand die Verantwortung für 
Quellcode und dessen Kontrol-
le übernimmt. Fahrlässigkeit und 
Fehlverhalten haben keine wirt-
schaftlichen und juristischen 
Konsequenzen für einen Com-
munity-Entwickler. Keine öffent-
liche Verwaltung würde jedoch 
eine Software beschaffen, für die 
nicht die Funktionsfähigkeit ga-
rantiert und gehaftet wird. 

Abschließend sollte nicht un-
erwähnt bleiben, dass es ein 
deutscher Microsoft-Entwickler 
war, der den Hack aufgedeckt 
hat. Ohne Microsoft wäre dieser 
vielleicht unentdeckt geblieben, 
oder zu spät erkannt worden. 
Microsoft und andere große 
Softwarehersteller zu verban-
nen, wie es Schleswig-Holstein 
gerade vormacht, kann hier 
schnell zu einem Bumerang für 
die IT-Sicherheit werden.

DATABUND tritt für eine sach-
liche Abwägung und Auswahl 
von Software ein, für einen of-
fenen Wettbewerb von Lösun-
gen, ohne diesen durch Festle-
gung eines Lizenzmodells einzu-
schränken. Die Softwarewelt ist 
nicht nur schwarz und weiß. Di-
gital souverän ist, wer nicht nur 
auf ein Lizenzmodell setzt, son-
dern sich Optionen offenhält 
und mehrgleisig fährt.  r

Jahresbericht 2023 der Bundesnetzagentur:

Marktzahlen  
Telekommunikation

In ihrem Jahresbericht zu Aktivitäten und Regulierungsentschei-
dungen im Sektor Telekommunikation verweist die Bundesnetz-
agentur auf konstante Investitionen. Mit 13,2 Mrd. Euro lagen sie 
in etwa auf dem Niveau des Vorjahres. Investitionsschwerpunk-
te der Unternehmen hätten erneut im Ausbau von Glasfaser- und 
5G-Netzen gelegen.

Auf 17,9 Mio. (+37 Prozent) er-
höhte sich die Anzahl der mit 
Glasfaser versorgten bzw. unmit-
telbar erreichbaren Endkunden 
(Homes Passed). Einen geringe-
ren Anstieg (14 Prozent) von 6,4 
Mio. im Jahr 2022 auf 7,3 Mio. 
im Jahr 2023 verzeichneten da-
gegen die aktiven und nicht akti-
ven Glasfaseranschlüsse (Homes 
Connected). Zugleich nahm die 
Verbreitung aktiver Glasfaser- 
anschlüsse auf 4,3 Mio. zu und 
übertraf damit den Bestand En-
de 2022 um ca. 900.000.

Der Anteil aktiver FTTH/FT-
TB-Anschlüsse (Homes Activa-
ted) an den gesamten aktiven 
Breitbandanschlüssen in Festnet-
zen ist von 9,1 Prozent im Jahr 
2022 auf 11,2 Prozent zum Jah-
resende 2023 angewachsen. Die 
geringe Verbreitung solcher An-
schlüsse ist im Wesentlichen auf 
den hohen Versorgungsgrad mit 
bestehenden leistungsfähigen 
Infrastrukturen (VDSL-Vectoring 
und HFC-Netze) zurückzuführen. 
Aufgrund steigender Nachfrage 
nach höheren Datenraten wird 
für die kommenden Jahre erwar-
tet, dass sich der FTTH/FTTB-An-
teil deutlich erhöhen wird.

Dagegen setzt sich der kon- 
tinuierliche Rückgang von  
Festetzgesprächsvolumen, der 
durch die Pandemie unterbro-
chen wurde, weiter fort. Das 
über Festnetze abgewickelte 
Gesprächsvolumen im Jahr 2023 
ging gegenüber dem Vorjahr 
um 20 Prozent auf 64 Mrd. Ge-
sprächsminuten zurück.

Vergangenes Jahr wurden 
über Mobilfunknetze im Inland 
rund 153,5 Mrd. abgehende Ge-
sprächsminuten geführt. Dies 
entspricht im Durchschnitt rund 
122 Minuten monatlich pro ak-
tivem SIM-Profil. Insgesamt ist 
das über Mobilfunknetze im In-
land abgewickelte Gesprächs-
volumen im Jahr 2023 mit einer 
Abnahme um knapp vier Prozent 
gegenüber dem Vorjahr rückläu-
fig. Dies lässt sich unter anderem 
durch die zunehmende Nutzung 
von nummernunabhängigen in-
terpersonellen Telekommuni-
kationsdiensten, insbesondere 
von Messenger- und Videokon-
ferenz-Diensten, erklären.

Im Jahr 2023 wurden 15,8 
Mrd. (2022: 13,3 Mrd.) abge-
hende Sprachtelefonie-Anrufe 
sowie 8,2 Mrd. (2022: 7,7 Mrd.) 
abgehende Video-Anrufe über 
Messenger- und Videokonfe-
renz-Dienste geführt. Das jewei-
lige Gesprächsvolumen ist dabei 

auf insgesamt 175,1 Mrd. (2022: 
121,0 Mrd.) Sprachtelefonie-Mi-
nuten sowie auf 176,4 Mrd. 
(2022: 143,2 Mrd.) Videotelefo-
nie-Minuten angewachsen. Zu-
dem wurden im Jahr 2023 ins-
gesamt 891,4 Mrd. (2022: 805,4 
Mrd.) Sofortnachrichten über 
Messenger- und Videokonfe-
renz-Dienste versendet.

Insgesamt wurde im Berichts-
jahr in Festnetzen deutschland-
weit ein Datenvolumen von rund 
132 Mrd. GB übertragen. Dies 
entspricht im Durchschnitt ei-
nem Datenvolumen von ca. 287 
GB pro Anschluss und Monat. Im 
Vergleich zum Jahr 2022 stieg das 
in Festnetzen übertragene Da-
tenvolumen um rund 11 Mrd. GB.

Das durchschnittlich genutz-
te Datenvolumen in Mobilfunk-
netzen pro aktivem SIM-Profil 
und Monat erhöhte sich gegen-
über 2022 um etwa 36 Prozent 
auf 7,2 GB. Nach Erhebungen 
der Bundesnetzagentur belief 
sich das übertragene Datenvo-
lumen über Mobilfunknetze im 
Inland im Jahr 2023 auf 9.118 
Mio. GB gegenüber 6.714 Mio. 
GB im Jahr 2022. Der überwie-
gende Teil (91 Prozent) des Da-
tenverkehrs wurde dabei über 
LTE realisiert, sechs Prozent 
des Datenverkehrs über das 
5G-Netz und drei Prozent des 
Datenverkehrs über das GSM-
Netz (2G) abgewickelt.

„Die Zahlen der Bundesnetz-
agentur bestätigen den bereits 
in der Breko-Marktanalyse 2023 
erkennbaren Trend: Der Glas-
faserausbau läuft auf Hochtou-
ren“, erläuterte Sven Knapp, Lei-
ter des Hauptstadtbüros beim 
Bundesverband Breitbandkom-
munikation, die Berichtszahlen. 
„Der im Vergleich zum Vorjahr 
nochmal gesteigerte Zuwachs 
an verfügbaren Glasfaser- 
anschlüssen zeigt, dass weiter 
stark investiert wird. Der leich-
te Investitionsrückgang im Te-
lekommunikationsmarkt insge-
samt betrifft wohl vorwiegend 
die kupferbasierten Brücken-
technologien DSL und TV-Ka-
bel, deren 2022 begonnener Ab-
wärtstrend sich 2023 verstetigt 
hat. Um diese positiven Entwick-
lungen fortzuführen, braucht es 
jedoch bessere Rahmenbedin-
gungen, insbesondere ein En-
de des strategisch-destruktiven 
Glasfaser-Doppelausbaus, und 
bessere Aufklärung, damit mehr 
Bürgerinnen und Bürger die ver-
fügbaren Glasfaseranschlüsse 
auch nutzen.“  DK
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vor wenigen Tagen fand die 
Wahl zum Europäischen Par-
lament statt. Wir alle wissen, 
dass Europa und die Europäi-
sche Union für unsere kommu-
nale Ebene von herausragen-
der Bedeutung sind.

Auf der einen Seite werden 
dort politische Vorgaben be-
schlossen, die dann in der Fol-
ge vor Ort in den Landkrei-
sen, Städten und Gemeinden 
planungsrechtlich, baurecht-
lich und verwaltungstechnisch 
umgesetzt werden müssen. Auf der anderen Sei-
te kommen die Kommunen – nach der Überwin-
dung der einen oder anderen bürokratischen 
Hürde – auch vielfältig in den Genuss europäi-
scher Förderungen. Ich denke dabei an die Be-
reiche Strukturentwicklung und Arbeitsmarkt-
förderung oder an soziale Projekte, die aus den 

EFRE und ESF-Fonds unterstützt werden. Kom-
munale Projekte im ländlichen Raum profitieren 
zudem seit geraumer Zeit durch die finanzielle 
Unterstützung der LEADER-Förderung. Darüber 
gilt der Grundsatz, dass Deutschland als wirt-
schaftsstärkstes Land der EU der größte Nutz-
nießer des europäischen Binnenhandels ist. Das 
darf man nicht vergessen.

Jetzt aber zum Ausgang der Europawahl: Posi-
tiv sehe ich die auf Bundesebene vergleichswei-
se hohe Wahlbeteiligung mit 64,8 Prozent. Das 
gab es seit der Wiedervereinigung noch nie in 
Deutschland und Demokratie lebt ja bekanntlich 
vom Mitmachen. 

Ebenfalls positiv: Die demokratische Mitte des 
Parteienspektrums bleibt im EU-Parlament sta-

bil – trotz den besorgniserre-
genden Zuwächsen von Popu-
listen und Radikalen. 

Ein weiterer Erkenntnis-
gewinn: Die deutschen Am-
pel-Parteien kommen zusam-
men nur auf etwas mehr als 
30 Prozent der Stimmen und 
haben als Bundesregierung in 
der Bevölkerung keine Mehr-
heit für ihre Politik. Die Ana-
lysten sprechen hier davon, 
dass die Ampel durch dauer-
haften Parteienstreit, man-
gelhafte Umsetzung wichti-
ger politischer Vorhaben so-
wie eine schwache politische 

Führung dies selbst zu verantworten hätte. Hier 
kann man kaum widersprechen, denn auch die 
Kommunen hat die derzeitige Bundesregierung 
leider mehrfach im Regen stehen lassen – man 
denke nur an die komplett verfehlte Zuwande-
rungspolitik. 

Apropos Zuwanderung – eine der größten 
Aufgaben, die von dem neuen EU-Parlament zu-
sammen mit der neuen EU-Kommission und den 
Regierungschefs neben die übergeordneten Auf-
gaben der Friedens- und Wohlstandssicherung 
dauerhaft gelöst werden muss, ist die Migra- 
tionsfrage. Hier haben wir uns als KPV immer 
wieder deutlich positioniert und bleiben bei un-
serer Haltung:

Wir brauchen einen klaren Kurs bei der Asyl- 
und Flüchtlingsfrage, denn nur ein gemeinsamer 
Kraftakt von Europa, Bundesregierung und Frei-
staat kann das Ruder bei der Migration noch he-
rumzureißen und ein langfristiges, geordnetes 
und gesteuertes System etablieren. 

Was Europa angeht, war der EU-Migrations-
pakt vom April dieses Jahres ein erster Schritt 
in die richtige Richtung. Dieser Weg muss jetzt 
von dem durch die Wahlen neu aufgestellten Eu-
ropäischen Parlament fortgesetzt werden. Als 
KPV stehen wir dazu im Sinne der kommunalen  
Familie in ständigem Dialog mit unseren zustän-
digen Mandatsträgern und politischen Entschei-
dern auf bayerischer, bundesdeutscher und eu-
ropäischer Ebene.

GZ KOLUMNE
Stefan Rößle

Europawahl:  
Migrationsfrage bleibt 

große Aufgabe

Liebe Leserinnen
und Leser,

Ihr Stefan Rößle
Landesvorsitzender der KPV Bayern
Landrat des Landkreises Donau-Ries

Immunisierung mit Folgen
Inzwischen wurde in Bayern in 141 Fällen ein Corona-Impfschaden anerkannt

Unvergessen sind die Worte von Karl Lauterbach am 13. Februar 
2022 bei „Anne Will“. „Die Impfungen sind halt mehr oder weniger 
nebenwirkungsfrei. Das muss immer wieder gesagt werden“, hatte 
der Bundesgesundheitsminister betont. Heute wissen wir: Es gibt 
Impfschäden. Es gibt sie ziemlich oft. Und einige sind höchst gravie-
rend. Einzelne Impfgeschädigte in Bayern erhalten inzwischen auch 
Leistungen. Gezahlt werden sie vermutlich größtenteils aus Steuer-
geldern. Denn die Hersteller wollten nicht haften.

Relativ bald nach Beginn der 
Impfkampagne stellte sich her- 
aus, dass die Corona-Impfun-
gen nicht die Patentlösung zur 
Beendigung der Corona-Krise 

wurde: „Offen sind aktuell noch 
611 Fälle.“ Die Betroffenen schil-
dern die unterschiedlichsten Be-
schwerden: „Nahezu alle denk-
baren Erkrankungen werden als 
Impfkomplikation geltend ge-
macht.“ Statistisch erfasst wer-
de dies nicht.

Dreimal Bestattungsgeld

In 40 Fällen werden monatli-
che Rentenleistungen oder wei-
tere Leistungen gezahlt. In drei 
Fällen gab es ein Bestattungs-
geld. Wie viel pro Monat gezahlt 
wird, kann höchst unterschied-
lich sein. Unter anderem ist dies 
vom jeweiligen Einkommen ab-
hängig.

„Die genauen Höhen der mo-
natlichen Rentenleistungen sind 
nicht mit vertretbarem Aufwand 
anzugeben“, so Inge Wolff. Zu-
dem stünden exakteren Anga-
ben datenschutzrechtliche Grün-
de entgegen: „Bei weiterer Aus-
differenzierung von Einzelfällen 
könnten Rückschlüsse auf diese 
gezogen werden.“ Dies bedeu-
tet, dass nicht klar ist, wie viel 
den bayerischen Steuerzahler 
die Corona-Impfschäden im Mo-
ment kosten. Ob und in welcher 
Höhe Hersteller bisher Leistun-
gen für Impfschäden erbracht 
haben, kann das ZBFS nicht sa-
gen: „Soweit uns aus der Presse 
bekannt ist, sind vor einigen Zivil-
gerichten Klagen anhängig.“

Über alle Impfungen hinweg 
erhalten aktuell in Bayern 437 
Personen Versorgungsleistun-
gen, die ihren Rechtsgrund im 
Impfschadensrecht haben: „Ei-
ne Differenzierung nach der Art 
der Impfung erfolgt nicht.“ Im 
vergangenen Jahr wurden ins-
gesamt knapp 12 Millionen Eu-
ro an Rentenzahlungen für impf-
geschädigte Personen erbracht. 
„Eine Differenzierung nach Art 
der Impfung ist nicht möglich“, 
so Inge Wolff.

Ebenfalls über alle Impfun-
gen hinweg wurde 2023 für 
13 Kinder in Bayern erstma-
lig ein Antrag auf Leistungen 
nach dem bis Ende 2023 gelten-
den Infektionsschutzgesetz ge-
stellt. Neun der Anträge wur-
den abgelehnt, vier sind noch in 
Bearbeitung. Heuer wurde für 
zwei Kinder ein Antrag auf Leis-
tungen nach dem SGB XIV bei 
Impfschäden gestellt. Beide Fäl-

le befinden sich in Bearbeitung.

Medizinische Befunde

Die auf die Corona-Impfung 
bezogenen Anträge zu bearbei-
ten, ist für das ZBFS nicht ein-
fach. „Je nach Lage des Einzel-
falls werden durch die Verwal-
tung die notwendigen Informa-
tionen eingeholt“, so Inge Wolff. 
Angefordert werden zum Bei-
spiel medizinische Befunde, au-
ßerdem muss aus dem Antrag 
hervorgehen, wann genau und 
was genau geimpft wurde. All 
dies muss eindeutig nachgewie-
sen sein: „Zum Beispiel durch 
Eintragung im Impfpass.“ Bei 
Anträgen im Kontext der Coro-
na-Impfungen sei das in aller Re-
gel kein Problem.

Liegen alle Unterlagen vor, 
beginnt der ärztliche Dienst des 
Zentrums Bayern Familie und 
Soziales, die Akten zu prüfen. Im 
Vordergrund steht die Frage, ob 
die vom Antragsteller geschil-
derte, gesundheitliche Störung 
oder die gesundheitliche Schä-
digung tatsächlich, also kausal, 
auf die Impfung bezogen wer-
den kann. „In komplexen Fällen 
kann auch ein externes ärztli-
ches Gutachten eingeholt wer-
den“, so die Pressesprecherin.

In jedem Fall muss ein kau-
saler Zusammenhang deutlich 
über den Zeitpunkt der Imp-
fung hinausgehen. Gesetzlichen 
Vorgaben zufolge kann frühes-
tens sechs Monate nach einem 
schädigenden Ereignis von einer 
dauerhaften Schädigungsfolge 
ausgegangen werden. Ergibt 
sich ein langanhaltender, kausa-
ler Zusammenhang zur Impfung, 
werden die Schädigungsfolgen 
bezeichnet und ein Grad der 
Schädigungsfolgen (GdS) fest-
gelegt: „Der festgestellte GdS ist 
dann Grundlage für zustehende 
Leistungen.“

Die Verfahrensdauer hängt 
davon ab, wie schnell die be-
nötigten Informationen vorlie-
gen. Oft seien Mitarbeiter des 
ZBFS auf Informationen der an-
tragstellenden Personen ange-
wiesen, so Inge Wolff. Ein eige-
nes Team zur Bearbeitung von 
Anträgen, die von Menschen 
gestellt worden, die einen Co-
rona-Impfschaden bei sich be-
fürchten, existiert nicht.

Freigeklagte RKI-Protokolle

Das Thema „Corona-Impfung“ 
gewinnt durch die freigeklag-
ten RKI-Protokolle an Brisanz. 
Anders, als nach außen verkün-
det und medial wiedergegeben, 
scheint es im Robert-Koch-Ins-
titut diesen Protokollen zufolge 
erhebliche Bedenken der Imp-
fung gegenüber gegeben zu ha-
ben. So soll die Ständige Impf-
kommission (STIKO) Ende Okto-
ber 2020 erklärt haben, dass sie 
„ungern so ohne Phase III Stu-
dienergebnisse Empfehlungen 
verfassen“ möchte. Zur Erinne-
rung: Zu Beginn der Impfkampa-
gne war die Phase III der Impf-
stoffentwicklung noch nicht ab-
geschlossen gewesen.

Am 1. Juni nahm sich das ZDF 
der RKI-Protokolle an. In ihrem 
Beitrag verweist die Redaktion 
auf eine brisante Stelle von An-
fang 2021. „Impfstoffwirkung 
ist noch nicht bekannt“, steht 
im Protokoll mit Datum 8. Janu-
ar 2021. Der erste Impfstoff war 
damals schon mehr als zwei Wo-
chen zugelassen. Anzunehmen 
ist, dass sich viele Menschen 
nicht hätten impfen lassen, hät-
ten sie dies gewusst. Das ZDF al-
lerdings relativiert in seiner Ein-
ordnung der RKI-Protokolle mit 
den Worten: „Manche der ent-
schwärzten Stellen zu Impfstof-
fen und anderen Themen tau-
gen nur zum Skandal, wenn man 
sie missversteht.“

„Erfahrungen sammeln“

„Der vermeintliche Wider-
spruch erklärt sich, da es an die-
ser Protokollstelle nicht um die 
grundsätzliche Wirkung eines 
Impfstoffs geht, sondern aus-
schließlich um Geimpfte, die 
sich doch infizieren“, beruhigt 
das ZDF. Entsprechend habe 
sich das RKI laut Protokoll des-
halb auch damit schwergetan, 
eine vom Bundesgesundheits-
ministerium geforderte Emp-
fehlung zu Quarantäne-Regeln 
für Geimpfte zu formulieren. 
„Wir müssen noch Erfahrungen 
mit Geimpften sammeln“, ist im 
Protokoll zu lesen.

Allerdings steht am 8. Januar 
noch mehr in den Protokollen, 
als das ZDF widergibt. Nämlich 
nicht nur: „Impfstoffwirkung ist 
noch nicht bekannt.” Sondern 
auch, wie die „Schwäbische“ 
am 30. Mai diesen Jahres be-
richtet: „Dauer des Schutzes ist 
ebenfalls unbekannt“. Laut Sta-
tista hatten vier Wochen spä-
ter bereits 2.370.735 Menschen 
in Deutschland die Erstimpfung 
erhalten. Weitere vier Wochen 
später waren es 5.420.388.

Die „Schwäbische“ gehört zu 
den bisher erst wenigen Zeitun-
gen, die sich die RKI-Protokol-
le ganz genau anschauen. Aus 
dem Beitrag von Ende Mai er-
fährt der Leser, was unter dem 
Überpunkt „Update Impfung“ 
im Protokoll vom 19. Febru-
ar 2021 steht: „Wenn niederge-
lassene ÄrztInnen impfen, sind 
zeitnahe Infos über das Schick-
sal der Impflinge unwahrschein-
lich. Wird das Monitoring dann 
eingestellt? Wie soll dann vorge-
gangen werden?“

Langes Schweigen

Aus den zunächst geschwärz-
ten, nun öffentlich zugängli-
chen Stellen geht weiter hervor, 
dass die Möglichkeit von Impf-
durchbrüchen mindestens seit 

Landesamt für Statistik zum Klimaschutz in Bayern: 

Prozessbedingte  
CO2-Emissionen  

seit 1990 rückläufig
Historische Werte erstmals berechnet

Kohlendioxid (CO2) ist das mengenmäßig relevanteste Treib-
hausgas. Es entsteht vor allem durch die Verbrennung von 
fossilen Brennstoffen wie Kohle, Erdöl und Erdgas, beispiels-
weise zur Erzeugung von Strom und Wärme als sogenannte 
energiebedingte Emission. Daneben gibt es unter anderem 
die prozessbedingten CO2-Emissionen der Industrie auf-
grund chemischer Reaktionen, zum Beispiel bei der Herstel-
lung von Zement, Ziegeln, Glas oder Hüttenaluminium. 

Das Bayerische Klimaschutzgesetz sieht vor, dass die Treib-
hausgasemissionen je Einwohner bis 2030 um mindestens 
65 Prozent im Vergleich zum Basisjahr 1990 reduziert wer-
den sollen. Um die Fortschritte bei der Reduzierung der Treib-
hausgasemissionen bemessen zu können, müssen zunächst 
die historischen Emissionswerte auch einschließlich der pro-
zessbedingten CO2-Emissionen, die bisher noch nicht vorla-
gen, erfasst werden. Ein spannender Fachbeitrag der aktuel-
len Ausgabe von „Bayern in Zahlen“ beschreibt das aufwendi-
ge Verfahren zur Erfassung und Berechnung dieser Werte für 
die Jahre 1990 bis 1994, stellt wesentliche Ergebnisse vor und 
setzt die bayerische Vorgehensweise in Relation zur Bundes-
methodik.  r

1. März 2021 bekannt war. Die 
„Schwäbische“ zitiert die ent-
sprechende Stelle aus dem Pro-
tokoll: „Nach der Vorstellung 
von ZIG2 zur Evidenz von Rein-
fektionen und Infektionen von 
Geimpften sowie dem Vorgehen 
anderer Länder (Israel), EU-Plä-
nen zu Impfausweis sollte die 
Empfehlung des RKI zu Qua-
rantäne von Geimpften und Ge-
nesenen in Zukunft angepasst 
werden.“ In der Öffentlichkeit 
wurde hierüber vier volle Mona-
te lang geschwiegen.

Auch über Impfnebenwirkun-
gen wurde im Robert-Koch-In-
stitut früh diskutiert. Schon in 
den ersten Wochen im ersten 
Quartal 2021 kam es bekannt-
lich zu zwölf Fällen von Sinusve-
nenthrombose bei Frauen im 
Alter 55+ nach einer Impfung  
mit AstraZeneca. Später wur-
de AstraZeneca deshalb durch  
mRNA-Stoffe ersetzt.

Brisant ist auch die Aussage 
vom 5. März 2021. Im Protokoll 
ist festgehalten: „Das Impfzerti-
fikat soll die Erfassung von Impf-
wirkung, Spätfolgen etc. ermög-
lichen, nicht Grundlage für Kate-
gorien und Vorrechte sein.“ Der 
„Nordkurier“ berichtete hier- 
über in einem langen Beitrag 
vom 24. März diesen Jahres. 
Der explizite Verweis darauf, 
dass das Impfzertifikat der „Er-
fassung von Spätfolgen“ dienen 
sollte, ist für Autor Philippe De-
bionne „brisant“: „Denn diese 
Gefahr gab es offiziell nicht.”

Keine Langzeitfolgen?

Er verweist auf Klaus Cichutek, 
der als Chef des Paul-Ehrlich-In-
stituts Anfang 2022 sagte: „In 
der Regel haben die Impfstoffe 
keine unerwünschten Langzeit-
folgen, die im ursächlichen Zu-
sammenhang mit den Impfun-
gen stehen. Häufig meinen be-
sorgte Bürgerinnen und Bürger 
mit Langzeitfolgen Nebenwir-
kungen, die erst spät auftreten. 

Diese Sorgen sind unberechtigt.“
Am 25. Oktober 2021 verlaut-

barte die Bild-Zeitung: „Wissen-
schaftlicher Konsens ist das, was 
Carsten Watzl (49), Generalse-
kretär der Deutschen Gesell-
schaft für Immunologie, so for-
muliert: ‚Was offensichtlich vie-
le Menschen unter Langzeitfol-
gen verstehen, nämlich dass ich 
heute geimpft werde und nächs-
tes Jahr eine Nebenwirkung auf-
tritt, das gibt es nicht, hat es 
noch nie gegeben und wird auch 
bei der Covid-19-Impfung nicht 
auftreten.“ Mindestens 141 Fäl-
le allein in Bayern sprechen hier-
gegen.  Pat Christ

Verzweifelten eine 
Stimme geben

Mehr als zwei Millionen  
Klicks auf verschiegenen 
Plattformen hat inzwischen 
eine Dokumentation, die es 
Menschen ermöglicht, über 
ihre – teilweise sehr schwe-
ren – Schäden zu sprechen, 
die sie auf Impfungen zu-
rückführen, mit denen sie 
sich vor einer Corona-Erkran-
kung schützen wollten – oder 
sollten. Denn viele von ih-
nen hätten ohne den angeb-
lich „kleinen Pieks“ ihren Be-
ruf nicht weiter ausüben dür-
fen, oder kranke Angehörige 
nicht mehr besuchen können. 
Die Einschränkungen, die Un-
geimpfte hinnehmen muss-
ten, waren vielfältig. Oftmals 
auch die Anfeindungen. 

Bundesgesundheitsminis-
ter Karl Lauterbach hat in-
zwischen zugegeben, dass 
es zu Impfschäden gekom-
men ist und schnelle Hilfe 
versprochen. Darauf war-
ten viele Betroffene nach 
wie vor. 
Informationen: 
h t t p s : // w w w.y o u t u b e .
com/@COLLATERAL2024 r

Millionen-Beträge wurden staat-
licherseits in Propaganda inves-
tiert, um die Menschen zur mehr-
fachen Impfung zu motivieren. 
Großformatige Anzeigen-Kam-
pagnen, Bratwurst-Einladungen 
und andere Skurrilitäten waren 
an der Tagesordnung. Bild: Pat Christ

sein würden. Denn etliche so-
gar vielfach Geimpfte infizierten 
sich trotz Immunisierung. Zum 
Teil erkranken sie sogar schwer 
an Covid-19. Inzwischen sind 
aber auch so viele Fälle schwe-
rer Impfschädigungen bekannt, 
dass niemand mehr das Thema 
„Nebenwirkungen“ als unwich-
tig abtun kann. Allein beim Zent-
rum Bayern Familie und Soziales 
(ZBFS) in Bayreuth gingen bisher 
fast 2.470 Anträge auf Anerken-
nung eines Impfschadens ein.

„141 Fälle wurden davon bis-
her anerkannt“, teilt Pressespre-
cherin Inge Wolff auf Anfrage der 
Bayerischen GemeindeZeitung 
mit. In etwas mehr als 1.900 Fäl-
len wurden die Anträge abge-
lehnt – und zwar hauptsächlich 
deshalb, weil keine auf eine Imp-
fung kausal zurückzuführende 
gesundheitliche Schädigung fest-
gestellt werden konnte.

„In einigen Fällen lag auch ei-
ne vorübergehende, letztend-
lich aber abgeheilte Gesund-
heitsstörung vor“, erläutert Inge 
Wolff. Eine Leistung konnte da-
für nicht gewährt werden, weil 
der Antrag außerhalb der da-
für erforderlichen Frist gestellt 
worden war. In 76 Fällen wur-
den die Anträge zurückgenom-
men oder auf eine andere Wei-
se erledigt. Zum Beispiel kam es 
vor, dass der Antrag an ein an-
deres Bundesland abgegeben 

https://www.youtube.com/@COLLATERAL2024
https://www.youtube.com/@COLLATERAL2024
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schutz und Biodiversität. Insge-
samt 480 Mio. Euro werden in 
Naturschutz und Landschafts-
pflege investiert. Für den Bau 
von Wasserversorgungsanlagen 
und die Sanierung von Wasser-
leitungen wird die Rekordsumme 
von rund 350 Mio. Euro veran-
schlagt. Darüber hinaus stehen 
im Doppelhaushalt 2024/2025 
allein für den Umweltbereich 
insgesamt rund 210 Mio. Eu-
ro für Maßnahmen zum Klima-
schutz und zur Anpassung an den 
Klimawandel zur Verfügung.

Förderung von Technologie 
und Forschung

Mit einem Gesamtetat von 3 
Mrd. Euro werden im Ressort 
Wirtschaft Schwerpunkte in den 
Bereichen Technologieförde-
rung und Forschungseinrichtun-
gen mit insgesamt 1,6 Mrd. Euro 
gesetzt. Um das Handwerk und 
den Mittelstand weiter zu stär-
ken, stellt die Fraktion 94 Mio. 
Euro für die kostenlose Meister-
ausbildung zur Verfügung. Dies 
ist deutschlandweit einzigartig.

Besonderer Schwerpunkt 
beim Etat Landwirtschaft und 
Tourismus ist die Umsetzung 
des „Zukunftsvertrags Landwirt-
schaft“ mit insgesamt 40 Mio. 
Euro. Um den ländlichen Raum 
zu stärken und attraktiv zu ge-
stalten, werden im neuen Dop-
pelhaushalt 408 Mio. Euro be-
reitgestellt. Für das Tourismus-
land Bayern stehen knapp 100 
Mio. Euro zur Verfügung.

Stärkung von Familien

Im Ressort Familie und Sozi-
ales mit einem Gesamtetat von 
knapp 17 Mrd. Euro setzt die 
CSU-Fraktion den Schwerpunkt 
auf die Stärkung von Familien. 
Die Förderungen für Kinder-
tageseinrichtungen betragen 
knapp 7 Mrd. Euro. Die Mittel 
schließen die Betriebskostenför-
derung, den Beitragszuschuss, 
das Krippengeld sowie Mittel für 
die Qualitätsentwicklung in der 
Kindertagesbetreuung mit ein. 
Für das Bayerische Familiengeld 
sind über 1,5 Mrd. Euro vorge-
sehen. Im Kampf gegen Gewalt 
gegen Frauen und Kinder stellt 
die CSU-Fraktion über 32 Mio. 
Euro für den Doppelhaushalt zur 
Verfügung.

Schwerpunkt  
Innere Sicherheit

Ein Schwerpunkt im Ressort In-
neres wird im Bereich Sicherheit 
mit einem Gesamtetat von 16,7 
Mrd. Euro gesetzt. Wesentlicher 
Bestandteil ist hier der weitere 
Stellenaufwuchs um 640 Stellen 
bei der bayerischen Polizei. Zu-
sätzliche Schwerpunkte sind die 
Feuerwehr, der Rettungsdienst 
und der Katastrophenschutz mit 
über 417 Mio. Euro.

Im Bereich Gesundheit und 
Pflege mit einem Gesamtetat 
von über 1,9 Mrd. Euro für den 
Doppelhaushalt 24/25 liegt das 
Augenmerk unter anderem auf 
der Landarztprämie und der 
Förderung kleiner Krankenhäu-
ser im ländlichen Bereich. Mit 
18,1 Mio. Euro können die Rah-
menbedingungen in der Pflege 
verbessert werden. Die Finanz-
mittel für das Bayerische Lan-
despflegegeld werden auf ho-
hem Niveau in Höhe von 445 
Mio. Euro fortgeschrieben. Da-
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Verwaltung. Zehn Prozent al-
ler Verwaltungsvorschriften sol-
len gestrichen werden und neue 
Gesetze automatisch nach fünf 
Jahren auslaufen, wenn sie sich 
nicht bewähren.

Mit Blick auf sichere und be-
zahlbare Energie als zentralen 
Standortfaktor kritisierte Sö-
der, dass Deutschland das ein-
zige Industrieland der Welt sei, 
das gleichzeitig aus zwei grund-
lastfähigen Energieformen aus-
steigt. Dies sei „industriepoliti-
scher Selbstmord“. Der Freistaat 
hingegen sei Spitzenreiter beim 
Ausbau der Erneuerbaren Ener-
gien, hier sorge man für weitere 
Beschleunigung.

Ausbau der Windkraft

Stetig voran gehe der Ausbau 
bei der Windkraft. „Derzeit gibt 
es über 500 Initiativen und Pla-
nungen für neue Windräder in 
Bayern“, betonte der Minister-
präsident. Der Bau von Windrä-
dern solle künftig für Kommu-
nen und Bürger noch attraktiver 
werden, beispielsweise durch 
vergünstigte lokale Stromtari-
fe oder eine direkte Beteiligung 
der Bürger an den Windrädern. 
Zudem wolle man sich in Europa 
und im Bund für eine Abschaf-
fung des Verbandsklagerechts 
einsetzen. Ortsfremde NGOs 
sollen sich nicht mehr in jeder 
Gemeinde einmischen können.

Beschleunigung  
beim Leitungsbau.

Eine massive Beschleunigung 
brauche es beim Leitungsbau. 
Strom dürfe nicht zum Standort- 
risiko für Bayern werden, des-
halb gilt Söder zufolge künftig 
beim Ausbau der Netze: „Ober-
irdisch, wo möglich, unterir-
disch, wo nötig.“ Dies beschleu-
nige und verbillige den Bau. Zu-
sätzlich will die Staatsregierung 
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THW und Hilfsorganisationen, 
die unermüdlich geschuftet ha-
ben, um unsere Bürgerinnen 
und Bürger vor dem Hochwas-
ser zu schützen“.

Gleichwohl hat die Hochwas-
serkatastrophe für die Men-
schen in vielen Regionen Bay-
erns gravierende Folgen. Die 
Bayerische Staatsregierung hat 
deshalb entschieden, die Akut- 
hilfe zur Linderung der Notla-
ge von 100 auf 200 Millionen 
Euro aufzustocken. Für Privat-
haushalte wird eine Soforthil-
fe „Haushalt/Hausrat“ in Höhe 
von bis zu 5.000 Euro je Haus-
halt gewährt (bei Versicher-
barkeit Abschlag von 50 Pro-
zent). Zudem wird eine Sofort-
hilfe „Ölschäden an Gebäuden“ 
in Höhe von bis zu 10.000 Euro 
je Wohngebäude gewährt (bei 
Versicherbarkeit Abschlag von 
50 Prozent). Voraussetzung für 
die Auszahlung dieser Hilfen ist 
ein Antrag bei der zuständigen 
Kreisverwaltungsbehörde.

Soforthilfe

Für betroffene gewerbliche 
Unternehmen, Angehörige Frei-
er Berufe und gewerbliche Trä-
ger wirtschaftsnaher Infrastruk-
tur mit bis zu 500 Mitarbeitern 
wird eine Soforthilfe in Höhe 
von bis zu 200.000 Euro je Un-
ternehmen gewährt: Erstattet 
werden unmittelbar durch das 
Hochwasser verursachte Schä-
den an Betriebsstätten und In-
frastrukturen. Bei nicht versi-
cherbaren Schäden wird dabei 
die Soforthilfe in Höhe von bis 
zu 50 Prozent der erstattungs-
fähigen Ausgaben, bei versi-
cherbaren und bei versicher-
ten Schäden in Höhe von bis zu 
25 Prozent der erstattungsfähi-
gen Ausgaben gewährt. Die Aus-
zahlung erfolgt auf Antrag durch 
die zuständige Bezirksregierung.

Für den Bereich der Landwirt-
schaft wird das Staatsministe-
rium für Ernährung, Landwirt-
schaft, Forsten und Tourismus 
Soforthilfen für landwirtschaft-
liche Unternehmen (einschließ-
lich Gartenbau) und den Fische-
reisektor gewähren. Bei einem 
Mindestschaden von 5.000 Eu-
ro kann ein Ausgleich von bis 50 
Prozent des Gesamtschadens, 

maximal 50.000 Euro erfolgen, 
sofern der Schaden nicht versi-
cherbar ist. Bei versicherbaren 
Schäden ist der Ausgleich auf 25 
Prozent begrenzt. Die Auszah-
lung erfolgt auf Antrag durch 
die Ämter für Ernährung, Land-
wirtschaft und Forsten.

Allen Bürgern, Gewerbebe-
trieben, selbstständig Tätigen 
sowie Unternehmen der Land- 
und Forstwirtschaft, die in ei-
ne existenzielle Notlage gekom-
men sind, stehen bei drohender 
Existenzgefährdung ebenfalls 
Zuschüsse aus dem Härtefonds 
zur Verfügung: Hilfeleistungen 
je nach finanzieller Leistungs-
kraft der Geschädigten bis ma-
ximal 100 Prozent; keine Über-
kompensation, Versicherungs-
leistungen werden angerechnet.

Steuerliche Erleichterungen

Daneben gibt es für alle vom 
Hochwasser Betroffene steuer-
liche Erleichterungen. Soweit 
Schäden an bestimmten kom-
munalen Einrichtungen entstan-
den sind, kommt für die betrof-
fenen Kommunen eine Förde-
rung nach dem Bayerischen Fi-
nanzausgleichsgesetz (BayFAG) 
in Betracht.

Schnell und unbürokratisch 
will die Staatsregierung den 
Menschen in den Hochwas-
sergebieten helfen. Betroffene 
können schon jetzt Unterstüt-
zung beantragen. Laut Finanz-
minister Albert Füracker sind 
die notwendigen Anträge bei 
den Landratsämtern bereits an-
gekommen.

Staatsregierung empfiehlt 
Versicherung für 
Elementarschäden

Angesichts der zunehmend 
häufiger auftretenden Großscha-
densereignisse und Naturkata-
strophen empfiehlt die Staats-
regierung allen Bürgern erneut 
dringend, künftig zu ihrem eige-
nen Schutz entsprechend um-
fassende Versicherungen abzu-
schließen. Konkret spricht sie 
sich für die Einführung einer ver-
pflichtenden Elementarschaden-
versicherung aus.

Darüber hinaus erwartet der 
Freistaat, dass der Bund der 
von Bundeskanzler Scholz zu-

gesagten Solidarität Taten fol-
gen lässt: Die Staatsregierung 
fordert den Bund vor allem auf, 
sich hälftig an den Kosten des 
Soforthilfeprogramms des Frei-
staats zu beteiligen, sich für 
Mittel aus dem EU-Solidaritäts-
fonds einzusetzen und auf Er-
stattung von Auslagen von THW, 
Bundespolizei und Bundeswehr 
zu verzichten.

Mehr Eigenverantwortung  
und Eigenvorsorge

Angesichts des verheerenden 
Hochwassers in Teilen Bayerns 
und Baden-Württembergs ver-
langt der Präsident des Deut-
schen Städte- und Gemeinde-
bundes (DStGB), Uwe Brandl, 
ein Umdenken. „Allen voran 
braucht es mehr Eigenverant-
wortung, Eigenvorsorge und Be-
reitschaft der Gesellschaft, das 
Problem gemeinsam anzugehen 
und auch selber aktiv zu wer-
den“, sagte Brandl der „Augs-
burger Allgemeinen“. Dazu ge-
höre es, Grundstücke abzuge-
ben, wenn dies zum Hochwas-
serschutz erforderlich ist, aber 
auch die Mitfinanzierung von 
Schutzmaßnahmen oder der 
Verzicht auf das Bauen im Über-
schwemmungsbereich.

DLT-Präsident Reinhard Sager 
erklärte der Funke Mediengrup-
pe, dass sich Deutschland bes-
ser als bislang auf extreme Wet-
terereignisse vorbereiten müs-
se. Bund und Länder müssten 
dazu die Kommunen finanziell 
stärken, um etwa Schutzdämme 
zu ertüchtigen. Insgesamt funk-
tioniere der Katastrophenschutz 
aber gut.

Klimaanpassung wird  
kommunale Daueraufgabe

„Die Klimaanpassung wird zur 
kommunalen Daueraufgabe“, 
betonte Helmut Dedy, Haupt-
geschäftsführer des Deutschen 
Städtetages, gegenüber dem 
RedaktionsNetzwerk Deutsch-
land (RND). Die Einsatzkräfte, 
ob professionell oder ehren-
amtlich, benötigten die best-
mögliche Ausstattung und In-
frastruktur. Bund und Länder 
müssten deshalb die Mittel für 
den Hochwasser- und Katastro-
phenschutz wieder deutlich aus-
bauen – und zwar dauerhaft und 
nicht ad hoc über Sonderpro-
gramme.

Mehr Tempo beim Ausbau 
des Hochwasserschutzes

Die Landräte von Deggendorf 
und Passau, Bernd Sibler und 
Raimund Kneidinger, forderten 
mehr Tempo beim Ausbau des 
Hochwasserschutzes an der Do-
nau in Niederbayern zwischen 
Deggendorf und Vilshofen. Die 
Lage sei in dem Bereich beim ak-
tuellen Hochwasser zwar deut-
lich besser gewesen als im Jahr 
2013, jedoch habe der Katastro-
phenfall ausgerufen und der Ab-
schnitt auf 13 Kilometern Länge 
mit Sandsäcken verstärkt wer-
den müssen, stellte Sibler fest.

Bayerns Umweltminister Thors- 
ten Glauber bekräftigte, dass an 
der Donau weitere Flutpolder 
errichtet werden. Das 2021 be-
schlossene Programm werde re-
alisiert, teilte Glauber in Mün-
chen mit: „Für Extremhochwas-
ser setzt Bayern auf eine Flutpol-
derkette entlang der Donau. Seit 
meinem Amtsantritt 2018 werbe 
ich für die geplante Flutpolder-
kette. Das Flutpolderprogramm 
wird umgesetzt.“ Mit Flutpoldern 
könne bei einem Katastrophen-
hochwasser „gezielt die Not-
bremse gezogen werden“.

Um die Umsetzung von über-
regional wirkenden Hochwas-
serschutzmaßnahmen voranzu-
treiben, hat die Umweltminis-
terkonferenz mit der Stimme 
Bayerns einen Beschluss ge-
fasst, der den Bund auffordert, 
die Mittel im Nationalen Hoch-
wasserschutzprogramm nicht 
wie geplant zu kürzen. Glau-
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Notfallmedizin von Karl Lauter-
bach zeigen. Sonst wird sich die 
Versorgung der Bevölkerung vor 
allem im ländlichen Raum in den 
kommenden Jahren immer wei-
ter verschlechtern.“

„Es reicht nicht, wenn der 
Bund sich fernab der tatsächli-
chen Realitäten vor Ort Dinge 
ausdenkt, Zuständigkeiten ver-
mischt, immer kompliziertere 
Regelungen erfindet und ohne 
Beteiligung der Praktiker durch-
setzt. Bund und Länder müssen 
auf eine bedarfsgerechte, bür-
gernahe und bezahlbare medi-
zinische Versorgung im statio-
nären wie ambulanten Bereich 
hinwirken“, so Karmasin weiter.

Bund muss mehr Geld  
ins System geben

„Wir brauchen Antworten auf 
die Finanznöte der Krankenhäu-
ser, auf den sich verschärfenden 
Personalmangel und auf nicht 
mehr funktionierende Struk-
turen. Insbesondere muss der 
Bund sofort mehr Geld ins Sys-
tem geben, um den finanziellen 
Kollaps unzähliger Krankenhäu-
ser überhaupt noch zu verhin-
dern“, so Thomas Karmasin.

„Wir fordern zudem vom Frei-
staat Bayern eine Krankenhaus-
planung, die diesen Namen auch 
verdient. Das bedeutet konkret, 
dass der Freistaat bayernweit 
auf einer soliden Datengrund-

lage eine zukunftsorientierte 
Strukturplanung im Hinblick auf 
Bedarf, Qualität und Erreichbar-
keit macht. Das gilt vor allem für 
den Bereich der notfallmedizini-
schen Versorgung“, so der Präsi-
dent abschließend.

Wachsendes Defizit

Neben Gesundheitministerin 
Judith Gerlach, haben u.a. Land-
rat Thomas Eichinger, Landsberg 
am Lech, Vorsitzender des Aus-
schusses für Gesundheit und So-
ziales beim Bayerischen Land-
kreistag, der gastgebende Land-
rat Bernd Sibler, Deggendorf, 
Prof. Dr. Eckhard Nagel, Präsi-
dent der Deutschen Gesellschaft 
für Integrierte Versorgung, Prof. 
Dr. Christian K. Lackner, Enne-
ker-Stiftung, Roland Engehau-
sen, Geschäftsführer Bayeri-
sche Krankenhausgesellschaft, 
Landrat a.D. Thomas Reumann, 
Reutlingen, Dr. Christian Pfeif-
fer, Kassenärztliche Vereinigung 
Bayern, Dr. Tobias Gantner und 
Dr. Andreas Bachmeier, Engel 
& Zimmermann, die Zukunfts-
fragen rund um die Sicherstel-
lung der stationären und ambu-
lanten Versorgung im ländlichen 
Raum mit den bayerischen Lan-
drätinnen und Landräten disku-
tiert. Währenddessen ist durch 
das Nichtstun des Bundes das 
Defizit der bayerischen Kranken-
häuser stündlich weitergewach-
sen.  r

Gesundheitssystem ...

ber: „Hochwasserschutz ist eine  
gesamtgesellschaftliche Aufga-
be. Alle Ebenen sind gefordert. 
Die Länder brauchen die volle 
Unterstützung des Bundes bei 
überregional wirkenden Hoch-
wasserschutzmaßnahmen. Gro-
ße Projekte haben lange Um-
setzungszeiträume. Die Länder 
brauchen bei den Projekten Pla-
nungssicherheit.“ DK

Lehren aus der ...

ab 2035 über 85 Wasserkraft-
werke wieder in bayerische 
Hand nehmen. Der Anschluss 
Bayerns an das Wasserstoffnetz 
laufe auf Hochtouren. Der Frei-
staat werde hier zur Anschubfi-
nanzierung in eine erhebliche fi-
nanzielle Vorleistung gehen und 
sich am Aufbau einer Entwick-
lungsgesellschaft beteiligen.

Bestehen im  
internationalen Wettbewerb

Stichwort Fachkräfteman-
gel: „Klar ist: Nur mit Teilzeit, 
Vier-Tage-Woche und Homeof-
fice werden wir im internationa-
len Wettbewerb nicht bestehen 
können“, unterstrich Bayerns 
Ministerpräsident. Vonnöten 
seien deshalb Leistungsanrei-
ze und eine gezielte Fachkräfte-
zuwanderung aus dem Ausland. 
„Wir brauchen Zuwanderung in 
den Arbeitsmarkt, aber nicht in 
unsere sozialen Sicherungssys-
teme“, betonte Söder. Zur An-
werbung ausländischer Fach-
kräfte werde man deshalb das 
„Fast-Lane“-System auf alle Be-
rufe ausweiten und den Flicken-
teppich bei der Anerkennung 
ausländischer Berufsabschlüsse 
beseitigen und vereinheitlichen.

Für Mittelstand und Hand-
werk wird der Freistaat neue 
Finanzierungsangebote für In-
novation und Transformation 
schaffen. Vorrangig müssten 
den regionalen und mittelstän-
dischen Unternehmen die pas-
senden Finanzierungsangebote 
gemacht werden, die sie brau-
chen, um in einer Umbruchs- 
phase im internationalen Wett-
bewerb bestehen zu können, 
so Söder. Die Förderbank LfA 
werde zur „Bayern-KfW“ aus-
gebaut. Für Start-Ups solle ein 
neuer Super-Risikokapitalfonds 
geschaffen werden. Zudem wol-
le man Unternehmensüberga-
ben, etwa beim Handwerk, ge-
zielt fördern.  DK

zu kommen 800 Mio. Euro für 
den Bereich der Krankenhaus-
bauinvestitionen, die im Kom-
munalen Finanzausgleich veran-
schlagt sind.

Digitalisierung bei der Justiz

Bei einem Gesamtetat von 
über 6,4 Mrd. Euro im Dop-
pelhaushalt 24/25 setzt die 
CSU-Fraktion im Bereich Jus-
tiz vor allem auf die Digitalisie-
rung: Im Mittelpunkt stehen die 
flächendeckende Einführung 
der elektronischen Akte und 
die Leistungsfähigkeit der Justiz 
durch 350 neue Stellen für Rich-
ter, Staatsanwälte und weitere 
Justizbeschäftigte.

Zum Abschluss der Haushalts-
woche im Plenum wurden die 
Etats für Finanzen sowie Digita-
les beschlossen, zudem wurde 
das Gesetz zum Kommunalen Fi-
nanzausgleich auf den Weg ge-
bracht. 2024 stellt der Freistaat 
den Kommunen insgesamt 11,4 
Mrd. Euro zur Verfügung. Damit 
wird das Vorjahresergebnis mit 
einer Steigerung um 1,9 Prozent 
nochmals übertroffen.

Einen Schwerpunkt setzt die 
Fraktion beim Etat für Finan-
zen und Heimat im Breitband-
ausbau. Mit zusätzlichen 480 
Mio. Euro im Doppelhaushalt 
wird der Aufbau einer flächen-
deckenden gigabitfähigen Infra-
struktur gefördert. Ein weiterer 
Schwerpunkt liegt mit 26 Mio. 
Euro in der Heimatpolitik.

Ausbau der  
digitalen Verwaltung

Im Bereich Digitales mit einem 
Gesamtetat von 201 Mio. Eu-
ro wird insbesondere der weite-
re Ausbau der digitalen Verwal-
tung unterstützt. Die bayerische 

Computerspielbranche wird mit 
8,8 Mio. Euro gefördert.

Laut CSU-Fraktionsvorsitzen-
dem Klaus Holetschek „setzt 
Bayern in Zeiten von verantwor-
tungsloser Ausgabenpolitik im 
Bund klare Prioritäten im Haus-
halt. Mit diesem Doppelhaushalt 
gelingt Planungssicherheit oh-
ne Neuverschuldung auf einem 
finanziell soliden Niveau.“ Auch 
habe man die Investitionsquo-
te auf Spitzenniveau bei 15 Pro-
zent gehalten. Dies sei im Län-
dervergleich einmalig. „Was wir 
in den vergangenen Jahrzehnten 
für Bayern geleistet haben, darf 
man zurecht als ‚CSU-geführtes 
Wirtschaftswunder‘ bezeichnen 
und wir werden diesen Weg wei-
tergehen“, machte Holetschek 
deutlich.  DK

150 Mrd. Euro für ...

Bayern-Update für ...

Ehrenamtspreis 2024:

Online-Voting
Auch in diesem Jahr vergibt 

die Versicherungskammer Stif-
tung im Rahmen der Ehrenamt-
preissausschreibung 2024 wie-
der einen Publikumspreis.

Im Mittelpunkt stehen inno-
vative und impulsstarke Kon-
zepte, die eine breite Wirkung 
erzielen können, beispielswei-
se in der Nachwuchsgewinnung, 
Öffentlichkeitsarbeit oder Wei-
terentwicklung des bestehen-
den Engagements.

Noch bis zum 15. Juli 2024 
kann man über Lieblinksprojek-
te abstimmen: https://versiche-
rungskammer-stiftung.de

Der Publikumspreis ist mit ins-
gesamt 5.000 Euro dotiert – das 
Preisgeld wird nach folgendem 
Schlüssel vergeben:
1. Platz: 2.000 Euro
2. Platz: 1.500 Euro
3. Platz: 1.000 Euro
4. Platz: 500 Euro  r

https://versicherungskammer-stiftung.de
https://versicherungskammer-stiftung.de
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Unsere Ziele für Bayern

Starke Partnerschaft für den eigenwirtschaftlichen, geförderten  
und kooperativen Glasfaserausbau in Bayern

Persönliche Beratung durch das Glasfaserteam Bayern der Telekom  
direkt vor Ort

Schnelles und stabiles Glasfasernetz als entscheidender Standortfaktor 
für attraktive Gemeinden und die steigenden Bedürfnisse ihrer Bürger

Verbindlichkeit beim Ausbau durch nachhaltige, regionale und maß- 
geschneiderte Planung und Entwicklung

Finanz- und Heimatminister Albert Füracker, MdL. Bild: StMFH

Finanz- und Heimatminister Albert Füracker, MdL, im Interview:

Das Bayerische Behördennetz
Rückgrat für die sichere Kommunikation der Verwaltung von Freistaat und Kommunen

Gewappnet gegen Cyberangriffe und IT-Ausfälle: Mit dem Baye-
rischen Behördennetz (BYBN) stärkt der Freistaat seine Verwal-
tung. Landkreise und kreisfreie Städte haben bereits einen Zu-
gang, auch auf Landkreisebene schließen sich viele Kommunen 
an. Staatsminister Albert Füracker betont im Interview mit der 
Bayerischen GemeindeZeitung mit Nachdruck, dass er jeder Stadt 
und jeder Gemeinde den Anschluss an das BYBN ans Herz legt.

GZ: Was ist das Bayerische Be-
hördennetz (BYBN), wie kann 
man sich das vorstellen und wer 
betreibt das?
Albert Füracker: Wir haben in 
Bayern bereits ein hohen Digi-
talisierungsgrad unserer Staats-
verwaltung erreicht. Hier ist eine 
hochverfügbare, leistungsfähige 
und professionelle Netzinfrastruk-
tur unerlässlich. Beispielsweise  
müssen eventuell auftretende 
Störungen schnell beseitigt wer-
den können, andernfalls droht 
ein Stillstand in den Verwaltun-
gen. Zudem haben Behörden sehr 
hohe Anforderungen an die IT-Si-
cherheit – die Daten von Bürgern 
und Unternehmen müssen best-
möglich vor Cybergefahren ge-
schützt werden.

Unsere Behörden sind deshalb 
nicht unmittelbar an das Inter-
net angeschlossen, sondern kom-
munizieren über ein eigenes und 
besonders geschütztes Netz – das 
Bayerische Behördennetz. Insbe-
sondere die sichere Übertragung 
der Daten spielt hier eine beson-
ders große Rolle. Die ständige 
Überwachung der IT-Sicherheit 
im Bayerischen Behördennetz er-
folgt durch unsere IT-Spezialisten 
am Landesamt für Sicherheit in 
der Informationstechnik (LSI) mit 
modernsten Werkzeugen. Über 
das Bayerische Behördennetz 
greifen die staatlichen Behörden 

auf die im BayernServer betriebe-
nen Dienste, wie Fachverfahren, 
E-Mail oder Videokonferenzsyste-
me zu. Zudem werden dort zent-
ral Informationen für alle staatli-
chen Behörden bereitgestellt.
GZ: Wer kann beim BYBN mit-
machen?
Füracker: Neben allen Behörden 
des Freistaates Bayern können 
auch die Kreisverwaltungsbehör-
den einen Anschluss an das BYBN 
erhalten. Alle 71 Landkreise und 
25 kreisfreien Städte haben der-
zeit einen unmittelbaren Zugang.
GZ: Wie können Kreisangehöri-
ge Gemeinden mitmachen? 
Füracker: Kreisangehörige Gemein- 
den können mittelbar einen An-
schluss über ein Kommunales Be-
hördennetz (KomBN) erhalten. Hier-
zu baut der Landkreis ein gemeinsa-
mes, geschlossenes Netz mit seinen 
Kommunen auf. Dabei bieten Land-
ratsämter oftmals ein weites Servi-
ceangebot für die angeschlossenen 
Kommunen, was die interkommu-
nale Zusammenarbeit stärkt. 

Datensicherheit auch  
für kommunale Gremien

GZ: Ist das Behördennetz denn 
auch für die Kommunikation der 
ehrenamtlichen Mandatsträgerin-
nen und -träger geeignet, z.B. in-
nerhalb des Gemeinde-, Stadt- 
oder des Kreisrats?

Füracker: Auch wenn Mandats- 
träger grundsätzlich außerhalb 
behördlicher Strukturen stehen: 
Datensicherheit ist natürlich auch 
für kommunale Gremien von Be-
deutung z.B. für das Ratsinfor-
mationssystem. Die Kommuna-
len Behördennetze bieten einen 
sicheren Ort für Daten, den die 
einzelnen Gemeinden nur mit 
sehr hohem Aufwand und Kosten 
selbst anbieten könnten.

IT-Sicherheit durch das LSI

GZ: Welche Vorteile bietet das 
BYBN den Gemeinden konkret?
Füracker: Die Mitnutzung der Si-
cherheitsinfrastruktur des Behör-
dennetzes ist definitiv ein wesent-
licher Vorteil: Die Kommunen kön-
nen von der Steuerung der zentra-
len IT-Sicherheits-Infrastrukturen 
durch das LSI erheblich profitie-
ren. Zum Beispiel werden über die 
sogenannte „Malware Informati-
on and Sharing Platform“ (MISP) 
des LSI nahezu in Echtzeit „Fin-
gerabdrücke“ von Angriffs- und 
Schadsoftwaremuster vom LSI an 
die dort angeschlossenen Behör-
den bereitgestellt. 
Gerade im Bereich der IT-Sicher-
heit ist der Faktor Zeit ein maß-
geblicher Faktor. Durch den direk-
ten, schnellen und unkomplizier-
ten Austausch von IT-Sicherheits-
informationen über die Plattform 
kann schnell reagiert und potenti-
ellen Angreifern zuvorgekommen 
werden.

Das LSI analysiert täglich rund 
2 Milliarden Datensätze auf Indi-
zien zu möglichen Angriffen. Im 
Schnitt werden rund 5.000 ver-
dächtige Aktivitäten pro Jahr ver-

zeichnet, wobei es sich letztlich 
nur bei einem Bruchteil tatsäch-
lich um kritische IT-Sicherheits-
vorfälle handelt. Einem Großteil 
der Verdachtsfälle kann dabei 
automatisiert entgegengewirkt 
werden.
GZ: Wenn BYBN so sicher ist, 
wurde schon einmal eine Ge-
meinde im BYBN erfolgreich an-
gegriffen? 
Füracker: Grundsätzlich ist kein 
System 100-prozentig vor einem 
Cyberangriff sicher. Je höher die 
aufgestellten Hürden für einen 
solchen Angriff sind, desto mehr 
reduziert sich allerdings das Risi-
ko, dass tatsächlich ein Schaden 
eintritt. Gefährlichen Mails sind 
grundsätzlich auch Teilnehmer im 
Bayerischen Behördennetz aus-
gesetzt. Die zentralen und hoch-
aktuellen Sicherheitsinstanzen im 
Bayerischen Behördennetz ent-
schärfen allerdings einen Groß-
teil dieses Angriffspotentials und 
erhöhen die Chance, dass Angrif-
fe rechtzeitig entdeckt und damit 
verhindert werden können.

Um gegen Risiken eines Cyber-
angriffes gut vorbereitet zu sein, 
bietet das LSI für Kommunen zu-
dem ein vielfältiges Beratungsan-
gebot: So gibt es vom LSI beispiels-
weise den Warn- und Informa-
tionsdienst, eine Handreichung 
zum IT-Notfallmanagement und 
das Siegel „Kommunale IT-Sicher-
heit“. Zudem werden regelmä-
ßig regionalen Thementage in 
den Bezirken veranstaltet, um die 
IT-Sicherheit vor Ort zu stärken.

Fest steht: Bei Kommunen, die 
an das Kommunale Behördennetz 
angeschlossen sind, würde es zu 
weit mehr Sicherheitsvorfällen 
kommen, würde die Kommunika-
tion nicht über das Behördennetz 
abgewickelt. Ich kann daher nur 
an alle Beteiligten appellieren, 
sich daran anzuschließen.
GZ: Wie sieht die künftige Fort-

entwicklung aus, bestehen kon-
krete Pläne für neue Funktio-
nen?
Füracker: Das Behördennetz wird 
auch in Zukunft ein wichtiges Fun-
dament der Digitalisierung sein. 
Wir werden es hierzu kontinuier-
lich fortentwickeln und an verän-
derte Rahmenbedingungen an-
passen. Aktuell erarbeiten Frei-
staat und Kommunen im Rahmen 
der Zukunftskommission #Digita-
les Bayern 5.0 gemeinsam Ideen 
und konkrete Maßnahmen, um 
die Attraktivität des Behörden-
netzes noch weiter auszubauen. 
Dazu gehört beispielsweise, dass 
wir das Angebot an zentral be-

reitgestellten Diensten und An-
wendungen bedarfsgerecht er-
weitern wollen. Aber auch eine 
gemeinsame Fortentwicklung im 
Bereich IT-Sicherheit spielt eine 
wichtige Rolle. Denn klar ist, dass 
Cyberkriminelle weiterhin nichts 
unversucht lassen werden und 
sich fortschrittlicher Technologien 
bedienen – wir dürfen und wer-
den uns daher auch nicht auf dem 
sehr hohen Schutzniveau unseres 
Behördennetzes ausruhen. Es gilt 
auch künftig, das Menschenmög-
liche für die IT-Sicherheit der Be-
hörden zu leisten.
GZ: Vielen Dank für das Inter-
view.  r

https://www.telekom.de/netz/glasfasernetz?wt_mc=alias_glasfaser


B R E I T B A N D  ·  I T  ·  D I G I TA L I S I E R U N G6 GZ20. Juni 2024

Staatsminister Mehring:

„Digitalland Bayern 
nimmt Fahrt auf!“

Nach Angaben des Bayerischen Digitalministeriums hat die  
BayernID, das zentrale Nutzerkonto für Bürgerinnen und Bür-
ger des Freistaats, einen bedeutenden Meilenstein erreicht: Mit 
mehr als 1 Million aktiver Konten verzeichne die BayernID ei-
nen beständigen jährlichen Zuwachs um ca. 40 Prozent und etab- 
liere sich so im Alltag als unverzichtbarer Zugang für digitale Be-
hördengänge. „Unser Turbo für die digitale Verwaltung bei den 
Menschen in Bayern zündet“, erklärte Staatsminister Fabian 
Mehring. „Das Digitalland Bayern nimmt derzeit auf seinem Weg 
zum modernen Staat ordentlich Fahrt auf.“

Die BayernID ermöglicht den 
sicheren und einfachen Zugang 
zu zahlreichen Online-Diensten 
der staatlichen und kommunalen 
Verwaltung, darunter die Bean-
tragung von Führungszeugnissen 
oder Kfz-Zulassungen. Wichtiger 
Treiber für die Zunahme in der 
Nutzung ist die Authentifizierung 
über die Elster-Technologie, die 
bei digitalen Behördengängen 
starke Zuwächse verzeichnet. 
Die Methode ist durch die digita-
le Steuererklärung in der Bevöl-
kerung weit verbreitet und kann 
als sicherer und zugleich kom-
fortabler Zugang auch für digita-
le Verwaltungsservices genutzt 
werden. Der Freistaat hatte sich 
auf Bundesebene für Elster als 
besonders niedrigschwellige Au-
thentifizierungsalternative zum 

elektronischen Personalausweis 
eingesetzt.

KI-Vorteile nutzen

„Durch die Nutzung unserer 
Angebote entfallen schon heu-
te zahllose unnötige Wege ins 
Rathaus oder Landratsamt. Wir 
entlasten so nicht nur unsere 
Verwaltungsmitarbeiterinnen 
und -mitarbeiter, sondern spa-
ren auch Papier, Zeit und Steu-
ergeld. Noch effizienter wird un-
sere digitale Verwaltung, wenn 
wir im nächsten Schritt auch 
die Vorteile Künstlicher Intel-
ligenz nutzen. Dazu habe ich 
erst kürzlich eine Vereinbarung 
mit dem erfolgreichen europä-
ischen KI-Startup Aleph Alpha 
geschlossen. Mein mittelfristi-

ges Ziel ist die Etablierung ei-
nes innovativen Push-Govern-
ments. Die Menschen in Bayern 
sollen ihre Zeit nicht auf Amts-
stuben absitzen müssen. Statt-
dessen wird der moderne Staat 
künftig proaktiv und digital auf 
seine Bürger zugehen, wenn es 
etwas zu erledigen gibt“, mach-
te Mehring deutlich.

Als eines der ersten Bundes-
länder hat der Freistaat 2014 mit 
der BayernID seinen Bürgerinnen 
und Bürgern ein digitales Nutzer-
konto zur Verfügung gestellt und 
gilt damit bis heute als bundes-
weiter Vorreiter. Die Technologie 
fand Nachnutzer in anderen Bun-
desländern und auch die BundID 
basiert technisch auf der bayeri-
schen Lösung.

Leuchtturmprojekte

Mit dem Programm „Kommu-
nal? Digital!“ fördert das Baye-
rische Staatsministerium für Di-
gitales zehn bayerische Kom-
munen bei der Umsetzung digi-
taler, nachhaltiger Smart City/
Smart Region-Projekte mit ei-
nem Volumen von insgesamt 
über 4 Millionen Euro. Minis-
ter Mehring besuchte nun zwei 
wegweisende Projekte, bei de-
nen bayerische Kommunen mo-
dernste Technologie zum Schutz 
der Umwelt einsetzen, und zeig-
te sich beeindruckt von den Pro-
jektfortschritten und dem En-
gagement der Teams vor Ort: 
„Klimawandel und Digitalisie-
rung sind die beiden Masterthe-
men unserer Zeit. Technologie  
und Umweltschutz sind da-
bei keine Widersprüche. Unse-
re Projekte in Bamberg und Er-
langen zeigen auf eindrucksvolle 
Weise, wie modernste Techno-
logie dazu beiträgt, Ressourcen 
zu schonen und unsere Umwelt 
zu schützen. Zeitgleich sparen 

wir damit bares Geld, das die 
Kommune an anderer Stelle gut 
einsetzen kann. So geht kommu-
naler Klimaschutz durch digitale 
Innovation!“

In Bamberg besuchte Mehring 
ein innovatives Projekt, bei dem 
mittels Drohnen und Künstlicher 
Intelligenz Waldgebiete genau 
überwacht werden, um früh-
zeitig auf Umweltveränderun-
gen reagieren zu können. Dabei 
erfassen die Drohnen bei ihren 
Aufklärungsflügen mittels Spezi-
alsensoren die Vitalität des Wal-
des. Eine KI-gestützte Software 
ermittelt daraus den jeweiligen 
Zustand der Bäume, etwa einen 
möglichen Befall durch Schäd-
linge. So können die städtischen 
Baumpfleger schnell und effizi-
ent die optimalen Schutz- und 
Anpassungsmaßnahmen ergrei-
fen. Das Bayerische Staatsmi-
nisterium für Digitales fördert 
das Projekt mit insgesamt rund 
450.000 Euro.

Intelligente Sensortechnologie

Beim Projekt in Erlangen trägt 
intelligente Sensortechnolo-
gie zur effizienten Bewässerung  
von Bäumen bei. So werden 
Feuchtigkeitsniveaus im Boden 
kontinuierlich überwacht und 
ausgewertet. Ein speziell ent-
wickelter KI-Algorithmus ermit-
telt dann für die städtischen 
Baumpfleger die jeweils bes-
ten Routen. Gegossen wird nur 
dort, wo es auch nötig ist, und 
somit wird wertvolles Wasser, 
Energie und Geld gespart. Un-
terstützt wird das Projekt mit 
insgesamt rund 400.000 Euro.

Die Leuchtturmprojekte mit 
Modellcharakter sollen anderen 
Kommunen einen Anstoß ge-
ben, die digitale Transformation 
aktiv anzugehen und zum Nut-
zen der Bürgerinnen und Bür-
ger zu gestalten. Ein besonderer 
Fokus liegt daher auf der Über-
tragbarkeit der Lösungen. Die 
Förderprojekte des Programms 
„Kommunal? Digital!“ sind im 
Dezember 2021 gestartet und 
laufen noch bis spätestens Ende 
September 2024. DK

Freistaat Bayern und Deutsche Telekom:

Starke Partner für 
Bayerns Digitale Zukunft

Füracker: Durch intensive Kooperation gute 
Rahmenbedingungen für Netzausbau in Bayern beibehalten 

„Bayern treibt den Glasfaserausbau weiter voran! Der Freistaat enga- 
giert sich seit Jahren auf freiwilliger Basis massiv und hat bereits über  
2,4 Milliarden Euro an Landesmitteln investiert. Damit werden mehr 
als 97.000 Kilometer Glasfaser verlegt. Der enge Austausch mit Tele- 
kommunikationsunternehmen ist essenziell, um beste Rahmenbe- 
dingungen für den Netzausbau beizubehalten und so gemeinsam die  
ohnehin schon hohe Gigabitquote im Freistaat von 69 Prozent zügig zu 
steigern. Die Deutsche Telekom nimmt als größter Netzbetreiber, vor-
bildlicher Partner für viele vom Freistaat geförderte Kommunen und eif-
riger Akteur im eigenwirtschaftlichen Netzausbau eine unverzichtbare 
Rolle für Bayerns digitale Zukunft ein. Vielen Dank für den vertrauensvol-
len Austausch und Ihr entschlossenes Engagement!“, so Finanz- und Hei-
matminister Albert Füracker im Rahmen einer Videokonferenz mit Sri-
ni Gopalan, Vorstandsmitglied der Deutschen Telekom AG und Sprecher 
der Geschäftsführung der Telekom Deutschland GmbH.

Auf dem Weg ins Gigabitzeitalter 
müssen Füracker zufolge alle Ak-
teure weiter an einem Strang zie-
hen, damit gerade auch der ländli-
che Raum schnell flächendeckend 
versorgt wird. Der Bund werde sei-
ner Zuständigkeit und finanziellen 
Verantwortung hier immer noch 
nicht ausreichend gerecht.

Kooperationen 
und Förderprogramme

„Bayern ist ein wichtiger Be-
standteil in unserer Strategie für 
den Glasfaserausbau in Deutsch-
land. Wir haben in den vergange-
nen Monaten bereits weit über 
einer Million Haushalte und Un-
ternehmen einen Zugang zum 
Glasfaser-Netz der Telekom er-
möglicht. Und pro Jahr kommen 
mehrere hunderttausend Haus-
halte hinzu. Darüber hinaus spie-
len Kooperationen und Förder-
programme eine wichtige Rolle 

für unseren Glasfaserausbau in 
Bayern“, betonte Srini Gopalan.

Durch den engen Austausch  
zwischen dem Bayerischen Staats- 
ministerium der Finanzen und für 
Heimat und der Deutschen Tele-
kom soll der privatwirtschaftli-
che Glasfaserausbau als zentraler 
Infrastrukturmotor auch in den 
kommenden Jahren weiter vor-
angebracht werden. 

Auch alle Anschlussnutzerin-
nen und -nutzer können einen 
wichtigen Beitrag für mehr Schub 
beim Gigabitausbau in Bayern 
leisten: Deutschlandweit bucht 
nicht einmal jeder Zehnte all de-
rer, die Gigabitbandbreiten bu-
chen könnten, auch tatsächlich 
auch einen Gigabit-Vertrag. Nur 
eine hohe Nachfragequote setzt 
ein starkes Signal an engagierte 
Telekommunikationsunterneh-
men wie die Deutsche Telekom 
und den Bund als originär zustän-
digen Fördergeber. r

Einfacheres Handling der Glasfasern: Faserführung, Biegeradien 
und Einfädelung wurden optimiert, der Scharnierkanal zwischen 
Kassetten und Organizer vergrößert. Bild: Langmatz

ANGA COM 2024:

Langmatz präsentiert neues 
Fasermanagement für Netzverteiler

System für Glasfaser-Verteilgehäuse und  
Fasermanagement erleichtert Handling

Langmatz, Spezialist für den Ausbau zukunftssicherer FTTX-Glas-
faser- und FTTA-5G-Netze, bietet ein durchgängiges Portfolio 
hochwertiger Infrastrukturkomponenten – vom Central Office bis 
zum Customer Premise. Als Messeneuheit auf der ANGA COM 
2024 präsentierte das Unternehmen aus Garmisch-Partenkir-
chen ein völlig neues Fasermanagement-System, das die Monta-
ge und das Handling von Fasern in Glasfaser-Netzverteilern und 
-Abschlusspunkten deutlich vereinfacht.

Für das neue „Langmatz Faser-
management-System 3.0 (LFMS 
3.0)“ wurden alle für die Glasfa-
serkabel-Verteilung relevanten 
Komponenten, von der Montage-
platte bis zu den Spleißkassetten, 
in enger Kooperation mit Kunden 
im eigenen Haus entwickelt. So 
wurden Faserführung, Biegeradi-
en und Einfädelung deutlich op-
timiert. Um eine höhere Faser-
dichte ein- und ausführen zu kön-
nen, wurde der Scharnierkanal 
zwischen den neu entwickelten 
Kassetten und Organizer vergrö-
ßert. Zur Vermeidung eines unge-
wollten Herausspringens der Fa-
sern schließen sich die Scharnier-
kanäle beim Arretieren der Kas-
setten automatisch.

„Unsere Forschungs- und Ent-
wicklungsabteilung hat alle As-
pekte des Fasermanagements 
unter die Lupe genommen und 
innovative Lösungen entwi-
ckelt, die die aufwändige Mon-
tage und Ablage der Glasfasern 
nicht nur vereinfachen, sondern 
auch schneller und effizienter 
machen“, erläutert Marketing-
leiter Dieter Klasmeier die Vor-
teile. Sämtliche im Hause entwi-
ckelten Komponenten werden 
aus recyceltem Kunststoff im ei-
genen Werk in Oberau gefertigt, 
Zukaufteile kommen nicht hinzu. 
Damit bietet Langmatz für das 
neue System eine verlässliche 
Lieferkette.

Leichtere Organisation und 
Zugänglichkeit der Fasern

Um die Faserführung, den 
Schutz, die Organisation und die 
Zugänglichkeit der Glasfasern zu 
erleichtern, bietet das neue Fa-
sermanagement-System eine 
Vielzahl von Optimierungen:
• Montageplatte 3.0: Ein schrau-
benloses Stecksystem, das eine 
flexible Positionierung der Zu-
gangs-Kabelabfangung in der 
Tür sowie einen einfacheren und 
schnelleren Austausch von Kom-
ponenten ermöglicht.
• Mikrokabelsortierung 3.0:  
Adapterplatten sind nicht mehr 
notwendig und es kann ein ins-
gesamt größerer Durchmesser-
bereich der Mikrokabel genutzt 
werden (grau: 16 x ø 1,2mm - 
2,5mm; blau: 12 x ø 2,3mm - 
4,6mm)
• Kopfstück 3.0: Der Einführbe-
reich für die Fasern wurde auf  
2 x 105mm pro Kopfstück ver-
breitert. Außerdem ist der Ab-
mantelbereich in der neuen Vari-
ante markiert.
• Zugangs-Kabelabfangung 3.0: 
Bei der Zugangsabfangung in 
der Tür können 7 HK-Kabel ≤  
ø 6,5mm oder alternativ 4 HK- 
Kabel mit ø 10,5mm (bzw.  
4 Wellschläuche bis ø 13,5mm) 
befestigt werden. Sie beinhal-
tet ein Stecksystem, integrier-
te Zugentlastungsbügel und  

hat einen Biegeradius von R45.
• Organizer & Faserbrücke 3.0: 
Ein Organizer bietet 18 Kasset-
tenrastplätze, bei denen die Ge-
fahr von Faserbrüchen deutlich 
reduziert wurde, da es kaum Lü-
cken, Spalten, Kanten oder Schlit-
ze gibt, in denen sich Fasern ver-
fangen könnten. Die Einzelfaser-
brücke verfügt über ein kom-
fortables Stecksystem ohne 
Schrauben.
• Kassetten & Organizer: Kasset-
ten und Organizer wurden spezi-
ell von Langmatz entwickelt und 
werden, wie alle anderen Kom-
ponenten auch, im eigenen Haus 
produziert. Die Kassetten verfü-
gen über ein patentiertes Positi-
oniersystem, das in drei Stellun-
gen sicher arretiert werden kann, 
um eine schnelle und einfache 
Montage zu gewährleisten. Ei-
ne integrierte Halterung ermög-
licht die Aufnahme von jeweils 
einem Splitter (bis zu 1:32) in der 
5mm Kassette. Weiterer Vorteil: 
Kassetten und Organizer bieten 
durch ihre bläuliche Einfärbung 
einen hohen Farbkontrast insbe-
sondere zu grau/weißen Fasern, 
ohne den Kontrast zu blauen/
hellblaue Fasern zu verlieren.
• Haube 3.0: Als Sonnen- und 
Regenschutz sowie zur siche-
ren Aufbewahrung während der 
Montage verfügt der Gf-NVt in 
der Version „Large“ zusätzlich 
über eine Schutzhaube, die an 
der Tür aufgehängt werden kann.

Einsatz des Systems  
in Glasfaser-Gehäusen

Mit dem Fasermanagement- 
System 3.0 erweitert der Spezia-
list für Glasfaser-Gehäuse seine 
Produktpalette um ein integrier-
tes, hochwertiges System, dessen 
sämtliche Komponenten nicht nur 
im eigenen Haus entwickelt wur-
den, sondern auch in den eigenen 
Werken gefertigt werden. Das 
Fasermanagement-System wird 
künftig in den Gehäusen der ei-
genen Glasfaser-Netzverteilerse-
rie unter der Produktbezeichnung 
Gf-NVt 3.0 in fünf verschiedenen 
Baugrößen sowie in zwei Varian-
ten der Glasfaser-Abschlusspunk-
te zum Einsatz kommen.

Komplettlösungen für  
den Glasfaserausbau

Das FTTX-Produktportfolio von 
Langmatz umfasst Schutz- und 
Überwachungssysteme, Glasfa-
ser-Hauptverteiler, Kabelschäch-
te aus Kunststoff, oberirdische 
Glasfaser-Netzverteiler, unterir- 
dische Verteileinrichtungen, 
Hauseinführungen sowie Glas-
faser-Abschlusspunkte. Das in-
ternational tätige Unternehmen 
zählt zu den führenden Infra-
strukturanbietern für Breitband-
netze, Energieverteilung und Ver-
kehrstechnik in Europa. r

Difu und Fraunhofer IAO:

Wie wirken sich Smart-City- 
Maßnahmen auf Städte aus?
Deutsche Städte, Gemeinden und Landkreise nutzen zunehmend 
digitale Lösungen, um ihre Kommunen lebenswerter und nachhal-
tiger zu gestalten. Doch oft ist unklar, wie sich diese Maßnahmen 
auf den öffentlichen Raum auswirken. Welche Veränderungen für 
den städtischen Verkehr bringt eine intelligente Ampelschaltung 
mit Bevorrechtigung für den ÖPNV? Helfen Parksensoren gegen 
den Parkdruck im Wohnquartier? Diesen und weiteren Fragen 
gingen das Deutsche Institut für Urbanistik und das Fraunhofer 
IAO in einer Studie nach und entwickelten ein Modell zur räumli-
chen Wirkungsmessung von Smart-City-Maßnahmen.

Um zukunftsgerichtete Ent-
scheidungen treffen zu kön-
nen, ist es wichtig, die Auswir-
kungen von Smart-City-Maß-
nahmen auf ein Quartier, eine 
Stadt oder eine Region zu ken-
nen. Nur dann können Kommu-
nen einschätzen, ob sich ange-
dachte Maßnahmen mit Blick 
auf das gewünschte Ziel und 
das Aufwand-Nutzen-Verhältnis 
lohnen. Das Forschungsteam 
von Difu und IAO hat deshalb in 
Kooperation mit dem BBSR eine 
Praxishilfe erarbeitet, die zeigt, 
wie Kommunen räumliche Aus-
wirkungen von Smart-City-Maß-
nahmen erfassen können. Die 
Publikation ist als schrittweises 
Handlungsmodell mit Praxisbei-
spielen konzipiert.

Wertvolle Praxishilfe

Kommunen können nach die-
ser Methode die Auswirkungen 
ihrer Maßnahmen auf den je-
weiligen Raum als Wirkungsum-
gebung bewerten und geeigne-
te Indikatoren zur Wirkungs-
messung im Rahmen einer 
digital gestützten Stadt- oder 
Regionalentwicklung festlegen.  
Das Vorgehen ist praxisorien- 
tiert in sechs Schritten be-
schrieben: Von der Gesamtstra-
tegie und Formulierung der 
messbaren Ziele über die Um-
setzung von Maßnahmen bis 
hin zu deren Evaluation. Zu-
dem ist es flexibel und kann 
auch für die Wirkungsmes-
sung fortgeschrittener Maß- 
nahmen eingesetzt werden.

Im Mittelpunkt dieser Publi-
kation stehen Ziele und Wirkun-
gen, denn Maßnahmen – ob di-
gital oder analog – sind kein 
Selbstzweck. Sie werden umge-
setzt, um vorab definierte stadt- 
entwicklungspolitische Ziele zu 
erreichen. „Für Kommunen ist 
es wichtig, vorab raumwirksame 

Ziele zu definieren sowie geeig-
nete Schlüsselindikatoren fest-
zulegen. Diese sind die Grund-
lage, um räumliche Wirkungen 
überhaupt messen zu können“, 
sagt Wissenschaftler Jan Abt 
vom Deutschen Institut für Ur-
banistik. In der Praxishilfe wer-
den die einzelnen Stufen des 
Modells anhand von drei Bei-
spielen veranschaulicht.

Da die Erfassung, Messung 
und Bewertung der Wirkungen 
einer Smart City Daueraufgaben 
sind, sollten Kommunen konti-
nuierlich überprüfen, ob sie ih-
re selbst definierten Ziele für ei-
ne lebenswerte und nachhalti-
ge Stadt erreichen. „Kommunen 
sollten das Verfahren als Steu-
erungs- und Optimierungsins- 
trument verstehen und es lang-
fristig und unabhängig von Ein-
zelmaßnahmen umsetzen“, be-
tont Janika Kutz, Teamleiterin 
am Fraunhofer IAO.

In der Studie gibt das For-
schungsteam Empfehlungen, 
wie Kommunen ihre Ziele errei-
chen können. Diese betreffen 
unter anderem finanzielle und 
personelle Ressourcen, nach-
haltiges Wissensmanagement 
und den Umgang mit Daten.

Hintergrund

Die Fördermaßnahme „Mo-
dellprojekte Smart Cities“ (MP-
SC) wird seit 2019 vom Bundes-
ministerium für Wohnen, Stadt- 
entwicklung und Bauwesen 
(BMWSB) und der Kreditanstalt 
für Wiederaufbau (KfW) mit 
insgesamt 73 Modellprojekten 
umgesetzt. Als zentrale Anlauf-
stelle für die Modellprojekte  
in Deutschland gestaltet und 
steuert die „Koordinierungs- 
und Transferstelle Smart City“ 
(KTS) den Transfer von Smart-Ci-
ty-Lösungen in die kommunale 
Praxis. r
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LEONET, Ihr starker Partner aus Bayern, bringt über 
14 Jahre Erfahrung im Glasfaserausbau im 
Freistaat mit. Wir bieten gigabitfähiges Internet 
als Schlüsselelement für eine zukunftssichere 
Infrastruktur. Unser ganzheitlicher Ansatz betrachtet 
Kommunen flächendeckend und kombiniert dabei 
privatwirtschaftlichen und geförderten Ausbau.

Als Mitglied des „Pakts Digitale Infrastruktur“ der 
Bayerischen Staatsregierung sind wir mit umfassenden 
Finanzmitteln für den Glasfaserausbau ausgestattet. 
Aktuell expandieren wir über unsere Stammgebiete – 
Landkreise Cham und Regen – und investieren in immer 
mehr Kommunen Bayerns. Die Zukunft? Vielleicht schon 
bald bei Ihnen.

Das Team der LEONET Kommunalbetreuung freut sich 
auf den Austausch mit Ihnen.

Kommunale IT-Einkaufsgenossenschaft:

BayKIT-Gründungsphase 
erfolgreich abgeschlossen

Mit der Eintragung in das bayerische Genossenschaftsregister ist 
die Gründungsphase der Bayerischen Kommunalen IT-Einkaufs-
genossenschaft eG (BayKIT) erfolgreich abgeschlossen. Auch die 
Geschäftsstelle hat ihren Betrieb aufgenommen.

„Wir freuen uns, dass es jetzt 
auch in Bayern eine IT-Einkaufs-
genossenschaft für den kom-
munalen Bereich gibt, die es 
uns ermöglicht, in Zukunft leis-
tungsfähige Verwaltungs-IT oh-
ne viel Aufwand zu attraktiven 
Konditionen zu beschaffen“, 
sagt Alex Eder, Landrat des 
Landkreises Unterallgäu und 
Vorsitzender des Aufsichtsrats 
der BayKIT.

Breiter Zuspruch

„Bei kommunalen Trägern 
stößt die Gründung der BayKIT 
auf breiten Zuspruch. Seit dem 
Start konnten wir bereits zahl-
reiche neue Mitglieder begrü-
ßen. Dies zeigt deutlich die Not-
wendigkeit einer solchen Or-
ganisation, die die Bedarfe der 
Mitglieder im Verwaltungs- und 
Schulbereich erfüllen kann“, be-
tont Rudolf Schleyer, erster Vor-
stand der BayKIT.

Andreas Feller, Oberbürger-
meister der Großen Kreisstadt 
Schwandorf und gleichzeitig 
zweiter Vorsitzender der Bay-
KIT: „Es ist mir eine Ehre, 2. Vor-
sitzender der BayKIT zu sein. 
Mit diesem IT-Beschaffer-Netz-
werk treten Kommunen ge-
meinsam auf, sparen sich nicht 
nur viel Zeit und Geld, sondern 
schaffen einen Mehrwert durch 
Bildung eines großen Netzwer-
kes. Das ist mir ein besonde-
res Anliegen. Daher war ich be-

reits bei der Gründerversamm-
lung im Januar in München mit 
dabei. 

Nur zusammen in einem grö-
ßeren Verbund können die 
Kommunen die neuen Heraus-
forderungen meistern – vor al-
lem im Bereich der Digitalisie-
rung“. Parallel dazu hat die Bay-
KIT-Geschäftsstelle ihren Be-
trieb aufgenommen. Über die 
Adresse geschaeftsstelle@bay-
kit.de können dort jederzeit 
Beitrittsanträge und die Sat-
zung der Genossenschaft ange-
fordert werden. Weitere Infor-
mationen und Details zur Auf-
nahme gibt es auch unter www.
baykit.de.

Über die BayKIT

Die Bayerische Kommunale 
IT-Einkaufsgenossenschaft eG 
(BayKIT) wurde im Januar 2024 
gegründet und ist eine von ih-
ren Mitgliedern getragene Or-
ganisation. Genossenschafts-
mitglieder können sich zukünf-
tig individuelle und in eigener 
Verantwortung durchzuführen-
de, komplexe und somit teure 
Vergabeverfahren ersparen und 
diese Aufgabe in Gänze an die 
BayKIT abgeben. Die Geschäfts-
stelle der BayKIT hat ihren Sitz 
in München. Von hier aus wer-
den die gemeinsamen Aktivitä-
ten koordiniert und in enger Ab-
stimmung mit den Mitgliedern 
durchgeführt. r

Gigabit-Studie von Dialog Consult und VATM:

Wettbewerber als Treiber  
des Glasfaser-Ausbaus

35,9 Millionen der insgesamt 45,7 Millionen Haushalte und klei-
nere Unternehmen werden laut einer Studie von Dialog Consult 
im Auftrag des Verbands der Anbieter von Telekommunikations- 
und Mehrwertdiensten (VATM) deutschlandweit Mitte dieses Jah-
res einen Gigabit-Anschluss über Glasfaser- oder TV-Kabelnetze 
beziehen. Die Gigabit-Versorgungsquote werde dann bei 78,6 Pro-
zent liegen und somit 2,2 Prozentpunkte über der des Vorjahres.

80 Prozent der gigabitfähigen 
Haushalte werden von Wettbe-
werbsunternehmen erreicht. 90,9  
Prozent der Nutzer beziehen ih-
ren Gigabit-Anschluss (Homes Ac-
tivated) von einem Wettbewerbs- 
unternehmen, nur 9,1 Prozent 
von der Telekom. Die Versorgung 
der Bevölkerung wird dabei maß-
geblich durch HFC-Netze sicher-
gestellt, wobei auch diese Carri-
er zunehmend FTTB/H-Anschlüs-
se bauen oder darauf umrüsten.

Bis zum Ende des ersten Halb-
jahres 2024 wurden im FTTB/ 
H-Markt insgesamt 5,7 Millio-
nen Glasfaseranschlüsse von den 
Wettbewerbern betriebsfertig 
(Homes Connected) gebaut. Ins-

gesamt stieg die Glasfaserversor-
gungsquote im ersten Halbjahr 
2024 im Vergleich zum Vorjahr 
um 1,1 Punkte auf 17,7 Prozent, 
wobei hier der Anteil der Wett-
bewerber 70,4 Prozent beträgt. 
Auch hier sind es laut VATM die 
Wettbewerber, die den flächen-
deckenden Glasfaserausbau vor-
antreiben. Dies zeige nicht zuletzt 
ihr Anteil von über 72 Prozent im 
geförderten ländlichen Ausbau.

Unterschiedliche Strategie 
der Anbieter

Bei den tatsächlichen Nut-
zungszahlen werde die unter-
schiedliche Strategie der Anbie-

ter besonders deutlich, so die 
Studie. Während Wettbewerber 
um jeden Kunden kämpften und 
eine Take-up-Rate von 35 Prozent 
erreichten, verzeichne die Tele-
kom trotz großer Marketingstär-
ke nur 13 Prozent. „Bei der Te-
lekom geht es ganz vornehmlich 
um Handtuchwerfen zur Investi-
tionsverdrängung und einer luk-
rativeren Weiterversorgung mit 
Kupfer DSL“, stellt Studienleiter 
Andreas Walter fest. Daher baue 
sie vornehmlich an den Häusern 
vorbei und schließe viel weniger 
Kunden an. Dies habe deutliche 
Auswirkungen auf den Ausbau 
von Glasfasernetzen, auf die Digi-
talisierung und den Wirtschafts-
standort.

Ruf nach höheren Bandbreiten

Ein weiteres Ergebnis der Un-
tersuchung ist, dass eine wach-
sende Anzahl von Verbrauchern 
nach höheren Bandbreiten ver-
langt. Im ersten Halbjahr 2024 ist 
das über gigabitfähige Anschlüs-
se erzeugte Datenvolumen pro 
Anschluss und Monat um gut  
7 Prozent gestiegen und liegt bei 
durchschnittlich 435 Gigabyte. 
Mehr als die Hälfte der Kunden 
der Wettbewerber fragt Band-
breiten von 250 Mbit/s und mehr 
nach. Geschäftskunden sind ge-
genüber hohen Bandbreiten noch 
affiner, so dass in diesem Markt-
segment über 42 Prozent der 
Kunden Bandbreiten von mindes-
tens 500 Mbit/s nachfragen.

„Ende des Jahres 2024 wer-
den etwa 80 Prozent der Haus-
halte und KMU mit einem Giga-
bit-Netz erreichbar sein. Die Zahl 
mit Gigabit-Netzen erreichbaren 
45,7 Mio. Haushalten und KMU in 
Deutschland wird unter Berück-
sichtigung von Doppelzählungen 
Ende 2024 bei etwa 48 bis 49 Mil-

lionen liegen“, so die Prognose.
Die Zahl der FTTB/H-Anschlüs-

se in Deutschland werde En-
de 2024 bei 8,5 bis 9,0 Millionen 
liegen (Homes Connected). Die 
Glasfaserversorgungsquote wer-
de bis Ende des Jahres auf 18,5 
bis 19 Prozent zunehmen. Ende 
2024 werden über 5 Millionen 
Haushalte FTTB/H-Glasfaseran-
schlüsse aktiv nutzen. Dies ent-
spricht 57 Prozent der Haushalte 
und KMU mit FTTB/H-Anschlüs-
sen (Homes Connected). Das über 
Gigabit-Anschlüsse übertragene 
Datenvolumen werde in der zwei-
ten Hälfte des Jahres 2024 auf 
über 460 Gigabyte pro Anschluss 
ansteigen.

Studienleiter Walter zufolge 
unterstreicht die Studie die Dring-
lichkeit von Planungssicherheit 
seitens der Politik und der Wett-
bewerbsbehörden. „Auch die 
jüngsten Ausbauaktivitäten der 
Deutschen Telekom wären oh-
ne den von den Wettbewerbern 
ausgehenden Investitionswett-
bewerb nicht denkbar“, schluss-
folgert VATM-Geschäftsführer 
Dr. Frederic Ufer. Zudem müsse 
die Bundesnetzagentur die Re-
gulierung der Telekom stärker in 
den Blick nehmen, denn bei de-
ren Glasfasernetz zeige sich ein 
fataler Trend zur Re-Monopoli-
sierung.

Um beim Gigabit-Ausbau auf 
der Überholspur zu bleiben und 
den Wettbewerb zu stärken, 
brauche es auch klare Regeln 
für die Migration von Kupfer auf 
Glas, statt einer Deregulierung 
der Telekom. „Die Politik darf 
nicht weiter abwarten, sondern 
muss endlich die Rahmenbedin-
gungen für eine flächendecken-
de Infrastruktur schaffen, auf 
die die gesamte Transformation 
von Gesellschaft und Wirtschaft 
baut“, unterstrich VATM-Präsi-
dent David Zimmer. DK

Die neue Stele im Innenhof zeigt Ausschnitte der neuen Seite und 
bietet interaktive Funktionen. V.l.: Pressesprecher Walter Brucker, 
Fabian Polster (Projektverantwortlicher), Landrat Roland Grillmei-
er und Wolfgang Fenzl (Leiter Hauptverwaltung). Bild: LRA Tirschenreuth

Tirschenreuth:

Relaunch der 
Landkreis-Homepage

Der Landkreis Tirschenreuth hat seine Website www.kreis-tir.de 
umfassend überarbeitet und präsentiert sich nun mit einer mo-
dernen und benutzerfreundlichen Online-Präsenz. Das Ziel des 
Relaunchs war es, eine zeitgemäße und effektive Kommunikation 
mit den Bürgerinnen und Bürgern zu gewährleisten.

Moderner Auftritt und 
verbesserte Funktionalität

„Die alte Homepage aus dem 
Jahr 2014 war technisch veral-
tet und unübersichtlich. Der Re-
launch war längst überfällig, um 
den aktuellen Anforderungen ge-
recht zu werden und den Bür-
gerinnen und Bürgern den best-
möglichen Service zu bieten“, er-
klärt Landrat Roland Grillmeier. 
„Die neue Website ist nun nicht 
nur optisch ansprechend, son-
dern auch technisch auf dem neu-
esten Stand.“ Besonderes Augen-
merk habe man dabei auf die re-
sponsive Darstellung auf allen 
möglichen Endgeräten sowie auf 
eine benutzerfreundliche Naviga-
tion gelegt. 

Technische Verbesserungen 
und neue Inhalte

Der Relaunch der Website ver-
folgte dabei mehrere Ziele. Neben 
einer verbesserten Auffindbarkeit 
bei Suchmaschinen wie Google, 
lag der Fokus auf einer übersicht-
lichen Startseite, die die wichtigs-
ten Informationen schnell zugäng-
lich macht. „Es war uns wichtig, 
dass Bürgerinnen und Bürger nun 
alle relevanten Informationen 
und Ansprechpartner schnell fin-
den können. Besonders stolz sind 
wir auf die fast 100 Online-Anträ-

ge, die nun verfügbar sind“, be-
tont Fabian Polster, Projektver-
antwortlicher für den Relaunch. 
Auch die Ansprechpartner-Suche 
nach Schlagwörtern in Verbin-
dung mit einer Info-Stele im In-
nenhof des Landratsamtes ist ein 
wichtiger Baustein. 

Benutzerfreundlichkeit und 
Barrierefreiheit im Fokus

Die neue Website zeichnet sich 
durch eine klare und intuitive Na-
vigation aus, die es den Nutzern 
ermöglicht, schnell zu den ge-
suchten Informationen zu gelan-
gen. Besondere Aufmerksam-
keit wurde dabei natürlich auch 
auf die Barrierefreiheit und den 
Datenschutz gelegt. „Wir haben 
Funktionen wie vergrößerbare 
Schrift und veränderbaren Kon-
trast eingebaut und auf einfache 
Sprache geachtet. Eine Zertifizie-
rung in Leichter Sprache haben 
wir aus Zeit- und Kostengründen 
nicht umgesetzt, aber die wesent-
lichen Anforderungen sind er-
füllt,“ so Polster.

Um die Interaktion mit den 
Nutzern zu fördern, verfügt die 
Website über verschiedene inter-
aktive Funktionen, wie die bereits 
erwähnten 100 Online-Formula-
re, einen Veranstaltungskalender, 
verschiedene Kontaktformu-
lare wie die „Post an den Land-

rat“ und die Integration von So-
cial-Media-Verlinkungen. Inzwi- 
schen ist auch ein neues Bewer-
berportal, eine Familien-App so-
wie ein Chatbot hinzugekommen. 
Dieses Angebot der „Viind Gm-
bH“ aus Würzburg, das sowohl 
vorgegebene Antwortmöglich-
keiten als auch KI-generierte Ant-
worten bietet, möchte der Land-
rat besonders hervorheben: „Der 
Chatbot hilft uns, die häufigsten 
Anfragen der Bürgerinnen und 
Bürger zu analysieren und unser 
Angebot kontinuierlich zu ver-
bessern.“ Außerdem soll mittel-
fristig auch die Verwaltung damit 
entlastet werden. 

Kontinuierliche Verbesserung 
und Erfolgskontrolle

Die Erfolgskontrolle des Re-
launchs erfolgt durch regelmäßi-
ge Auswertung der Website-Be-
sucherzahlen, Verweildauer und 
Klickraten. „Wir nutzen den da-
tenschutzkonformen Dienst Mat-
omo, um die Nutzung der Website 
zu analysieren. Das Feedback ist 
bisher durchweg positiv, und wir 
arbeiten kontinuierlich daran, die 
Seite weiter zu optimieren“, sagt 
Polster.

Zukunftspläne

Für die Zukunft ist die Umset-
zung der Seite als Progressive 
Web App geplant, um die wich-
tigsten Inhalte noch schneller und 
einfacher zugänglich zu machen. 
Zudem wird ein Online-Bürger-
büro angestrebt, das virtuelle 
Termine mit Sachbearbeitern 
ermöglicht. „Die Umsetzung der 
neuen Homepage war ein vol-
ler Erfolg, aber wir sehen dies 
als einen kontinuierlichen Pro-
zess, der ständige Aufmerksam-
keit und Wartung erfordert,“ so 
Grillmeier abschließend. r
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Nelson Killius, Sprecher der M-net Geschäftsführung (li.), und Dr. 
Florian Bieberbach, Vorsitzender der SWM Geschäftsführung, bei 
der Eröffnung des neuen Glasfaser-Infocenters in München-Moos- 
ach.  Foto: SWM

Eröffnung des  
Glasfaser-Infocenters

SWM und M-net bringen die Lichtgeschwindigkeit  
in Münchens Wohnzimmer, Homeoffices und Unternehmen

Gemeinsam mit M-net haben die SWM weite Teile der Stadt 
München mit einem hochmodernen Glasfasernetz erschlossen. 
Gut 650.000 Haushalte und Unternehmen können schon heute 
per Highspeed ins Internet, das entspricht einer Abdeckung von 
rund 70 Prozent. Nun haben die SWM und M-net den Turbo ange-
worfen: Mit Fiber-To-The-Home (FTTH) kommt noch mehr Band-
breite in den Münchner Haushalten und Unternehmen an. Die 
Verlängerung der Glasfaser vom Gebäudekeller bis in die einzel-
nen Wohnungen und Büros ermöglicht noch effektiveres Arbei-
ten, superschnelles Surfen sowie Streaming und Gaming in höchs-
ter Qualität. Allein in den vergangenen Monaten haben die SWM 
und M-net rund 8.000 Haushalte mit FTTH ausgestattet. Dieser 
Ausbau soll weiter beschleunigt werden. Beitragen wird dazu 
auch das neu eröffnete Glasfaser-Infocenter in der Hanauer Stra-
ße 20 in München-Moosach. 

Im Glasfaser-Infocenter ste-
hen die Experten von SWM 
und M-net Immobilieneigentü-
mern und Hausverwaltungen 
Rede und Antwort zu allen Fra-
gen, die die Modernisierung der 
Gebäude-Infrastruktur betref-
fen. An einer Schauwand kön-
nen technische Details anschau-
lich erläutert werden, etwa wie 
einfach die technische Umrüs-
tung von den herkömmlichen 
Kupfer-Anschlüssen im Haus zu 
zeitgemäßen Glasfaserleitungen 
vonstattengeht. 

Baustein zur Smart City 

Mit dem FTTH-Ausbau schlie-
ßen SWM und M-net die Glas-
faserlücke vom Keller bis in die 
Wohnung. Zusätzlich instal-
lieren die SWM beim Ausbau 
im Gebäude sogenannte Ser-
vice-Anschlussdosen für den 
Anschluss von Smart-Gateways 
zur Digitalisierung der Strom-
netze, für PV-Anlagen oder wei-
tere technische Einrichtungen, 
die einen Kommunikationsan-
schluss benötigen. Somit kön-
nen die Anschlussdosen nicht 
nur für High-Speed-Internet ge-
nutzt werden, sondern auch für 
E-Ladelösungen, Smart-Grid, 
Smart-Meter, PV-Anlagen und 
vieles mehr. Damit schaffen 
SWM und M-net die Vorausset-
zung für die Digitalisierung und 
Smart-City-Anwendungen im 
Gebäude.

Dr. Florian Bieberbach, Vorsit-
zender der SWM Geschäftsfüh-
rung: „Mit FTTH sind Wohn- und 
Gewerbeimmobilien technisch 
zukunftssicher ausgestattet. So-
mit wird man auch den steigen-
den Anforderungen und Ansprü-
chen an die digitale Infrastruk-
tur gerecht. Privatpersonen wie 
auch Unternehmen erhalten mit 
FTTH eine leistungsstarke und 
verlässliche Daten-Anbindung, 
auch für Funktionen und Ser-
vices, die derzeit noch entwi-
ckelt werden. Deshalb sollten 
Immobilieneigentümerinnen 
und -eigentümer jetzt handeln 
und das Kupfer in ihrem Gebäu-
de durch Glasfaser ersetzen. Die 
SWM und M-net sind auch hier-
bei ihre erfahrenen und verläss-
lichen Partner.“

Bislang führen die Glasfa-
ser-Leitungen bei erschlossenen 
Gebäuden überwiegend nur bis 
in die Keller, die Datenübertra-

gung im Haus erfolgt in der Re-
gel noch über die bestehende 
Kupferverkabelung. Damit die 
Lichtgeschwindigkeit aber nicht 
im Keller endet, sondern auch 
bei den Kunden ankommt, soll-
te die Glasfaser bis in die einzel-
nen Wohnungen reichen. Fiber-
To-The-Home oder FTTH ist der 
Fachbegriff. 

„Spätestens mit dem Ende der 
Umlagefähigkeit für Kabelent-
gelte im kommenden Sommer 
ist für Immobilieneigentümer 
und Wohnungsunternehmen 
jetzt die Zeit gekommen, die In-
frastruktur in ihren Objekten in 
die digitale Zukunft zu führen“, 

so Nelson Killius, Sprecher der 
Geschäftsführung von M-net. 
„Diese Zukunft heißt Glasfaser 
bis in die Wohnung, denn eine 
durchgängige Glasfaserverbin-
dung ermöglicht höchste Band-
breiten und ist die Basis für 
hochwertigste Telekommunika-
tionsdienste. Zudem ist sie auch 
klimafreundlich: Im Gegensatz 
zu kupferbasierten Technologi-
en sinken der Stromverbrauch 
und in der Folge der CO2-Aus-
stoß deutlich.“

Schrittmacher für das  
digitale Heute und Morgen

In den jüngsten Glasfaser-Aus-
baugebieten haben M-net und 
SWM die Gebäude nach Mög-
lichkeit bereits mit FTTH er-
schlossen. In den bestehenden 
FTTB-Gebieten (Fiber-To-The-
Building) werden Wohn- und 
Geschäftseinheiten in Abspra-
che mit den Eigentümern suk-
zessive auf FTTH aufgerüstet. 
Über M-net steht das Glasfa-
sernetz in München im Rahmen 
von „Open Access Vereinbarun-
gen“ auch weiteren Telekom-
munikationsanbietern zu fairen 
Konditionen für die Versorgung 
ihrer Kunden zur Verfügung. Der 
Glasfaserausbau ist neben dem 
Ausbau der erneuerbaren Ener-
gieerzeugung und der Elektro-
mobilität ein weiterer Beitrag 
der SWM für eine lebenswerte 
und zukunftsfähige Stadt. 

Im Rahmen des gemeinsa-
men Ausbauprojekts für Mün-
chen übernehmen die SWM das 
Verlegen der passiven Glasfaser- 
infrastruktur, M-net installiert 
die aktive Netztechnik und be-
treibt das Netz mit Telekommu-
nikations- und Mediendiensten. 
Private Nutzerinnen und Nutzer 
profitieren so von schnellen und 
stabilen Internet-, Telefon- und 
HD-TV-Anschlüssen mit Über-
tragungsgeschwindigkeiten bis 
zu 1 Gigabit pro Sekunde. Unter-
nehmen erhalten mit der Glas-
faser Standortanbindungen und 
hoch performante Vernetzungs-
lösungen mit deutlich höheren 
Bandbreiten bis hin zu 100 Gi-
gabit pro Sekunde im Up- und 
Downstream. 
Infos zur Glasfaser gibt es auf 
www.swm.de/glasfaser r

Datenschutz soll den Menschen nutzen – 
nur mit Augenmaß lassen sich hier Poten-
ziale für Bürger, Wirtschaft und Ehrenamt 
entfesseln. In ihrer Fraktionssitzung hat die 
CSU-Fraktion dazu eine entsprechende Re-
solution verabschiedet.

Darin heißt es: „Wir stehen zum Schutz der 
persönlichen Daten: Wir stehen zum Recht 
auf informationelle Selbstbestimmung. Daten-
schutz darf aber nicht zum Bürokratie-Mons-
ter werden.“ Wenn Gesundheitsdaten für die 
wissenschaftliche Forschung nicht breit ver-
fügbar seien und eine effektive Kommunika-
tion zwischen Krankenhaus und Hausarztpra-
xis erschwert werde, „ist das nicht unser Ver-
ständnis von sinnvollem Datenschutz. Wenn 
sich Straftäter im Internet in der Anonymität 
verstecken können und Ermittlungsbehörden 
zum Schutz von Kindern und im Kampf gegen 
Kinderpornographie nicht auf relevante Da-
ten, etwa IP-Adressen, zur Täterermittlung zu-
greifen können, wird Datenschutz zum Täter-
schutz. Hier muss die Bundesregierung endlich 
einlenken.“

„Wir wollen einen Datenschutz, der schützt, 
wo es nötig ist, etwa mit Blick auf die gro-
ßen Plattformen wie Facebook oder TikTok. 
Der Datenschutz darf aber nichts unnötig ver-
komplizieren“, heißt es weiter. Die CSU-Frakti-

on vertraut auf die Freiheit und Eigenverant-
wortung von Menschen und Unternehmen. 
Bürokratiebelastungen durch unnötige daten-
schutzrechtliche Vorgaben lehnt sie ab, „zum 
Beispiel, wenn Ausnahmeregelungen für klei-
ne und mittlere Unternehmen im Bereich der 
Verarbeitungsverzeichnissen weitestgehend 
ins Leere gehen. Wir wollen, dass Daten leich-
ter zugänglich gemacht und übermittelt wer-
den können, wenn es den Menschen dient, 
etwa beim Versand von ärztlichen Befunden 
oder Bankunterlagen per E-Mail.“

Im Fokus steht zudem „ein Datenschutz mit 
Augenmaß statt deutsches ‚Goldplating‘: Die 
Datenschutzgrundverordnung sei dringend zu 
überarbeiten, um sie anwenderfreundlicher zu 
machen und Menschen und Unternehmen zu 
entlasten. Über das europäische Recht noch 
hinausgehende, zusätzliche Datenschutzrege-
lungen in Deutschland sollen laut CSU-Frak-
tion wieder auf die Eins-zu-eins-Umsetzung 
zurückgeführt werden, etwa die verschärf-
te Pflicht zur Bestellung betrieblicher Daten-
schutzbeauftragter. „Bestrebungen, die Kom-
petenzen des Bundesbeauftragten für den Da-
tenschutz auf die Datenverarbeitung auf Lan-
desebene auszuweiten, sehen wir als Angriff 
auf die föderale Grundordnung und erteilen 
ihr eine klare Absage.“  DK

CSU-Landtagsfraktion verabschiedet Resolution:

Datenschutz mit Augenmaß

Staatsminister Füracker besucht Landratsamt Fürstenfeldbruck :

260 Verwaltungsleistungen online
„Digitalisierung ist längst ein fester Begriff geworden, der uns täg-
lich begegnet und ja, auch in der in öffentlichen Verwaltung ist 
das gewiss kein Fremdwort mehr“, so der Präsident des Bayeri-
schen Landkreistags, Landrat Thomas Karmasin anlässlich des Be-
suchts von Finanzminister Albert Füracker im Landratsamt Fürs-
tenfeldbruck. Der Minister machte sich vor Ort ein Bild über den 
Stand der Digitalisierung der Verwaltung.  

„Im Landratsamt Fürstenfeld-
bruck wird mit großem Engage-
ment und Nachdruck am Fort-
schritt der Digitalisierung gear-

beitet. So freut es mich beson-
ders, dass wir im Rahmen der 
Umsetzung des Onlinezugangs-
gesetzes unseren Bürgerinnen 

und Bürgern sowie den Unter-
nehmen mit heutigem Stand 
bereits über 260 Verwaltungs-
leistungen online anbieten kön-
nen, womit wir im bayernweiten 
Vergleich derzeit den zweiten 
Platz der Landratsämter bele-
gen“, ergänzt der Landrat. „Von 
den rund 1.200 Mitarbeiterin-
nen und Mitarbeitern im Land-
ratsamt arbeiten bereits rund 
800 mit der elektronischen Ak-
te. Bereits seit 01. Oktober 
2022 kann der Bauantrag digi-
tal bei uns eingereicht werden 
und der aktuelle Bearbeitungs-
sachstand kann über ein Por-
tal eingesehen werden. Zusam-
menfassend kann ich für mein 
Haus mit Freude sagen, dass wir 
unseren Auftrag, die Digitalisie-
rung unserer Verwaltungsarbeit 
voranzutreiben, sehr frühzeitig 
erkannt haben und auf einem 
äußert guten Weg sind“, betont 
Karmasin.  

Zukunftskommission  
#Digitales Bayern 5.0

„Bei der Digitalisierung her-
vorragend aufgestellt – Bayerns 
Verwaltung ist bundesweit be-
reits an der Spitze! Im Finanz-
ressort haben wir hierfür un-
ter anderem mit dem IT-Dienst-
leistungszentrum und unserem 
Landesamt für Sicherheit in der 
Informationstechnik von Anfang 
an konsequente Aufbauarbeit 
geleistet. Beste Ausgangsbedin-
gungen also für die Zukunfts-
kommission #Digitales Bayern 
5.0: Hand in Hand mit der kom-
munalen Familie schaffen wir 
jetzt einheitliche Strukturen 
und Standards und fördern den 
Einsatz neuer Technologien. Ge-
meinsam und unmittelbar set-
zen wir uns ein, damit Bayerns 
Verwaltung noch schneller, bür-
gerfreundlicher und mit weni-
ger Bürokratie funktioniert“, so 
Finanz- und Heimatminister Al-
bert Füracker im Rahmen des 
Austauschs. 

Füracker weiter: „Eine um-
fassende Bestandsaufnahme 
und der direkte Austausch bil-
den die Basis für pragmatische, 
bedarfsgerechte und nachhalti-
ge Lösungen. Mit der digitalen 
Zulassung von Kraftfahrzeugen 
und der digitalen Einreichung 
von Bauanträgen präsentiert 
sich das Landratsamt Fürsten-
feldbruck heute schon als wah-
rer Vorreiter in Sachen Digitali-
sierung. Ein herzliches Vergelt’s 
Gott an alle Beschäftigten für Ihr 
Engagement!“  r

Landrat Thomas Karmasin (l.) und der Bayerische Staatsminister 
für Heimat und Finanzen, Albert Füracker, präsentieren im Rahmen 
der Initiative #Digitales Bayern 5.0 die digitale Kfz-Zulassung  (i-Kfz) 
im Landratsamt Fürstenfeldbruck.  Bild: LRA Fürstenfeldbruck

BayernFunk ergänzt digitale 
Bürgerkommunikation

Die App ist für sämtliche bayerischen Landkreise und  
Gemeinden kostenfrei verfügbar und bietet neue Funktionen

München. Die BayernFunk-App ist eine sichere und vertrauens-
würdige Kommunikationsplattform für Kommunen. Sie über-
mittelt offizielle Informationen an Bürgerinnen und Bürger di-
gital und in Echtzeit.

Bisher wird sie in über 200 
bayerischen Gemeinden ge-
nutzt. Seit April ist sie für alle 
bayerischen Landkreise und Ge-
meinden kostenlos freigeschal-
tet. Somit können sie den Bay-
ernFunk ab sofort exklusiv für 
ihre digitale Kommunikation 
mit den Bürgerinnen und Bür-
ger nutzen.

In der Rubrik „News“ bie-
tet die BayernFunk-App neben 
Nachrichten von Gemeindever-
waltung und Bayerischem In-
nenministerium auch Informa-
tionen der örtlichen Vereine,  
Ehrenamtsorganisationen und 
Veranstaltungshinweise. Die Bür- 
gerinnen und Bürger können 
sich selbst aktiv einbringen:  
Hilfeleistungen suchen oder an-
bieten, oder sich über die Funk-
tion „Ratsch“ miteinander aus-
tauschen. 

Seit kurzem liefert die Bay-
ernFunk-App offizielle regionale 
Einsatzmeldungen, Fahndungen 
und Informationen öffentlicher 
Institutionen wie Bayerisches 
Rotes Kreuz und Polizei über 
den Bereich „Blaulichtkanal“. 
Zudem unterstützt sie Präven-
tion, Schutz und Sicherheit der 
Bürgerinnen und Bürger mit Hil-
fe der Integration des Warnsys-
tems „Katwarn“ – ganz einfach 

und kostenfrei per Push-Be-
nachrichtigung. Eine integrierte 
KI-Löschfunktion bietet Schutz 
vor unangebrachten Beiträgen 
auf der Plattform.

Max Heimerl, Landrat des 
Landkreises Mühldorf am Inn 
und Vorreiter der digitalen Bür-
gerkommunikation: „Mit der 
BayernFunk-App haben die 
Landkreisbürgerinnen und -bür-
ger alle wichtigen Informatio-
nen und Veranstaltungen aus 
ihrer Kommune immer mit da-
bei. Darüber hinaus bietet die 
Kommunikationsplattform ide-
ale Möglichkeiten, sich mitein-
ander zu vernetzen. Das fördert 
das Miteinander und stärkt die 
örtliche Gemeinschaft.“

Der Zugang zu einer smarten 
Bürgerkommunikation in Bay-
ern muss so selbstverständ-
lich sein wie der zu Wasser und 
Strom. Deshalb kooperieren das 
Bayerische Rote Kreuz, Fraunho-
fer IESE, der Landesfeuerwehr-
verband Bayern und die Versi-
cherungskammer in der Bereit-
stellung der Kommunikations-
plattform BayernFunk.
Informationen: https://www.
bayernfunk.digital/
Video BayernFunk: 
https://www.youtube.com/
watch?v=4AjyYRoWGpA

Neues bürgerfreundliches 
Webangebot

Der Landkreis Amberg-Sulzbach wird noch bürgerfreundlicher 
und verbessert weiter sein digitales Angebot. Auf der Startseite 
der Landkreis-Homepage sind unter der Rubrik „Unsere Heimat“ 
ab sofort wichtige Informationen rund um den Landkreis und das 
Landratsamt Amberg-Sulzbach auf einen Blick zusammengefasst.

Auch wenn die Optik der einer 
App ähnelt, ist es keine App im 
klassischen Sinn. Der Vorteil, so 
Landrat Richard Reisinger: Der 
Endnutzer muss nichts herun-
terladen. Die mobil-optimierten 
Seiten können im Browser abge-
rufen werden und sind dadurch 
unabhängig vom Betriebssys-
tem des Smartphones.

Über den Link mobil.am-
berg-sulzbach.de gelangen die 
User direkt zum Angebot. „Wir 
sehen uns als modernen Dienst-
leister für unsere Landkreisbe-
wohner. Mit dem neuen On-
line-Angebot ermöglichen wir es 
unseren Kunden, noch benutzer-
freundlicher an Informationen 
rund um den Landkreis und das 
Landratsamt zu kommen“, fasst 
Landrat Reisinger zusammen. 

Dafür verantwortlich zeichnet 
Matthias Birner, Ansprechpart-
ner für den Bereich E-Govern-
ment. Er weist auf das respon-
sive Design hin. Heißt, egal mit 
welchem Endgerät die Informa-
tionen abgerufen werden, das 

Webdesign gleicht sich an. Die 
Inhalte passen sich dem jewei-
ligen Endgerät perfekt an. Das 
Angebot ist so für einen größt-
möglichen Nutzerkreis benut-
zerfreundlich.

Zudem hat das Landratsamt 
Amberg-Sulzbach als zertifizier-
tes Digitales Amt unter der Ad-
resse service.amberg-sulzbach.
de auch sämtliche digitale Ange-
bote aufgelistet. Hier finden Bür-
gerinnen und Bürger sämtliche 
Online-Verfahren, Online-For-
mulare, Informationen und wei-
tere Serviceleistungen der Be-
hörde. Auch das Geoportal für 
den Landkreis Amberg ist hier 
verlinkt. Mithilfe der BayernID 
können die Bürger ohne Unter-
schrift immer mehr Online-Ver-
fahren im Freistaat Bayern nut-
zen. Auch die sichere Kommuni-
kation mit der Behörde ist hier 
gewährleistet, so Birner.

Es war die JU-Fraktion im 
Kreistag, die den Antrag für eine 
Heimat- oder BürgerApp gestellt 
hatte.  r

http://www.swm.de/glasfaser
https://www.bayernfunk.digital/
https://www.bayernfunk.digital/
https://www.youtube.com/watch?v=4AjyYRoWGpA
https://www.youtube.com/watch?v=4AjyYRoWGpA
http://mobil.amberg-sulzbach.de
http://mobil.amberg-sulzbach.de
http://service.amberg-sulzbach.de
http://service.amberg-sulzbach.de
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ABC Arbeitsplatz Kommune: 
Mit digitalen Belegen zu effizienten Abläufen

In Kooperation mit der
Datev eG

GZ KOMMUNAL-

Digitale Prozesse sind der Schlüssel zu mehr Ef-
fizienz in der Verwaltung. Als Voraussetzung da-
für müssen bereits die zugrunde liegenden In-
formationen elektronisch vorliegen. Daher ist 
die konsequente Digitalisierung von Papierbele-
gen der erste Schritt auf dem Weg der digitalen 
Transformation.

So empfiehlt es sich, die Rechnungsbearbei-
tung komplett auf E-Rechnungen umzustellen. 
Auch in Vorbereitung auf die grundsätzlich ab 
Jahresbeginn 2025 geltende Verpflichtung zur 
obligatorischen E-Rechnung für inländische Um-
sätze zwischen Unternehmen ist dieser Schritt 
ratsam. Dazu müssen zunächst die Lieferanten 
informiert werden, dass sie ausschließlich digi-
tale Rechnungen ausstellen sollen. Diese müs-
sen dann auf einer zentralen Rechnungsein-
gangs-E-Mail-Adresse eingehen. Das schafft die 
Grundlage dafür, dass die Rechnungen dann au-
tomatisch weiterverarbeitet werden können – 
beispielsweise mittels einer Softwarelösung wie 
dem Cloud-System DATEV-Unternehmen online. 
Bereits durch diese Veränderung werden Pro-
zessschritte wie das Öffnen der Post, Sortieren 
oder auch Scannen eingespart. Dennoch in Pa-
pier ausgestellte Belege wie Kassenbelege oder 
Tankquittungen lassen sich heute einfach über 
das Smartphone scannen und im System bereit-
stellen. DATEV bietet dafür mit der App Upload 
mobil eine einfach zu bedienende Option an.

Beleg-Workflows  
für beschleunigte Prozesse

Die nächste Etappe auf dem Weg in ein digita-
les Finanzwesen liegt dann im Einrichten von Be-
leg-Workflows für Rechnungseingang und -aus-
gang. Anstatt wie bisher die Rechnungen manu-
ell durch die Organisation zu tragen und manu-
ell zu unterschreiben, werden Belege in einem 
Beleg-Workflow ohne Zeitverlust digital geprüft 

und freigegeben. Mit Lösungen für die Belegfrei-
gabe und die Rechnungsfreigabe mit Mittelprü-
fung bietet DATEV gleich zwei Varianten für die 
Ausgestaltung dieses Prozesses an. 

Ein zusätzlicher Vorteil eines digitalen Be-
leg-Workflows ist die vollständige Transparenz 
über den Prüfprozess. Im System ist jederzeit er-
sichtlich, in welchem Status sich ein Beleg befin-
det und wie weit die Prüfung schon fortgeschrit-
ten ist. Für alle Mitarbeiterinnen und Mitarbei-
ter werden die Prozesse rund um Rechnungen so 
deutlich einfacher. Mittels OCR-Erkennung und 
E-Rechnung können viele buchungsrelevante Da-
ten direkt aus dem Beleg ausgelesen und verar-
beitet werden. Das reduziert manuelle Tätigkei-
ten und erhöht gleichzeitig die Datenqualität. 

Automatisiert gesetzeskonform  
mit der E-Rechnung

Nach dem Rechnungseingang gilt es dann, das 
Augenmerk auf die Ausgangsrechnungen zu rich-
ten. Für eine gesetzeskonforme Rechnungsstel-
lung – mit fortlaufender Rechnungsnummer, 
Unveränderbarkeit und revisionssicherer Spei-
cherung – ist eine geprüfte Software ohnehin 
notwendig. Deshalb sollte auch die Rechnungs-
schreibung gleich auf E-Rechnungen umgestellt 
werden. DATEV stellt dazu als Erweiterung für 
Unternehmen online das Modul Auftragswesen 
next bereit.

Neben der technischen Seite der Umstel-
lung auf digitale Belege und elektronische Rech-
nungs-Workflows ist es außerdem wichtig, die 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter von vorn- 
herein einzubeziehen. Denn damit die neuen 
Prozesse ihr volles Potenzial entfalten können, ist 
die Akzeptanz und die Unterstützung aller betei-
ligten Fachbereiche ein elementarer Faktor.
Weitere Informationen unter: 
go.datev.de/e-rechnung r

digital.
einfach.
machen.
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Jetzt vormerken!
www.akdb.de/kommunalforum

Innovative Lösungen, inspirierende Impulse und 
intensiver Austausch: Die Veranstaltung des Jahres 
für alle, die kommunale Zukunft gestalten.

Von wegen Amtsschimmel
Landratsamt Amberg-Sulzbach ist mit Bring- und Abholservice-Station in der  

Zulassungsstelle modern und kundenorientiert

Die Paketstationen der Deutschen Post oder anderer Liefer-
services kennen viele. Pakete können dort rund um die Uhr 
abgeholt werden. Diesen Service bietet das Landratsamt Am-
berg-Sulzbach nun auch in der Zulassungsstelle an, wie die 
Behörde informiert. An der Bring- und Abholservice-Stati-
on (BAS-Station) in der Beethovenstraße können Landkreisbe-
wohner ab sofort ihre Unterlagen zu jeder Tages- und Nachtzeit 
bringen und abholen.

Äußerst komfortabel und oh-
ne Wartezeit, so lässt sich das 
Prinzip der BAS-Station schnell 
und einfach zusammenfassen.  
Amtliche Dokumente können 
hier in Boxen hinterlegt wer-
den, das Ganze elektronisch ge-
sichert. Öffnungszeiten kennt 
die BAS-Station nicht. Sie steht 
den Landkreisbewohnern 24/7 
zur Verfügung. „Die Bring- und 
Abholservice-Station ist ein wei- 
terer Schritt hin zur modernen 
Verwaltung, mit der wir uns 
den flexiblen Bedürfnissen un-
serer Kunden anpassen“, freu-
te sich Landrat Richard Rei- 

singer bei der Inbetriebnahme.

Kein Termin mehr notwendig

Wie funktioniert der Service 
genau? Wer sein Fahrzeug zu-
lassen möchte, hat ab sofort 
zwei Möglichkeiten. Entweder 
die Unterlagen wie gewohnt 
im Rahmen der regulären Öff-
nungszeiten in der Zulassungs-
stelle abholen oder zeitlich völ-
lig flexibel an der BAS-Station. 
Für letzteres ist nur noch ein Te-
lefonat mit der Zulassungsstel-
le nötig, um zu besprechen, wel-
che Unterlagen tatsächlich be-

nötigt werden. „Damit wollen 
wir im Vorfeld verhindern, dass 
Unterlagen für die Bearbeitung 
fehlen“, so Verena Hiltel, die Lei-
terin der Verkehrsbehörde.

Zahlencode sorgt für Sicherheit

Per Mail erhalten die Land-
kreisbewohner dann einen Zah-
lencode. Diesen müssen sie an 
der Box eingeben, sodass sich 
das Schließfach öffnet. Nach-
dem die Unterlagen für die Zu-
lassung darin abgelegt wurden, 
kann das Fach geschlossen wer-
den. Mitarbeiter der Zulas-
sungsstelle kümmern sich dann 
um die zügige Bearbeitung des 
Vorgangs. Sobald dieser abge-
schlossen ist, erhalten die Kun-
den eine weitere Mail mit der 
Information, dass die Unterla-
gen in der BAS-Station zur Ab-
holung bereitliegen. Die Mail 
enthält zudem einen weiteren 
Zahlencode, mit dem sich die 
Box nach dem Zahlvorgang vom 
Kunden öffnen lässt. Der Code 
stellt sicher, dass nur berechtig-
te Personen Zugriff auf die Do-
kumente haben. Bezahlt wer-
den kann laut Landratsamt mit-
tels EC-Karte.

Die BAS-Station befindet sich 
beim Parkplatz in der Beetho-
venstraße, zwischen dem Ge-
bäude der Verkehrsbehörde und  
dem Medienzentrum.

Im Idealfall hinterlegt ein Be-
rufspendler am Morgen auf dem 
Weg in die Arbeit seine Unterla-
gen in der Box und holt die be-
arbeiteten, fertigen Dokumente 
am Nachmittag nach der Arbeit 
wieder dort ab. r

MUCGPT:

KI-Sprachassistenz für 
städtische Beschäftigte 

gelauncht
Die Beschäftigten der Stadt München können sich über einen 
neuen Kollegen freuen: MUCGPT, ein fortschrittlicher und inno-
vativer Sprach-KI-Assistent, steht künftig allen Mitarbeitern der 
Stadtverwaltung zur Verfügung. Von Dezember bis Februar hat-
ten rund 300 Mitarbeiter der Stadt München die Pilotversion ge-
testet. Dabei wurden 12.000 Nachrichten generiert und von den 
Testern schließlich 59 Verbesserungsvorschläge eingereicht. Beim 
Launch-Event im IT-Referat konnten sich Mitarbeiter aus den 
städtischen Referaten nun selbst ein Bild machen und MUCGPT 
nach der Präsentation durch die Kollegen aus dem InnovationLab 
selbst ausprobieren.

Die Begrüßung hatte sich IT-Re-
ferentin Dr. Laura Dornheim di-
rekt von MUCGPT erstellen lassen 
und gab damit gleich ein erstes 
Beispiel, wie das Sprachmodell 
eingesetzt werden kann. Auch 
Bürgermeister Dominik Krause 
zeigte sich begeistert von der Ent-
wicklung: „Ich bin froh, dass die 
riesigen Chancen von Digitalisie-
rung und künstlicher Intelligenz 
für eine bessere, effektivere und 
schnellere Verwaltung erkannt 
und direkt umgesetzt werden. 
Diese Weiterentwicklung ist kein 
Selbstzweck, sondern wird für die 
Bürgerinnen und Bürger ein gro-
ßer Gewinn sein. 

Das IT-Referat leistet hier durch 
die Integration von KI in Verwal-
tungsprozesse Pionierarbeit. Wir 
sind deutschlandweit mit die ers-
ten, die so etwas machen.“ Das 
Sprachmodell basiert wie ChatGPT 
auf künstlicher Intelligenz und ist 
in der Lage, schriftliche Unter-
haltungen in Form von Chats zu 
führen. Hierbei berechnet die KI 
Wortwahrscheinlichkeiten mit Hil-
fe eines neuronalen Netzes, um 
Antworten zu generieren, die na-
türlich und plausibel klingen. Da 
die Antworten nicht reproduzier-
bar sind, bekommt man auf die 
gleiche Anfrage zu unterschiedli-
chen Zeiten unterschiedliche Er-
gebnisse. Denkbare Einsatzszena-
rien sind beispielsweise Brainstor-
mings, Zusammenfassung großer 
Texte, Übersetzungen, die Unter-
stützung bei kreativen Aufgaben 
und vieles mehr. Der Unterschied 

zu ChatGPT liegt vor allem im Ort 
der Datenverarbeitung. Dieser 
liegt anders als bei ChatGPT nicht 
in den USA, sondern verschlüsselt 
auf einem europäischen Server. 

Bittet man MUCGPT beispiels-
weise sich vorzustellen, erhält 
man die folgende Antwort: „Ich 
bin MUCGPT, ein fortschrittlicher 
Sprach-KI-Assistent, der speziell 
für die Stadt München entwickelt 
wurde. Ich bin in der Lage, natür-
liche Sprache zu verstehen und 
zu verarbeiten und kann Ihnen 
bei der Bewältigung Ihrer tägli-
chen Aufgaben und der Organi-
sation Ihres Arbeitsalltags hel-
fen. Mit meiner fortschrittlichen 
Technologie und meiner Benut-
zerfreundlichkeit bin ich sicher, 
dass ich eine wertvolle Ergän-
zung für das Team der Stadt Mün-
chen sein werde. Ich freue mich 
darauf, mit Ihnen zusammenzu-
arbeiten und Ihnen bei allem zu 
helfen, was Sie brauchen.“ 

IT-Referentin Dr. Laura Dorn-
heim: „Künstliche Intelligenz hat 
eine prominente Zukunft inner-
halb der Münchner Stadtverwal-
tung. Ich sehe die Entwicklung 
von MUCGPT als Mehrwert für al-
le Mitarbeitenden und bin stolz, 
dieses Produkt aus unserem Haus 
jetzt allen städtischen Kollegen 
an die Hand geben zu dürfen. In 
meiner Funktion muss ich diver-
se Grußworte halten, nicht nur 
beim Brainstorming dafür habe 
ich in der Testphase bereits auf 
MUCGPT zurückgegriffen und er-
folgreich genutzt.“ r

Landrat Richard Reisinger und Verena Hiltel, Leiterin der Ver-
kehrsbehörde, testen die neue Bring- und Abholservice-Station 
der Zulassungsstelle. Bild: Christine Hollederer

https://www.gemeindezeitung.de/homepage/index.php/inhalt/blickpunkte/kommunal-abc/5662-gz-7-2023-abc-arbeitsplatz-kommune
https://www.gemeindezeitung.de/homepage/index.php/inhalt/blickpunkte/kommunal-abc/5662-gz-7-2023-abc-arbeitsplatz-kommune
https://www.gemeindezeitung.de/homepage/index.php/inhalt/blickpunkte/kommunal-abc/5662-gz-7-2023-abc-arbeitsplatz-kommune
https://www.gemeindezeitung.de/homepage/index.php/inhalt/blickpunkte/kommunal-abc/5662-gz-7-2023-abc-arbeitsplatz-kommune
http://go.datev.de/e-rechnung
https://www.akdb.de/veranstaltungen/kommunalforen/6-akdb-kommunalforum-2024/home/
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7. Wasserforum Oberpfalz an die Regierung der Oberpfalz:

„Wünschenswert wäre, dass 
viel Wasser versickern kann“

Rund 100 Vertreter von Kommunen, Landkreisen, Wasserversor-
gern sowie Verbänden und Einrichtungen kamen zum 7. Wasser-
forum Oberpfalz an die Regierung der Oberpfalz. „Für eine sichere 
Wasserversorgung“ lautete das Thema. Aus verschiedenen Perspek-
tiven beleuchteten die Referentin und die Referenten die Thematik.

„Sicheres Trinkwasser ist ei-
ne Aufgabe für uns alle, die uns 
sehr beschäftigt“, betonte Re-
gierungspräsident Walter Jonas 
in seiner Begrüßung. Der Bayeri-
schen Staatsregierung sei es ein 
Anliegen, das Wasser zu sichern. 
Dafür nötig sei eine Beteiligung 
aller Akteure. Denn trotz der ak-
tuellen Sicherung der Grund-
wassersituation sei der lang-
fristige Trend – ein rückläufi-
ger Grundwasserpegel seit gut 
20 Jahren – nicht gestoppt. Als 
Grund nannte Jonas den Klima-
wandel, Wetterereignisse sei-
en eine Gefahr für die Trinkwas-
serversorgung. Angesichts der 
Hochwasser plädierte er für ei-

ne Verstärkung des Hochwas-
serschutzes.

Grundwassersituation

Über die Grundwassersitua-
tion in der Oberpfalz informier-
te Hans-Dietrich Uhl, Leiter des 
Sachgebiets Wasserwirtschaft 
an der Regierung der Oberpfalz. 
Seit 2001 gebe es in Nordbayern 
wegen Trockenheit und man-
gelndem Regen große Wasser-
verluste. „Das Grundwasser re-
agiert sehr schnell auf diese Ent-
wicklungen, es hat etwa drei 
Wochen Reaktionszeit“, erklär-
te Uhl. Rekordtemperaturen wie 
im März und April, die über den 

bisherigen Monatsmitteln liegen, 
und dazu wenig Regen – weit un-
ter dem Mittel – wirkten sich auf 
den Wasserhaushalt aus. „Von 
den Niederschlägen gelangt im-
mer weniger in den Untergrund. 
Seit 2000 nimmt der Wasseran-
teil, der zur Grundwasserneubil-
dung beiträgt, ab“, vertiefte der 
Sachgebietsleiter. Für die Ober-
pfalz nannte er das feuchte Win-
terhalbjahr sowie hohe Tempe-
raturen, was den Abfluss bzw. 
die Verdunstung gefördert habe. 
Zwar habe es etwas „Erholung“ 
gegeben, „aber die Grundwas-
serverhältnisse werden immer 
schwieriger. Wünschenswert wä-
re, dass viel Wasser versickern 
kann“, fasste er zusammen.

Über die neue Trinkwasser-
einzugsgebieteverordnung, die 
am 12. Dezember letzten Jah-
res in Kraft getreten ist, refe-
rierte Jingbo Hasubek vom Re-

ferat Grundwasserschutz und 
Wasserversorgung im Bayeri-
schen Staatsministerium für Um-
welt und Verbraucherschutz. Sie 
gab zu, dass vor allem den Was-
serversorgern wenig Zeit zur 
Umsetzung bleibe. „Aus was- 
serwirtschaftlicher Sicht ist die 
Verordnung begrüßenswert“, 
stellte sie fest. Seitens der Be-
treiber erfolge eine Bewertung 
der Trinkwassereinzugsgebiete, 
beim Risikomanagement seien 
besonders die Behörden gefragt, 
die unteren Wasserbehörden 
müssten die Verordnung bis zum 
12. Mai 2027 umsetzen. Auf-
grund der bayerischen Struktur 
der öffentlichen Wasserversor-
gung sei angedacht, „besonders 
die kleinen Versorger vor büro-
kratischer Überlastung zu schüt-
zen“, erläuterte Hasubek. Noch 
zu klären seien zahlreiche (recht-
liche) Vollzugsfragen, fasste die 
Referentin zusammen.

Wasserversorgungsbilanzen 
und SüSWasser

Zwei Themen präsentierte Mi-
chael Belau vom Bayerischen 
Landesamt für Umwelt: die Fort-

Die Organisatoren und Referenten des 7. Wasserforums (von links): 
Claudia Muhr, Hans-Dietrich Uhl, Johannes Müller, Jingbo Hasubek, 
Felix Schäffer, Michael Belau und Raimund Schoberer.  Bild: Markus Bauer

Wasser – alles klar:

Nachwuchskräftegewinnung für 
die Zukunft der Wasserwirtschaft

Die Wasserwirtschaft ist das blaue Rückgrat unserer Gesellschaft 
und Umwelt, doch auch sie steht vor einer gewaltigen Herausfor-
derung: dem akuten Fachkräftemangel. Die Deutsche Vereinigung 
für Wasserwirtschaft, Abwasser und Abfall e.V. (DWA) ruft mit der 
Initiative „Wasser – alles klar“ dazu auf, jetzt aktiv zu werden.

In der öffentlichen Wahrneh-
mung tritt die Wasserbranche 
neben Themen wie dem Klima-
wandel, der Energieversorgung 
und der Inflation oft in den Hin-
tergrund, doch das muss sich än-
dern. Schließlich wäre das nor-
male Leben ohne die als alltäglich 
wahrgenommene Versorgung 
mit Trinkwasser und die Abwas-
serentsorgung nicht möglich.

Fachkräftemangel betrifft alle

Ohne qualifizierte Fachkräf-
te steht einiges auf dem Spiel: 
Trinkwasserwerke und Abwasse-
ranlagen sind auf gut ausgebil-
detes Personal angewiesen, um 
rund um die Uhr einwandfrei zu 
funktionieren. Fehlen diese Fach-
kräfte, drohen Störungen, was 
gravierende Auswirkungen auf 
die öffentliche Gesundheit und 
die Umwelt haben könnte. Kom-
munale Entscheidungsträger und 
Personalverantwortliche stehen 
vor der dringenden Aufgabe, die-
se kritische Lücke zu schließen, 

um die Ver- und Entsorgungssi-
cherheit in ihren Gemeinden wei-
terhin zu gewährleisten.

„Wasser – alles klar“ ist eine 

als nachhaltige, sinnstiftende 
und technisch innovative Bran-
che im Bewusstsein der Jugend-
lichen verankert werden. Die In-
itiative bietet Kommunen und 
Unternehmen eine Plattform, 
um sich zu präsentieren und ak-
tiv an der Nachwuchsgewinnung 
teilzunehmen – und das zu ei-
nem minimalen Kostenaufwand.

Jede Kommune, jede Behörde 
und jedes Unternehmen aus der 
Wasserwirtschaft kann sich be-
teiligen und von einem umfang-
reichen, individualisierbaren 
Werbemittelpool, einem On-
line-Stellenmarkt sowie der Ver-
netzung untereinander profitie-
ren. Die zentrale Website www.
wasser-allesklar.de dient als 
Herzstück der Kampagne. Hier 
können Teilnehmende ihre Kar-
riereseiten verlinken und Schü-
ler*innen, Auszubildenden und 
Studierenden erste Empfehlun-
gen zu verschiedenen Berufsbil-
dern erhalten.

Jugendliche erreichen, 
digitale Medien nutzen

Um die Zielgruppe der 15- bis 
20-Jährigen anzusprechen, setzt 
die Initiative insbesondere auch 
auf soziale Medien wie TikTok. 

schreibung der Wasserversor-
gungsbilanzen und das Projekt 
„Sicherheit der Wasserversor-
gung in Bayern – überregiona-
le Systeme“ (SüSWasser). In der 
Oberpfalz gibt es laut Belau Re-
gionen mit 50 Prozent weniger 
Grundwasserneubildung aus Nie-
derschlägen. Neben dem Klima-
wandel sieht er die Ursache in 
einer „sehr überprägten Kultur-
landschaft“: Wald/Holz und Zu-
nahme der landwirtschaftlichen 
Flächen zur Ernährung der Bevöl-
kerung. „Wir müssen diese The-
men in der Bevölkerung viel be-
wusster machen. Wir haben eine 
horizontale Verteilung des Was-
sers“, meinte Belau. Ebenso ap-
pellierte er für einen strengeren 
Blick auf das Dargebot. „Wir wol-
len nicht weg von den ortsnahen, 

dezentralen Wasserversorgern. 
Überregionale Systeme sind eine 
Ergänzung“, betonte Belau.

Zum Abschluss berichteten 
Felix Schäffer vom Freilandmu-
seum Oberpfalz und Johannes 
Müller vom Wasserwirtschaft-
samt Regensburg über „25 Jah-
re Weltwasserwoche in Neu-
sath-Perschen“. Heuer zur 25. 
Ausgabe wurde der Parcours 
auf 20 Stationen erweitert. Ins-
gesamt 2718 Schüler der vierten 
Jahrgangsstufe aus Bayern und 
eine Klasse aus Tschechien nah-
men das Angebot wahr, ein gro-
ßes Netzwerk ist entstanden. 
„Das Projekt soll auch in ande-
ren Regierungsbezirken vorge-
stellt werden – Nachahmer sind 
ausdrücklich erwünscht!“, resü-
mierte Müller. Markus Bauer

Echte Azubis präsentieren hier 
in kurzen, authentischen Videos 
ihre Arbeitswelt. Ziel ist es, jun-
ge Menschen auch in der digita-
len Welt abzuholen und ihnen 
die Wasserwirtschaft als Arbeit-
geber näherzubringen.

Vorteile auf einen Blick

• Rekrutierung von Nachwuchs-
kräften durch erhöhte Sichtbar-
keit auf der Website und einem 
eigenen Online-Stellenmarkt.
• Einheitlicher Auftritt der Bran-
che auf Website Social Media 
und durch die Mitglieder der 
Kampagne vor Ort.
• Gestaltete Werbematerialien 
im Medienpool für maximale 
Außenwirkung.
• Umfangreiche Informationen 
für potenzielle Nachwuchskräf-
te und Quereinsteiger.
• Vernetzung von Interessier-
ten und Arbeitgebern.
• Unterstützung bei eigenen  
Nachwuchsgewinnungsaktivi-
täten.

„Wasser – alles klar“ ist mehr 
als nur eine Initiative – es ist ei-
ne Bewegung, die darauf abzielt, 
die Wasserwirtschaft als zu-
kunftsorientierten Arbeitgeber 
zu positionieren und die drin-
gend benötigten Nachwuchs-
kräfte zu gewinnen. Die Betei-
ligung jeder Kommune ist ent-
scheidend, um gemeinsam ei-
ne neue Sichtbarkeit zu schaffen 
und die Branche für junge Men-
schen attraktiv zu gestalten. r

Beispielplakat der Initiative.   
 Bild: DWA Bayern

bundesweite Kampagne, die im 
Januar 2024 startete. Das Ziel ist 
klar: Die Wasserwirtschaft soll 

46 Mio. Euro für 
Hochwasserschutz in GAP

Rund 46 Millionen Euro flossen seit 2004 in den Hochwasser-
schutz an Kanker und Partnach in Garmisch-Partenkirchen. Dies 
betonte Bayerns Umweltminister Thorsten Glauber bei der offizi-
ellen Einweihung der Hochwasserschutzmaßnahmen.

„Hochwasserereignisse mit  
Starkregen und Sturzfluten wer-
den infolge des Klimawandels wei-
ter zunehmen. Jede Hochwasser-
schutzmaßnahme kann hier den 
entscheidenden Unterschied ma-
chen. Für Garmisch-Partenkirchen 
bedeutet der modernisierte Hoch-
wasserschutz ein deutliches Plus 
an Sicherheit. Eines der größten 
Wildbachprojekte Bayerns ist nun 
fertiggestellt“, betonte Glauber. 

Mit dem Abschluss der um-
fangreichen Hochwasserschutz-
maßnahmen ist an Kanker und 
Partnach der Schutz vor einem 
hundertjährlichen Ereignis sicher-
gestellt. Zu den nun umgesetzten 
Maßnahmen gehören insbeson-
dere der Bau eines Hochwasser-
rückhaltebeckens, einer Teilüber-
leitung der Kanker in die Partnach 

sowie der Ausbau und die In-
standsetzung der Flussläufe. Die 
rund 46 Millionen Euro Investi- 
tionskosten teilen sich der Frei- 
staat und der Markt Garmisch- 
Partenkirchen. Aktuell ist als wei-
tere Maßnahme vor Ort ein Wild-
holzrückhalt am Ferchenbach 
vorgesehen.

Bayernweit sollen mit dem lau-
fenden Aktionsprogramm PRO 
Gewässer 2030 weitere 150.000 
Menschen gezielt vor einem hun-
dertjährlichen Hochwasserereig-
nis geschützt werden. Mit dem 
Maßnahmenpaket sollen bis En-
de 2030 insgesamt 2 Milliarden 
Euro in den Hochwasserschutz in-
vestiert werden. Rund 4 Milliar-
den Euro wurden bayernweit seit 
2001 in den Hochwasserschutz in-
vestiert. r

https://www.tvbayernlive.de/
http://www.wasser-allesklar.de
http://www.wasser-allesklar.de
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Wir suchen Verstärkung!

Güteschutz Kanalbau 
baut digitale Formate aus

Mit ihren Weiterbildungsangeboten für Mitglieder fördert die Gü-
tegemeinschaft Kanalbau Qualität und Qualifikation. Die Ange-
bote sind auf www.kanalbau.com unter dem Begriff AKADEMIE 
und den Bereichen „Veranstaltungen“, „E-Learning“, „Arbeitshil-
fen“ und „Technisches Regelwerk“ zusammengefasst und werden 
konsequent weiter ausgebaut. Unter anderem mit neu erstellten 
Schulungsvideos, die dem Fachpersonal der Unternehmen wichti-
ge organisatorische und technische baustellenrelevante Sachver-
halte näherbringen sollen sowie mit einer ebenfalls neu entwickel-
ten Kanalbau-App, welche eine Schulung zum Thema „Kanalbau 
in offener Bauweise“ auch für Quereinsteiger möglich macht. Die 
Formate stehen voraussichtlich Ende dieses Jahres zur Verfügung.

„Die Qualifikation des Fach-
personals ist ein entscheidender 
Faktor für die Ausführungsquali-
tät auf den Baustellen – und da-
mit auch für die Wettbewerbs-
fähigkeit eines Unternehmens“, 
ist Dr.-Ing. Marco Künster, Ge-
schäftsführer der Gütegemein-
schaft Kanalbau, überzeugt. 
„Deshalb geben wir Unterstüt-
zung in Form von praxisnahen 
Schulungen und bieten darüber 
hinaus alternative Optionen für 
die Weiterbildung des Fachper-
sonals an.“ Hierbei geht es um 
Abläufe der Gütesicherung und 
um die fachgerechte Ausführung 
auf Grundlage des technischen 
Regelwerkes. Da die Nachfrage 

nach diesen Angeboten insbe-
sondere nach der Corona-Pan-
demie laut Künster wieder deut-
lich gestiegen ist und die Teil-
nehmerzahlen im Geschäftsjahr 
2023 noch über das Niveau der 
bisherigen Rekordjahre hinaus-
gingen, wurden nun weitere di-
gitale Formate entwickelt, die 
auch unabhängig von den per-
sonellen Kapazitäten der Orga-
nisation Gütegemeinschaft Ka-
nalbau funktionieren.

Wissen für unterwegs

Unter anderem wurde mit 
webApp.kanalbau.com ein On-
line-Modul entwickelt, welches 

per Tablet oder Smartphone ab-
gerufen werden kann. Die Ka-
nalbau-webApp ist abgestimmt 
auf Quereinsteiger ohne Vor-
kenntnisse, aber auch auf Fach-
arbeiter, Vorarbeiter und Polie-
re. Sie vermittelt, wie Arbeiten 
bei der offenen Bauweise ent-
sprechend dem aktuellen Re-
gelwerk ausgeführt werden. In 
unterschiedlichen Sprachen in-
formiert die App über alle er-
forderlichen Arbeitsgänge und 
bietet zur Erläuterung viele Ab-
bildungen und Animationen. 
Die Inhalte können eigenständig 
und zeitunabhängig durchgear-
beitet werden. Ein abschließen-
der Verständnistest gibt Rück-
meldung über den Lernerfolg. 
Zusätzlich kann die App baube-
gleitend als Unterstützung der 
Mitarbeiter vor Ort dienen.

Fit für den Berufsalltag

Auch die neuen Schulungsvi-
deos werden den Mitgliedern 
künftig eine Unterstützung bie-
ten. Die Formate, aufgenom-
men in einem virtuellen Stu-
dio und mit Grafiken anschau-
lich hinterlegt, werden von Di-
pl.-Ing. Sven Fandrich, Leitung 
Bereich Außendienst der Gü-
tegemeinschaft Kanalbau, mo-
deriert. Sie greifen eine Fülle 
von baustellenrelevanten The-
men auf, die von der Warenein-
gangskontrolle über Verbausys-
teme, die Herstellung der Bet-
tung, den Einbau von Rohren 
und die fachgerechte Verfüllung 

und Verdichtung bis hin zu Rohr-
statik und Eigenüberwachung 
reichen. Ergänzt werden sie um 
die Themen Dichtheitsprüfung 
und Grundstücksentwässerung. 
„Einen zusätzlichen Mehrwert 
bekommen diese neuen digita-
len Formate auch deshalb, weil 
sie von den Unternehmen intern 
zur Weiterbildung ihrer Mitar-
beiter genutzt werden können“, 
so Künster weiter.

Barrierefreier Zugriff möglich

Mit der digitalen Erweiterung 
des Dienstleistungspaketes hat 
die Gütegemeinschaft Kanalbau 
nicht zuletzt das allgegenwär-
tige Thema Fachkräftemangel 
konsequent im Blick. Deutsch-
land benötigt qualifizierte Fach-
kräfte in ausreichender Zahl und 
auf praktisch allen Ebenen. Ins-
besondere vor dem Hintergrund 
langfristiger und tiefgreifender 
Transformationsprozesse, etwa 
bei der Digitalisierung oder dem 
demografischen Wandel steigen 
die Herausforderungen für die 
Fachkräftesicherung und den Ar-
beitsmarkt in Deutschland ste-
tig an. Vor diesem Hintergrund 
räumen Unternehmen dem The-
ma Weiterbildung der Mitarbei-
ter hohe Priorität ein – unter an-
derem, um die eigene Wettbe-
werbsfähigkeit zu steigern.

An dieser Stelle bieten die  
neuen Angebote, auf die ein bar-
rierefreier Zugriff möglich ist, 
den Nutzern eine professionel-
le Unterstützung bei der Stär-
kung der Qualifikation im eige-
nen Hause. Durch einen einfa-
chen Zugang zu Schulungen und 
Arbeitshilfen werden die Qualifi-
kation der Mitarbeiter und letzt-
lich die Ausführungsqualität ge-
fördert. r

Die neuen Schulungsvideos können von Unternehmen für die in-
terne Weiterbildung der Mitarbeiter genutzt werden. 
 Grafik: Güteschutz Kanalbau, Bild: Güteschutz Kanalbau

Stellvertretend für die Landkreise in Bayerisch-Schwaben, die 
das Hochwasser besonders schwer getroffen hat, nahm Dr. Hans 
Reichhart (Mitte), Landrat im Kreis Günzburg, die Spende von 
Helmut Kaumeier (l.), Kommunalkundenmanagement energie 
schwaben, und Dr. Christian Blümm, Leiter Marketing und Unter-
nehmenskommunikation energie schwaben, entgegen.
 Bild: energie schwaben

100.000 Euro für Wieder- 
aufbau nach Hochwasser

energie schwaben spendet an Landkreise 
im Versorgungsgebiet 

Insgesamt 100.000 Euro gehen als Spende der energie schwa-
ben Gruppe an Landkreise in Bayerisch-Schwaben, die das 
Hochwasser in den vergangenen Wochen stark getroffen hat. 
Dr. Hans Reichhart, Landrat im Kreis Günzburg, erklärt: „Die 
Folgen dieses Hochwassers werden wir noch lange spüren. Ich 
bedanke mich für die Unterstützung von energie schwaben, 
die uns sehr hilft, für die betroffenen Menschen im Landkreis 
möglichst schnell Lösungen zu suchen und erste Hilfestellun-
gen zu bieten.“

Unkomplizierte Unterstützung 
für betroffene Bürger

Markus Last, Sprecher der Ge-
schäftsführung energie schwa-
ben, betont: „Uns ist es wich-
tig, den Menschen in der Re- 
gion schnelle und unkompli-
zierte Unterstützung zukom-
men zu lassen. Dafür sind die 
Landrätinnen und Landräte un-
sere besten Ansprechpartner: 
Sie und ihre Teams kennen die 
Situation vor Ort am besten 
und können beurteilen, wo Hil-
fe jetzt am nötigsten ist.“

Mit dem Geld unterstützt 
energie schwaben die Land-
kreise Günzburg, Neu-Ulm, Do-
nau-Ries, Dillingen, Augsburg 
und Unterallgäu. Diese Land-
kreise waren von den jüngsten 
Hochwasserereignissen an Do-
nau und Iller beziehungswei-
se deren Zuflüssen besonders 
stark betroffen.

Für Energiezukunft gerüstet

Neben  der sicheren Versor-
gung mit Gas liegt der Fokus bei 
energie schwaben auf Erzeu-
gung und Vermarktung von Bio-
gas und Strom aus erneuerba-
ren Quellen, Bau und Betrieb von 
Fern- und Nahwärmenetzen und 
Dienstleistungen wie die kommu-
nale Wärmeplanung – und das al-
les in Verbindung mit regenerati-
ven Energien. Das Unternehmen 
bietet Dienstleistungen rund ums 
Thema Energie für Kommunen, 
Wohnungswirtschaft, Gewerbe 
und Industrie sowie für Privat-
haushalte. Auch Photovoltaik, 
Windenergie und Geothermie 
sind möglich. Sowohl öffentliche 
Einrichtungen als auch private 
Haushalte nutzen Leistungen der 
energie schwaben-Gruppe. De-
zentrale Netze spielen eine wich-
tige Rolle für die umwelt- und kli-
maschonende Energiezukunft. r

VKU-Branchenumfrage:

Die Sorgenfalten  
kommunaler Badbetreiber

Vorsichtig optimistisch blicken die kommunalen Badbetreiber auf 
die diesjährige Freibadsaison, aber der Ausblick auf die kommen-
den fünf Jahre und die Situation der Hallenbäder sehen düster 
aus. Fachkräftemangel bereitet den Betreibern Sorgen, und der 
Sanierungsbedarf der Hallenbäder ist ein weiteres Problem. Die-
se Erkenntnisse stammen aus einer Branchenumfrage des Ver-
bandes kommunaler Unternehmen (VKU) unter 314 Betreibern 
kommunaler Bäder in ganz Deutschland.

Die Freibadsaison 2023 war 
zwar für die meisten Betrei-
ber kommunaler Bäder (46 Pro-
zent) besser als das Krisenjahr 
2022. Allerdings ist auch der An-
teil der Bäder, denen es im Jahr 
2023 schlechter ging als ein Jahr 
zuvor, von 17 auf 27 Prozent ge-
stiegen. Die Gründe hierfür sind 
vielfältig. 

Immense Herausforderungen 

Die Mehrheit der Badbetrei-
ber (54 Prozent) blickt eher pes-
simistisch in die Zukunft. Zu  
den größten Herausforderun 
gen zählen der Fachkräfte-
mangel (78 Prozent), der Sa-
nierungsstau/-bedarf (60 Pro-
zent) und der notwendige Wan-
del zum grünen/klimaneutralen 
Bad (40 Prozent), d.h. die Um-
stellung auf eine erneuerbare 
Energieversorgung und mehr 
Energieeffizienz. Knapp zwei 

Drittel der Befragten gaben an, 
dass sie sich eine stärkere politi-
sche Unterstützung wünschen.

Für 2024 erwarten die meis-
ten Freibadbetreiber ähnlich 
viele oder mehr Besucher als 
2023, aber es mangelt an Per-
sonal. Bis zum 1. Mai 2024 wa-
ren noch 50 Prozent der offe-
nen Stellen unbesetzt. 

Der bauliche Zustand der Frei-
bäder ist noch gut, jedes sechs-
te Freibad (16 Prozent) wurde 
frisch saniert. Allerdings muss 
in den kommenden fünf Jahren 
mehr als jedes dritte Freibad 
umfangreich saniert werden – 
im Vorjahr war es noch weni-
ger als ein Drittel. Bei der Sanie-
rung sehen sich 56 Prozent der 
Freibadbetreiber mit Hindernis-
sen konfrontiert, so etwa durch 
nicht ausreichende Fördermit-
tel (37 Prozent), gefolgt von ge-
stiegenen Baukosten (26 Pro-
zent). DK

Umwelt-Award für 
Isar-Renaturierung

Die Renaturierung der kanalisierten Isar zwischen Dingolfing 
und Landau wurde mit dem Umweltpreis „Life Award“ der 
Europäischen Union ausgezeichnet. 

Frei fließender Fluss mit Nebenarmen und neuen Inseln

Das gemeinsame Projekt des Wasserwirtschaftsamtes 
Landshut und der Regierung von Niederbayern hat die ka-
nalartige Isar wieder in einen frei fließenden Fluss mit Neben-
armen und neuen Inseln verwandelt. Durch die Renaturierung 
konnten seltene Tierarten wie der Flussregenpfeifer zurück-
kehren und fast ausgestorbene Fischarten wie Nase und Bar-
be sind dank neuer Kiesbänke und der verbesserten Strömung 
wieder zu sehen.

„Oscar für Naturschützer“

Der Leiter des Wasserwirtschaftsamtes Landshut, Patrik 
Giebel, freute sich sehr über diesen „Oscar für Naturschüt-
zer“. Jetzt gelte es, weiterhin an der frei fließenden Isar zu ar-
beiten und sie zu schützen. „Die Natur, die Artenvielfalt, die 
Menschen in Niederbayern – sie alle haben mit dem Life-Pro-
jekt ‚Flusserlebnis Isar schon längst gewonnen‘ betonte Nie-
derbayerns Regierungspräsident Rainer Haselbeck. Dass das 
„Flusserlebnis Isar“ nun auch noch aus einer Vielzahl ande-
rer Projekte aus ganz Europa für die Auszeichnung ausgewählt 
worden sei, mache ihn sehr stolz und sei eine Bestätigung für 
die Arbeit. „Ganz besonders freut es mich, dass ausdrücklich 
die exzellente Zusammenarbeit von zwei bayerischen Behör-
den gewürdigt worden ist.“ DK

Bewässerung des  
Ringparks neu gedacht

Förderurkunde über 1.275.000 Euro eingetroffen
Im Jahr 2022 hatte sich das Umwelt- und Klimareferat der Stadt 
Würzburg mit einer Projektidee zur nachhaltigen Bewässerung 
des Ringparks für das Bundesprogramm „Anpassung urbaner und 
ländlicher Räume an den Klimawandel“ beworben. Nachdem An-
fang 2023 von Seiten des Bundes die Mitteilung erfolgte, dass die 
Stadt Würzburg ausgewählt wurde, konnte die Projektbearbei-
tung gestartet werden.

Bürgermeister Martin Heilig 
erläutert: „Kernidee des Projek-
tes ist es, eine ungenutzte und 
bisher direkt in die Pleichach 
abgeleitete Quellschüttung im 
Bereich des Bahnhofs für die 
Wasserversorgung des Ring-
parks nutzbar zu machen. Über 
eine Rohrleitung soll dem Plei-
cher See das Quellwasser zu-
geführt werden und ihn ste-
tig mit Frischwasser versorgen. 
Der See soll als Wasserspeicher 
für eine zu errichtende Betan-
kungsanlage für Bewässerungs-
fahrzeuge des Gartenamtes die-
nen. Weiterhin soll ein Teil des 
Baum-/ Gehölzbestandes des 
Ringparks automatisiert bewäs-
sert werden.“

Nachdem das Projekt ausge-
wählt wurde, hat das Garten-
amt sogleich begonnen, sich 
mit der Trinkwasserversorgung 
Würzburg GmbH, dem Was- 
serwirtschaftsamt und diver-
sen städtischen Fachämtern ab-
zustimmen. Auch fand im Ju-
ni 2023 ein umfangreiches Ko-
ordinierungsgespräch mit Ver-
tretern des Bundes inklusive 
Ortseinsicht am Pleicher See 
und den Bahnhofsquallen statt, 
führt der zuständige Projekt- 
und Gartenamtsleiter Dr. Hel-
ge Bert Grob aus. Darauf auf-
bauend wurde dann seitens des 
Gartenamtes der offizielle Zu-
wendungsantrag erarbeitet und 
im Oktober 2023 beim Bund ein-
gereicht.

Da das Förderprogramm auf 
Bundesmittel des Sonderver-
mögens „Klima- und Transfor-
mationsfonds“ zugreift, war 
es von der Haushaltssper-
re Ende letzten Jahres betrof-

fen. „Nachdem wir monate-
lang keine Rückmeldung auf 
unseren Antrag erhalten ha-
ben waren wir beunruhigt“, ge-
steht Oberbürgermeister Chris-
tian Schuchardt ein. „Als mir 
dann im April 2024 die Bundes-
ministerin für Wohnen, Stadt- 
entwicklung und Bauen, Klara 
Geywitz die Förderurkunde zu-
geschickt hat, ist mir ein großer 
Stein vom Herzen gefallen.“

Unterstützung vom Bund

Der Bund hat zugesagt, das 
Projekt zur nachhaltigen Bewäs-
serung des Würzburger Ring-
parks mit sage und schreibe 
1.275.000 Euro zu unterstüt-
zen. Das ist ein großer Beitrag 
zur Anpassung an die Klimaer-
hitzung unserer Stadt. „Für die 
Unterstützung vom Bund sind 
wir sehr dankbar“, so Garten-
amtsleiter Dr. Helge Bert Grob. 
Aufgrund der Verzögerungen 
durch die Haushaltssperre wird 
sich der Förderzeitraum um ein 
Jahr bis 31.12.2027 verlängern, 
was uns bei der komplexen Pro-
jektumsetzung etwas Luft ver-
schafft.

Schuchardt zufolge soll das 
Projekt einen wesentlichen Bei-
trag leisten, die größte und wich-
tigste Grünanlage – den Würz-
burger Ringpark –, resilienter ge-
genüber den Auswirkungen des 
Klimawandels zu machen. Zudem 
erhofft er sich mit der Umset-
zung des Projektes einen Mehr-
wert für zukünftige Vorhaben, da 
das Thema „Nachhaltige Bewäs-
serung“ in Zeiten des Klimawan-
dels eine immer größere Bedeu-
tung gewinnen wird. r

http://www.kanalbau.com
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Borkenkäfer  
im Bayerischen Wald

Forstministerin Michaela Kaniber macht die Landkreise Regen und Freyung-Grafenau  
zur exklusiven Modellregion

Bayerns Forstministerin Michaela Kaniber bekräftigte am „Runden 
Tisch Borkenkäfer“ in Zwiesel den Schulterschluss mit den Wald-
besitzern vor Ort: „Bayern leistet für seine Waldbesitzer maximale 
Fürsorge. Das Waldschutzmonitoring in der Region wurde nochmal 
massiv ausgeweitet. Die Borkenkäferfallen wurden auf 30 Stück ver-
doppelt und die Luftbeobachtung rund um den Nationalpark beträgt 
nun drei Kilometer. Auf der Fläche unterstützen wir die Waldbesit-
zer mit umfangreichen Fördermaßnahmen. Allein im letzten Jahr 
mit 430.000 Euro nur in den Landkreisen Regen und Freyung-Grafe-
nau. Zusätzlich stärken wir den Runden Tisch um ein Arbeitsgremi-
um. Und wir machen die beiden Landkreise zur exklusiven Modellre-
gion eines Projekts der LWF. Zusammen mit allen Akteuren müssen 
wir alles dafür tun, die grüne Lunge der Region zu schützen und für 
die kommenden Generationen zu erhalten.“

Gemeinsam mit Vertretern des 
Privat-, Kommunal- und Staats-
waldes sowie dem Nationalpark 
veranstaltet das Amt für Ernäh-
rung, Landwirtschaft und Fors-
ten Regen quartalsweise Runde 
Tische, verstärkt seit 2022, um 
einen Informationsaustausch zur 
aktuellen Käferlage zu ermögli-
chen. Dieses bewährte Format 
wird nun um ein zusätzliches Ar-
beitsgremium erweitert, mit dem 
Ziel regelmäßig gemeinsame Be-
kämpfungsmaßnahmen abzu-
stimmen. Ergänzt wird die Arbeit 
vor Ort durch das Forschungs-
projekt „Forstliches Kalamitäts-
management“ der Landesanstalt 
für Wald und Forstwirtschaft. Im 
Rahmen des Projektes wird ein 
praxisgerechtes Management-
system zur Bewältigung von Ka-
lamitäten entwickelt. Damit pro-
fitieren die Waldbesitzer von 
Erkenntnissen aus Borkenkä-
fer-Schwerpunkten, wie zum Bei-
spiel dem Frankenwald.

Kaniber bekräftigte am Runden 
Tisch: „Nur im engen Schulter-
schluss können wir es schaffen, 
eine weitere Ausbreitung zu ver-
hindern. So gewinnen wir wich-
tige Zeit, um weitere Schäden zu 
vermeiden und die Fichtenbe-
stände der Region in klimastabi-
le Mischwälder umzubauen. Wir 
müssen wieder agieren, um nicht 
nur reagieren zu können,“ so die 
Ministerin.

„Ich danke allen Beteiligten 
für den guten und konstrukti-
ven Austausch. Es hat sich klar 
gezeigt, dass alle bereit sind, 
zusammen an einem Strang zu 
ziehen. Auch die durch mei-
nen Ministerkollegen Thorsten 
Glauber ermöglichte, intensive-
re Käferbekämpfung im Natio-
nalpark, begrüße ich ausdrück-
lich. Mit den heutigen Impul-
sen vom Runden Tisch zu mögli-
chen Weiterentwicklungen des 
Käfermanagements in der Regi-
on werde ich nochmals auf ihn 
zugehen,“ so die Forstministe-
rin weiter.

Die Forstverwaltung steht al-
len Waldbesitzern mit Beratung, 
Forschung und einer Förderung 
auf Rekordniveau zur Seite. Allein 
für die Borkenkäferbekämpfung 
hat der Freistaat Bayern im letz-
ten Jahr rund 24 Millionen Euro 
Fördermittel ausbezahlt. Ein wei-

teres wichtiges Element bei der 
Borkenkäferbekämpfung sind 
ausreichende Holzlagerkapazi-
täten. Hier unterstützt der Frei-
staat durch die Übernahme von 
bis zu 80 Prozent der förderfähi-
gen Kosten.

Die Ministerin lobte den Ein-
satz der Försterinnen und Förs-
ter vor Ort, die aktuell unter an-
derem mit rund 5.000 Einzelbe-
ratungen im Jahr in der Fläche 

tätig sind. Sollte sich die Käfersi-
tuation weiter zuspitzen und da-
durch Engpässe am Amt Regen 
bei der Förderung entstehen, 
sagte Forstministerin Kaniber zu, 
eine personelle Unterstützung zu 
prüfen.

Weiteres Infomaterial

• Weiter Informationen zum 
Forschungs- und Innovations-
projekt „Forstliches Kalami-
tätsmanagement Bayern“ fin-
den sich unter https://www.lwf.
bayern.de/waldbesitz-forstpoli-
tik/336312/index.php
• Weitere Informationen zum 
Waldumbau finden sich unter 
www.waldbesitzer-portal.bay-
ern.de. Beratung und Unter-
stützung für interessierte Wald-
besitzer bieten die Försterin-
nen und Förster der Forstver-
waltung (Försterfinder: https://
www.waldbesitzer-portal.bay-
ern.de/025776/index.php)  r

Staatsministerin Michaela Kaniber mit Teilnehmern des Runden Tisch. Bild: StMELF/Schmidhuber

Staatsminister Joachim Herrmann:

Wer löscht morgen?
Das Ergebnis des Forschungsprojekts „Engagement & Freiwilli-
ge Feuerwehr/Wer löscht morgen?“ mit der Technischen Hoch-
schule Nürnberg Georg Simon Ohm ist ein wichtiger Beitrag, 
um das enorme ehrenamtliche Potenzial in den bayerischen 
Feuerwehren dauerhaft zu erhalten“, sagte Bayerns Innenmi-
nister Joachim Herrmann bei der offiziellen Übergabe des Ab-
schlussberichts durch die Projektleiterin Prof. Dr. Doris Rosen-
kranz in Nürnberg. 

Mit herausragender Expertise und einer umfassenden Unter-
suchung mit verschiedensten Methoden habe das Projekt zahl-
reiche wichtige Handlungsimpulse erbracht, um die Feuerweh-
ren fit für die Zukunft zu machen. Der Innenminister dankte dem 
Forscherteam für diesen fundierten und wertvollen Blick von 
außen. Rosenkranz betonte, „dass es nicht die eine Stellschrau-
be gibt, die sofort für ausreichend Feuerwehrmitglieder sorgt. 
Zielführend ist ein strategisches und gesamtheitliches Heran-
gehen, das insbesondere die Perspektive der Aktiven und der 
künftigen Aktiven in den Blick nimmt.“ Nun sei es laut Herrmann 
wichtig, die zahlreichen Ideen gemeinsam um zu setzen: „Hier 
sind wir alle gefordert – Feuerwehren, Kommunen, Staat und 
Politik – mit anzupacken, damit wir auch in Zukunft auf unser 
etabliertes Hilfeleistungssystem setzen können.“ 

320.000 ehrenamtliche Feuerwehrleute in Bayern

Wie Herrmann erläuterte, sei es keinesfalls selbstverständ-
lich, dass sich rund 320.000 Frauen und Männer in Bayern  
ehrenamtlich in den Feuerwehren engagieren. Überrascht ha-
be ihn die Erkenntnis aus dem Bericht, dass sehr viele Bürge-
rinnen und Bürger gar nicht wissen, dass der Feuerwehrdienst 
weit überwiegend ehrenamtlich geleistet werde. „96 von 100 
Feuerwehrmänner und -frauen leisten diesen Dienst an der Ge-
meinschaft ehrenamtlich. Dies müssen wir den Menschen bes-
ser vor Augen führen und im Bewusstsein verankern! Nur wer 
weiß, dass die Feuerwehrleute ehrenamtlich tätig sind, kann 
sich selbst aktiv beteiligten und mitgestalten."

Der Innenminister betont: „Jeder kann mitmachen! In den 
Feuerwehren finden alle ihren Platz, man muss nicht besonders 
stark, groß oder technisch versiert sein, um sich einzubringen. 
Jede und jeder – Mann oder Frau, Alteingesessene, Zugezogene 
oder Menschen mit Migrationshintergrund – kann helfen und 
Teil des starken Teams sein!“ Herrmann abschließend: „Damit 
sich auch weiterhin genügend Freiwillige engagieren, müssen 
wir vor allem eines – das hat die Studie gezeigt: Den Menschen 
stärker in den Mittelpunkt stellen!“ r

Stadt Garching bei München:

Kneippanlage, Kletterwürfel 
und Calisthenicsanlage

Drei neue Freizeiteinrichtungen im nördlichen Bürgerpark auf einmal

Gleich drei neue Bürgerpark-Einrichtungen konnten Garchings Bür-
germeister Dr. Dietmar Gruchmann und Ralph Gutknecht vom städ-
tischen Umweltreferat den Garchingerinnen und Garchingern An-
fang Mai übergeben. Die Anlagen am nördlichen Eingang ergänzen 
damit Abenteuerspielplatz, Boule-Bahn und Picknickbereich, die da-
ran angrenzen und sich bereits großer Beliebtheit erfreuen.

Die Platzfläche der Calisthenics- 
anlage besteht aus einem grü-
nen Kunststoff-Fallschutzbelag 
und wassergebundener Wege-
decke. Entstanden ist eine mul-
tifunktionale Workoutanlage mit 
fest installierten Sportgeräten, 
welche Trendsportarten wie Par-
cours und Streetworkout in ei-
ner Anlage verbindet. Ausgestat-
tet ist diese für Anfänger und für 
Fortgeschrittene. Die Hindernis-
se werden durch Parcoursläufer 
selbstständig nach gewünschtem 
Schwierigkeitsgrad kombiniert. 
Sitzgelegenheiten laden zum Zu-
schauen und Durchatmen ein.

Gegenüber der Calisthenicsan-
lage, im Obsthain, wurde ein Klet-
terwürfel installiert, der beson-
ders Teenager und ältere Kinder 
zum Klettern ermutigt. Mit sei-
nem skulpturähnlichen Aussehen 
und professionellen Klettergrif-
fen lädt der Würfel zu einschätz-
baren Kletterherausforderungen 
und Spielen ein. Die Möglichkeit, 
in der eigenen Geschwindigkeit 
zu klettern, zu kriechen und zu 
balancieren, macht den Kletter-
würfel zu einer sicheren Option 
für Kinder mit unterschiedlichen 
Fähigkeiten und sorgt gleichzei-
tig für stundenlangen Nerven-
kitzel und Kletterspaß. Der Fall-
schutzbelag ist ein stoßdämp-
fender Spielplatzboden mit Holz-
hackschnitzel.

Bachaufweitung Nord  
und Kneippanlage

Zum nördlichen Eingangsbe-
reich gehört auch die nach Osten 
angrenzende Bachaufweitung 
des Wiesäckerbachs mit Holz-
deck und Kneippanlage. Dabei 
wurde der bestehende Bach nach 
Westen zum Park hin aufgewei-
tet. Im mittleren Bereich bildet 
sich zwischen dem alten Fluss-
bett und der Bachaufweitung ei-
ne Insel, die bei Hochwasser teil-
weise überflutet wird. Findlinge 
sind als Störsteine eingesetzt und 

erzeugen ein natürlich anmuten-
des Flussbild. In langsamen Rand-
bereichen wurde Schilf ange-
pflanzt. Seitlich der Bachaufwei-
tung wurden typische Auenge-
hölze ergänzt. Die verschiedenen 
Weidenarten dienen zur Befes-
tigung des Ufers und sind daher 
temporär durch eine Drahthose 
vor Biberbiss geschützt.

Um einen guten Zugang zum 
Bach zu ermöglichen, sind zwei 
Treppenanlagen mit Handlauf 
eingebaut. Im nördlichen Bereich 
löst sich diese Insel auf und der 
Wiesäckerbach gliedert sich in ei-
nen neuen seichten sowie in ei-
nen bestehenden tiefen Bereich 
auf. Das große Holzdeck und die 
Sitzstufenanlage laden zum Ver-
weilen ein und die natürliche 
Kneippanlage dient zur Abküh-
lung an heißen Sommertagen.  r

V.l.: Bürgermeister Dr. Dietmar Gruchmann, Stadt Garching b.Mün-
chen, Ralph Gutknecht, Umweltreferat, mit Lucia Thumann und Julia 
Csoti (beide adlerolesch Landschaftsarchitekten) präsentieren die 
neue Kneippanlage im Bürgerpark. Bild: Stadt Garching

Messe RETTmobil in Fulda:

Hochgeländegängiger Unimog  
als Tanklöschfahrzeug

Mercedes-Benz Special Trucks präsentierte auf der diesjährigen 
RETTmobil ein Unimog Tanklöschfahrzeug. Mit zahlreichen Off 
road-Eigenschaften ist das Fahrzeug für Einsätze in besonders 
schwerem Gelände, wie beispielsweise Wald- und Vegetations-
brände oder Hochwasser- und Hilfeleistungseinsätze, konzipiert. 
Besucher konnten sich vor Ort zum Unimog und seinen vielfältigen 
Einsatzmöglichkeiten bei Blaulichtorganisationen beraten lassen. 
Weitere Einsatzfahrzeuge auf Unimog-Basis, wie beispielsweise ei-
ner der 26 vom Land Hessen kürzlich beschafften Unimog U 5023 
mit Logistikaufbau für Wechselmodule (GW-L KatS), waren eben-
falls auf der RETTmobil zu sehen.  Die nächste RETTmobil findet 
vom 14. bis 16. Mai 2025 wieder in Fulda statt.

Der hochgeländegängige Uni-
mog U 5023 bietet eine Reihe 
von technischen Eigenschaften, 
mit denen er für Einsätze in un-
wegsamem Gelände und spezi-
ell für die Waldbrandbekämp-
fung gerüstet ist. Mit der hohen 
Bodenfreiheit von 50 Zentimeter 
kann der Unimog selbst im extre-
men Gelände viele Hindernisse 
überfahren und durch die großen 
Rampen- und Böschungswinkel 
auch steile Hänge erklimmen. Die 
Kombination aus spezieller Ge-
ländebereifung und integrierter 
Reifendruckregelanlage, durch 
die eine schnelle Anpassung des 
Reifendrucks während der Fahrt 
möglich ist, sorgt dabei für Trakti-
on auf verschiedenen Untergrün-
den. Die sogenannte Watfähig-
keit von bis zu 1,2 Meter als Son-
derausstattung erlaubt es der Be-
satzung beispielsweise Flüsse zu 
durchfahren oder ihr Fahrzeug 
in Überschwemmungsgebieten 
einzusetzen. Der Unimog ist zu-
dem mit einem Hitzeschutz an 
allen betriebsrelevanten Leitun-
gen ausgestattet, was die Sicher-
heit der Einsatzkräfte und die Zu-
verlässigkeit des Fahrzeugs in hit-
zeintensiven Umgebungen stei-
gert.

Der Unimog U 5023 ist mit ei-
nem Aufbau von Rosenbauer 
ausgestattet, der den Anforde-
rungen eines TLF 3000 nach Feu-

erwehrnorm DIN-14530-22 ge-
recht wird. Der Tank fasst 3.000 
Liter und das Löschmittel wird 
mittels einer Feuerlöschkreisel-
pumpe FPN 10-2000 nach DIN 
EN 1028 ausgebracht. Auf Kun-
denwunsch können auch größe-
re Pumpenleistungen und zusätz-
liche Sprühbalken ergänzt wer-
den. Zwei Geräteräume auf je-
der Seite sowie ein Geräteraum 
im Heck des Fahrzeugs sorgen 
für den nötigen Stauraum. Klapp-
bare, rutschsichere Auftritte er-
leichtern den Zugang zu den Ge-

räteräumen, während die Tritt-
stufenbeleuchtung die Sicher-
heit der Einsatzkräfte bei Nacht 
zusätzlich erhöht. Für Einsätze im 
Dunkeln ist eine Umfeldbeleuch-
tung mit etwa 5.000 Lumen pro 
Meter an Bord und weitere Aus-
stattungen wie ein Lichtmast 
können ergänzt werden.

Hohe Stabilität,  
geringes Gewicht

Das Aluminiumschweißgerip-
pe des Rosenbauer-Aufbaus ge-
währleistet hohe Stabilität bei 
gleichzeitig geringem Gewicht, 
während die bestmögliche Ge-
wichtsverteilung zwischen Vor-
der- und Hinterachse sowie ein 
niedriger Schwerpunkt die Fah-
reigenschaften des Fahrzeugs 
optimieren. Mit Aufbau liegt der 
Böschungswinkel am Heck bei 
42 Grad, was auch das Fahren in 
sehr anspruchsvollem Gelände 
mit wechselnder Topografie er-
laubt. r

Mercedes-Benz Special Trucks zeigt auf der RETTmobil einen hochge-
ländegängigen Unimog als Tanklöschfahrzeug. 
 Bild: Mercedes-Benz Special Trucks

https://www.lwf.bayern.de/waldbesitz-forstpolitik/336312/index.php
https://www.lwf.bayern.de/waldbesitz-forstpolitik/336312/index.php
https://www.lwf.bayern.de/waldbesitz-forstpolitik/336312/index.php
http://www.waldbesitzer-portal.bayern.de
http://www.waldbesitzer-portal.bayern.de
https://www.waldbesitzer-portal.bayern.de/025776/index.php
https://www.waldbesitzer-portal.bayern.de/025776/index.php
https://www.waldbesitzer-portal.bayern.de/025776/index.php
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Carl Beutlhauser Kommunal- und Fördertechnik GmbH & Co. KG, Regensburger Straße 23, 93095 Hagelstadt,  
Tel.: 09453 991-0, Fax: 09453 991-106, E-Mail: verkauf.unimog@beutlhauser.de, Internet: www.beutlhauser.de

Carl Beutlhauser Kommunaltechnik GmbH & Co. KG, Albert-Ruckdeschel-Straße 19, 95326 Kulmbach,  
Tel.: 09453 991-0, Fax: 09453 991-106, E-Mail: verkauf.unimog@beutlhauser.de, Internet: www.beutlhauser.de 

Henne Nutzfahrzeuge GmbH, Hürderstraße 6, 85551 Heimstetten, Tel.: 089 99 2490–0, Fax: 089 99 2490–109,  
E-Mail: heimstetten@henne-unimog.de, Internet: www.henne-unimog.de 

Ing. Kurt Herold GmbH & Co. KG, Werner-von-Siemens-Straße 10, 97076 Würzburg, Tel.: 0931 250 360,  
Fax: 0931 250 36 60, E-Mail: info@kurt-herold.de, Internet: www.kurt-herold.de 

KLMV GmbH, Robert-Bosch-Straße 1, 95145 Oberkotzau, Tel.: 09286 95 11-0,  
Fax: 09286 95 11-10, E-Mail: info@klmv.de, Internet: www.klmv.de 

Wilhelm Mayer GmbH & Co. KG Nutzfahrzeuge, Industriestraße 29–33, 89231 Neu-Ulm, Tel.: 0731 97 56-214,  
Fax: 0731 97 56-410, E-Mail: nutzfahrzeuge@wilhelm-mayer.com, Internet: www.wilhelm-mayer.com

365 Tage voller Tatendrang.
Maximale Auslastung im Ganzjahreseinsatz mit dem 
Unimog Geräteträger. Kommunale Aufgaben sind niemals 
erledigt: Unzählige kleine und große Jobs möchten 
zuverlässig und schnell erledigt werden – allen voran 
Mähen, Mulchen und Gehölz pflege, Winterdienst, Kehren 
und Reinigen sowie Laden und Transportieren.

Hier bringt der Unimog seine Viel seitigkeit ins Spiel. 
Denn der Geräteträger kann dank seiner standardisierten 
hydraulischen, mechanischen und elektrischen Schnitt­
stellen eine Vielzahl von Geräten antreiben. 

BuGG-Bundeskongress in Düsseldorf:

Biodiversität Gebäudegrün
Beim zweitägigen Fachkongress des Bundesverbandes Gebäude-
grün e.V. (BuGG) in Düsseldorf drehte sich alles um die biologische 
Vielfalt rund um Gebäude mit Dach- und Fassadenbegrünung. Wie 
BuGG-Präsident Dr. Gunter Mann vor mehr als 250 Teilnehmern be-
tonte, „haben wir ganz bewusst den diesjährigen Bundeskongress 
unter das Thema Biodiversität gestellt, um diesen für Wirtschaft und 
Gesellschaft extrem wichtigen Aspekt zu fokussieren. Beim Gebäu-
degrün geht es um ein besseres Mikroklima, Extremwettermanage-
ment, Gesundheit, effizienten Gebäudebetrieb, aber eben auch um 
die Schaffung von Lebensräumen für Pflanzen und Tiere, um Arten-
schutz und die Wahrnehmung von Verantwortung.“

Tatsache ist: Der Verlust von 
vielfältigen Lebensräumen in der 
freien Landschaft führt zu neuen 
Herausforderungen im bebauten 
Raum. Auf europäischer Ebene 
werden naturbasierte Lösungen 
propagiert, dazu gehören auch 
sogenannte Schwammstadtkon-

zepte und Maßnahmen zur För-
derung der grün-blauen Infra-
struktur, insbesondere die Ge-
bäudebegrünung. „Es gilt, ein klu-
ges Regenwassermanagement 
mit dem Schutz und Ausbau von 
Lebensräumen für die Flora und 
Fauna zu verbinden und gleich-

zeitig, wo möglich, Naturerfah-
rungsräume für die Menschen 
vor Ort zu schaffen“, betont der 
BuGG.

Flächenpotenzial  
für kreative Nutzung

Insbesondere in den hochver-
dichteten Innenstädten, aber 
auch in Neubau- und in Gewerbe-
gebieten sei Freiraum für Grün- 
flächen ein äußerst knappes Gut. 
Der überwiegende Teil der Flä-
chen sei durch Gebäude, Plätze 
und Straßen versiegelt und biete 
keine Chance für Regenwasser-
versickerung und Verdunstung 
und erst recht nicht für Pflanzen 
und Tiere. Allerdings bieten Ge-

bäude auf Dächern und an Fas-
saden aus Verbandssicht ein rie-
siges Flächenpotenzial, das krea-
tiv genutzt werden müsse. Längst 
seien die Systeme zur Dach- und 
Fassadenbegrünung technisch 
ausgereift und in Politik, Verwal-
tung und Wirtschaft sowie bei In-
vestoren als nachhaltige, leben-
dige Elemente zur Schaffung von 
klimawirksamen und ästhetisch 
ansprechenden Gestaltungen an-
erkannt.

Das abwechslungsreiche Ta-
gungsprogramm umfasste Fach-
vorträge zu verschiedenen As-
pekten der Dach- und Fassaden-
begrünung, gesetzliche Rahmen-
bedingungen, wissenschaftliche 
Untersuchungen sowie Praxis-
beispiele von Unternehmen und 
Büros. Darüber hinaus standen 
Informationen zu Förderungen 
und Zertifizierungssystemen auf 
der Agenda. Jeder Themenblock 
wurde von einer Podiumsdiskus-
sion mit den Referenten beglei-
tet. Eine Fachausstellung ver-
schiedener Unternehmen runde-
te die Veranstaltung ab.

Es wäre von Vorteil, könn-
te man bestehende Minimalbe-
grünungen fit für den Klimawan-
del und für Biodiversität machen. 
Der Regensburger Naturgarten-
planer Reinhard Witt zeigte am 
Beispiel einer Dachbegrünung 
von über 3000 qm in München, 
wie dies funktioniert. Auf das be-
stehende Dachsubstrat von 8 cm 
Höhe wurden im Jahr 2018 7 cm 
zusätzliches Substrat aufgebracht 
und artenreich mit heimischen 
Wildpflanzen begrünt.

Prof. Dr. Wolfgang W. Weisser, 
Lehrstuhl für Terrestrische Öko-
logie an der TU München, stell-

te seinerseits die Methode „Ani-
mal-Aided Design“ vor, die das 
Ziel hat, Tiere in architektonische 
Planungen mit einzubeziehen. 
Hier gilt es, gute Gestaltung mit 
der Förderung von Naturerleb-
nissen zu verbinden. Anhand von 
Praxisbeispielen wurden dabei 
Möglichkeiten und Herausforde-
rungen erörtert.

In den Diskussionen wur-
de auch deutlich, dass es einen 
neuen Blick auf das Stadtgrün 
braucht. In längeren Trockenpha-
sen oder im Winter können auch 
etablierte Dach- und Fassaden-
begrünungen zeitweise weniger 
attraktiv aussehen – wie in der 
Natur. „Die Vorstellung von ganz-
jährig frisch grünen, blühenden 
und schmucken Grünflächen ent-
spricht nicht den natürlichen Zy-
klen – auch eine Wiese oder ein 
Wald verändern sich im Jahres-
lauf. Hier ist eine neue Ästhetik 
gefragt, die anerkennt, dass eben 
auch vorübergehend vergilbte 
Grünflächen ökologischen Wert 
haben“, erläuterte Gunter Mann. 
Diese Sichtweise zeige sich auch 
in jüngeren Konzepten zur Nach-
haltigkeitsbewertung. Das Ge-
bäudegrün sei sowohl im Zerti-
fizierungssystem der Deutschen 
Gesellschaft für Nachhaltiges 
Bauen (DGNB) als auch im aktu-
ell erstellten Bewertungssystem 
Nachhaltiges Bauen (BNB) des 
Bundesinstitut für Bau-, Stadt- 
und Raumforschung (BBSR) aus-
drücklich enthalten.

Sichtbare und wertvolle  
Naturerfahrungsräume

„Vielfalt braucht Vielfalt“, lau-
tete der Tenor des Kongresses. 

Mit einer Vielfalt der Pflanzen, 
unbedingt auch heimischen Ar-
ten, vor allem aber einer Vielfalt 
der Strukturen und Materialien, 
wie Totholz, Steinen, Sandlinsen 
und Wasserstellen sowie stand-
orttypischen Substraten könn-
ten vielfältige Lebensräume auch 
für Insekten und Tiere, vor allem 
Vögel geschaffen werden. Sol-
che Gebäudebegrünungen seien 
dann auch sichtbare und wert-
volle Naturerfahrungsräume für 
Menschen.

Wie der BuGG-Präsident dar-
legte, „haben wir gesehen, dass 
vielfältige, intensive Dachbegrü-
nungen, mindestens aber öko-
logisch aufgewertete extensi-
ve Dachbegrünungen, übrigens 
auch in Kombination mit PV-An-
lagen, bestens geeignete Räume 
für die Biodiversität sind. Die Fas-
sadenbegrünung etabliert sich 
als kreatives Aufgabenfeld zur 
nicht nur ästhetisch, sondern 
auch ökologisch wertvollen Ge-
bäudegestaltung.“

Als Messgröße für den öko-
logischen Wert von biodiver-
sem Gebäudegrün wurde vor al-
lem die Anzahl von Arten in Flora 
und Fauna gesehen. Viele Insek-
ten und auch Vogelarten finden 
gerade in speziell begrünten Dä-
chern und Fassaden ihre Fut-
ter-, Nist- und Schutzräume. Bun-
desumweltministerin Steffi Lem-
ke, die die Schirmherrschaft für 
den Fachkongress übernommen 
hatte, verdeutlichte in ihrer Vi-
deobotschaft die Bedeutung des 
Gebäudegrüns und verwies aus-
drücklich auf sein Potenzial ei-
ner ökologisch orientierten Pla-
nung, Gestaltung und nachhalti-
gen Pflege.  DK

Markt Fürstenzell:

Zurück zum Unimog
Bauhof erhält U 427 mit Sonderausstattung

Von der Kinderbetreuung über verschiedene Bildungseinrich-
tungen bis hin zum vielfältigen Vereinsleben und einer verläss-
lichen medizinischen Versorgung vor Ort – Fürstenzell im nie-
derbayerischen Landkreis Passau positioniert sich mit vielen 
Argumenten als lebenswerte Marktgemeinde für alle Alters-
gruppen. Auch die Infrastruktur und die Pflege der Straßen und 
Wege spielt eine zentrale Rolle. Bei diesen und weiteren Auf-
gaben wird das Team des Bauhofs künftig von einem leistungs-
starken Allrounder unterstützt: einem Unimog U 427, der über 
Beutlhauser in Hagelstadt beschafft wurde.

Mit dem Neuzugang ist nach 
rund 40 Jahren erstmals wieder 
ein Unimog für den Bauhof im 
Einsatz. „Die Entscheidung be-
ruht vor allem auf zwei Faktoren: 

Ein ausschlaggebender Punkt 
war zum einen die Geländegän-
gigkeit des Unimog. Wenn bei-
spielsweise Biberdämme besei-
tig werden müssen, können wir 

direkt bis zum Damm fahren und 
das Material aufladen. Das ver-
einfacht die Arbeit ungemein“, 
sagt Bauhofleiter Mario Weiß. Als 
zweiten zentralen Faktor nennt 
er den Service. Mit Beutlhauser 
wurde ein regionaler Partner mit 
einem schlagkräftigen Service-
netz gewählt. Auch die verlässli-
che und zügige Ersatzteilbeschaf-
fung überzeugte den Bauhof.

Zweckmäßige Ausstattung

Zum Einsatz kommt der U 427 
vorwiegend im Winterdienst, 
bei Transporten und im Bereich 
der Bankettpflege. Dementspre-
chend wurde er mit diversen Zu-
behör ausgestattet. Neben ei-
ner Stahlpritsche nach Son-
dermaß von Hecka entschied 
sich der Bauhof auch für einen 
Schneepflug von Schmidt aus 
der Tarron-Serie, einen Streu-
er von Bucher Municipal sowie 
Front- und Heckkraftheber von 
AS-Söder. Der 6-Tonnen-Heck-
kraftheber beispielsweise wird 
benötigt, damit ein Wegepfle-
ge- und Instandhaltungsgerät 
eingesetzt werden kann. Damit 
können in einem Zug die Schot-
ter- und Feldwege aufgefräst 
und dann gleich wieder glatt ge-
walzt werden. In der Folge freu-
en sich die Anwohner und Besu-
cher von Fürstenzell über eben-
mäßige Straßen.  r

Nach 30 Jahren setzt der Bauhof Fürstenzell wieder auf einen Uni-
mog. Bauhofleiter Mario Weiß (2.v.r.) nennt als Gründe die Gelände-
gängigkeit, den Service und die Ersatzteilverfügbarkeit. Bild: Beutlhauser

Ein kleines Jubiläum
Fünf Jahre Beutlhauser und REFORM

Mit dem Vertrieb des Geräteträgers Metrac fiel im Jahr 2019 der Startschuss für die Zusam-
menarbeit von Beutlhauser und REFORM. Aufgrund der guten Erfahrungen, gerade was After- 
sales, die Serviceabwicklung und die Kundenzufriedenheit angeht, erfolgte im Frühjahr 2023 ein 
wegweisender Schritt: Beutlhauser übernahm die Gebietsbetreuung der gesamten REFORM Fahr-
zeugpalette in Thüringen, Oberfranken, der Oberpfalz und Niederbayern.

Konkret bedeutet das: Neben der Metrac-Baureihe erhalten Kunden seither auch die Transporter 
Muli sowie die Boki Kommunalfahrzeuge bei Beutlhauser. Zudem ist Beutlhauser für den flächende-
ckenden Service verantwortlich. „Nach einem Jahr können wir ein erstes Zwischenfazit ziehen: Die 
Teams von Beutlhauser und REFORM wachsen immer mehr zusammen. Die intensivierte Zusam-
menarbeit ist für beide Seiten und insbesondere die Kunden ein Gewinn“, sagt Claus Artmayer, Lei-
ter Kommunaltechnik bei Beutlhauser.

Kontinuierlicher Austausch
Allerdings ist der Ausbau einer Partnerschaft kein Selbstläufer, sondern mit viel Arbeit verbunden. 

„Unser Projektplan sah von Anfang an vor, alle Beteiligten eng in Entscheidungsprozesse einzubinden 
und einen intensiven Austausch zu pflegen. In einem ersten Schritt haben sich die rund 50 Vertriebs- 
und Servicekollegen beider Unternehmen bei REFORM in Dorfen kennengelernt“, so Artmayer weiter.

Im März 2023 folgte die offizielle Auftaktveranstaltung der intensivierten Partnerschaft mit einer 
REFORM-Ausstellung bei Beutlhauser in Hengersberg. Im Januar dieses Jahres kamen die Mitarbei-
ter von Beutlhauser und REFORM dann erneut zusammen, um in offener Runde die bisherige Zu-
sammenarbeit zu beleuchten.

Weiterer Ausbau der Geschäftsbeziehungen geplant
Auch REFORM bewertet die Partnerschaft positiv. „Nach dem Start der erfolgreichen Zusammen-

arbeit im Jahr 2019 war es der logische Schritt, das komplette REFORM Sortiment in einem erwei-
terten Gebiet durch die Firma Beutlhauser am Markt vertreten zu lassen. Die überaus erfolgreiche 
Abwicklung diverser Aufträge führte Ende 2023 zu einem besonderen Auftrag bei einem renom-
mierten Kunden. Die Professionalität und Umsetzung der bisher gemeinsam abgewickelten Projek-
te ermöglicht uns, diesen Großauftrag zusammen mit Beutlhauser umzusetzen“, berichtet Johannes 
Lindenbauer, Verkaufsleitung Kommunaltechnik bei REFORM.

Zugleich kündigt er an: „Für das Jahr 2024 arbeiten wir gemeinsam an einem weiteren Ausbau un-
serer Geschäftsbeziehung und der erfolgreichen Weiterentwicklung der professionellen Marktbear-
beitung mit dem gesamten umfangreichen Sortiment von REFORM.“  r
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GZ ZU GAST BEI ...
Welche Kommune und wie 
viele Einwohner vertreten Sie?

Ich vertrete die Marktge-
meinde Emskirchen im schö-
nen Frankenland. Die Gemein-
de zählt 6.147 Einwohner, hat 
31 Ortsteile und Weiler und um-
fasst 67 km².
Wann haben Sie Ihr Amt ange-
treten und sind Sie hauptamt-
lich oder ehrenamtlich tätig?

2008 wurde ich in den Ge-
meinderat gewählt und durfte 
seitdem auch das Amt der Zwei-
ten Bürgermeisterin ausüben. 
Seit 2020 bin ich Erste Bürger-
meisterin und hauptamtlich  
tätig.

an Land-Gesetz“ und somit mit 
der Ausweisung neuer Wind-
kraftvorranggebiete. Daneben 
verlegen wir im gesamten Ge-
meindegebiet Glasfaser. Wei-
tere Themen sind die Schaffung 
neuer Gewerbe- und Bauge-
biete und der Rechtsanspruch 
der Ganztagesbetreuung im 
Grundschulalter. 
Womit werden Sie sich noch 
auseinandersetzen müssen/
wollen? 

Wir möchten ein attraktives 
Angebot für unsere Jugendli-
chen  schaffen, das den Bedarf 
auch tatsächlich deckt. Die Sa-
nierung unserer Straßen ist und 

Sandra Winkelspecht
Erster Bürgermeisterin 

Markt Emskirchen

Welchem Beruf sind Sie vor Amtsantritt nach-
gegangen bzw. üben Sie diesen nach wie vor 
aus?

Vor meinem Amtsantritt 2020 habe ich für ei-
nen Bundestagsabgeordneten gearbeitet.
Was war Ihr persönlicher Anreiz in die Kom-
munalpolitik zu gehen?

Ich bin familiär vorgeprägt. In meiner Fami-
lie gab es immer schon Kommunalpolitiker. Da-
durch wurde mein Interesse geweckt, mich aktiv 
für meine Heimatgemeinde einzubringen.
Wie haben Sie sich vorbereitet? 

Da ich bereits 12 Jahre das Amt der Zweiten 
Bürgermeisterin ausüben durfte, habe ich einen 
guten Einblick in die Aufgaben und den Tätig-
keitsbereich des Ersten Bürgermeisters erlangen 
können. Zusätzlich habe ich verschiedene Semi-
nare besucht.
Wo lagen bei Ihrem Amtsantritt die Heraus-
forderungen? 

Der Start in meine Amtszeit war überschattet 
von der Corona-Pandemie und all ihren Auswir-
kungen. Die Arbeit begann quasi direkt mit Kri-
senbewältigung. Dazu kam, dass ein Zusammen-
kommen mit Bürgerinnen und Bürgern für sehr 
lange Zeit sehr schwierig war.
Welche Themen beschäftigen Sie momentan? 

Zur Zeit beschäftigen wir uns mit dem „Wind 

bleibt ein großes Aufgabengebiet. 
Haben Sie einen wichtigen Ratschlag für jun-
ge Kolleginnen und Kollegen?

Nachdem ich mich auch noch zu den jun-
gen Kolleginnen zähle, bin ich noch dankbar für  
gute Ratschläge. 
Wie beziehen Sie Kolleginnen und Kollegen / 
Bürgerinnen und Bürger / Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeiter in Ihre Arbeit und in Ihre Ent-
scheidungsfindung ein?

Ich arbeite sehr transparent und bin jeder-
zeit ansprechbar. Wir informieren den Gemein-
derat vor jeder Sitzung sehr umfassend und  
im Anschluss an Gemeineratssitzungen bzw.  
Ausschusssitzungen setzen wir die Bürger-
schaft über alle Entscheidungen ausführlich  
in Kenntnis.
Wieviel Einfluss wird die Digitalisierung auf 
die künftige Kommunalpolitik haben?

Die Digitalisierung wird Kommunalpolitik tief-
greifend verändern, indem sie Prozesse effizien-
ter macht, die Bürgerbeteiligung erhöht, und die 
Transparenz verbessert. Die Herausforderung 
besteht darin, diese Technologien verantwor-
tungsvoll einzusetzen, um die Vorteile voll aus-
schöpfen zu können und gleichzeitig Risiken wie 
Cyberbedrohungen und Datenschutzprobleme 
zu minimieren.
Gibt es ein Lebensmotto, das Sie begleitet?

Wer einen Baum pflanzt, um in seinem Schat-
ten zu sitzen, hat den Sinn des Lebens nicht ver-
standen.
Wie wollen Sie in Erinnerung bleiben?

Als eine Bürgermeisterin, der ihre Gemeinde 
am Herzen lag. r
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Gemeinde Unterammergau:
Bürgermeister Robert Stumpfecker 

überraschend verstorben
Die Gemeinde Unterammergau trauert um Robert Stumpf- 
ecker. Der Erste Bürgermeister verstarb vollkommen uner-
wartet. Zweiter Bürgermeister Michael Buchwieser schreibt 
auf der Internetseite der Gemeinde: „Wir verlieren einen 
wichtigen Teil unserer Gemeinschaft und werden ihn in lie-
bevoller Erinnerung behalten“. 

Robert Stumpfecker befand sich mit mehreren Landkreis-
politikern zu einem kommunalen Austausch in Bad Reichen-
hall, als er leblos in seinem Hotelzimmer aufgefunden wurde. 
Die Todesursache ist nicht bekannt. Robert Stumpfecker hin-
terlässt seine Frau und drei Kinder.  r

Bundesweiter Wettbewerb „startsocial“:

Auszeichnung für Miesbacher 
Begegnungszentrum

Große Anerkennung für das „Bunte Haus“ der evangelischen 
Kirchengemeinde Miesbach beim bundesweiten Wettbe-
werb „startsocial“: Das ehemalige evangelische Gemeinde-
haus hatte sich in einer ersten Runde gegen mehrere hundert 
weitere Bewerber durchgesetzt und bekam ein mehrmona-
tiges Coaching durch Profis aus der Wirtschaft, die bei der 
Weiterentwicklung des Projekts beratend zur Seite standen. 
Nun wurden die erfolgreichsten 25 der 100 gecoachten Pro-
jekte ins Bundeskanzleramt eingeladen und sieben davon, 
darunter auch das „Bunte Haus“, mit Geldpreisen in Höhe 
von jeweils 5.000 Euro ausgezeichnet. Neben eigenen Ange-
boten bietet das Begegnungszentrum Räume und Rahmen-
bedingungen für andere Initiativen und Projekte, die den 
Gemeinschaftssinn und die Selbstwirksamkeit fördern.

Unter dem Motto „Hilfe für Helfer“ unterstützt „startsocial“ 
das ehrenamtliche soziale Engagement. Die Initiative will ein 
inklusives Miteinander schaffen, in dem alle Menschen - un-
abhängig von Hintergrund und Lebensweg - willkommen sind. 
Über „startsocial“ wurden seit der Gründung des Wettbe-
werbs mehr als 2.000 Vereine und Initiativen gefördert.  DK

Gewinner des Bayerischen Demografiepreises 2023:

Bayern fit für die Zukunft machen
Sieben Preisträger erhielten in Nürnberg aus den Händen von 
Staatsminister Albert Füracker den „Bayerischen Demografiepreis 
2023“. „Das Heimatministerium zeichnet kreative, innovative und 
nachhaltige Ideen und Projekte mit insgesamt 15.000 Euro aus und 
macht sie damit als Vorbilder sichtbar“, unterstrich Füracker.

In der Kategorie „Meine.Hei-
mat.Zukunftssicher“ wurden der 
„Pflegekrisendienst“ des Land-
kreises Erding, die Vereine Ober-
franken Offensiv und Avanti – 
Mobile Zukunft Schwarzenbruck, 
sowie der Campus GO eG ausge-
zeichnet.

Der „Pflegekrisendienst“ bie-
tet schnelle, unkomplizierte me-
dizinische Hilfe vor Ort, wenn 
kein anderer Dienst verfügbar 
ist. Die enge Vernetzung mit 
Nachbarschaftshilfen vor Ort 
und dem etabliertem Pflege-
stützpunkt ermöglicht eine sehr 
kurzfristige Versorgung der Pati-
entinnen und Patienten.

Lebensqualität verbessern

Der Verein Oberfranken Of-
fensiv e.V. zeigt mit seinem Pro-
jekt „Digitales Gesundheitsnetz-
werk Oberfranken-DGNO“, wie 
telemedizinische und digita-
le Technologien eingesetzt wer-
den können, um die Lebensqua-
lität der Menschen vor Ort zu 
verbessern. Durch die Vernet-
zung von Gesundheitsdienstleis-
tern, die Nutzung digitaler Da-
ten und den Einsatz moderner 
Kommunikation wurde ein ober-
frankenweites Gesundheitsnetz-
werk entwickelt: Dabei wurden 
unter anderem eine Oberfran-
ken Regio-Online Sprechstunde, 
ein Oberfranken Regio-E-Rezept 
sowie eine Oberfranken Tele-
konsil-Plattform konzeptioniert. 
Mit der Teilnahme von bereits 
57 Medizinerinnen und Medizi-
nern, 16 Pflegeheimen, drei am-
bulanten Pflegediensten und 
zwei Kliniken stellt das Konzept 
ein durchschlagskräftiges Instru-

ment dar, das Gesundheitswesen 
neu auszurichten.

Mit dem Projekt „Mobile Zu-
kunft Schwarzenbruck“ stellt 
sich der Verein Avanti – Mobile 
Zukunft Schwarzenbruck e.V. der 
großen Herausforderung, Mo-
bilität nachhaltig und generati-
onenübergreifend zu gestalten. 
Das vorbildhafte Projekt zeigt al-
ternative Verkehrslösungen auf 
und bietet zahlreiche kostenfreie 
Angebote an, die auf die Wün-
sche der Bürgerinnen und Bürger 
angepasst sind.

In Zeiten, in denen ländliche 
Regionen zunehmend mit dem 
Rückzug medizinischer Dienst-
leistungen kämpfen, hat sich 
Bayerns erste gemeinwohlorien-
tierte Genossenschaft zur Siche-
rung der medizinischen Versor-
gung Campus GO eG dieser Her- 
ausforderung angenommen. Im 
April 2023 wurde das erste Me-
dizinische Versorgungszentrum 
in Schneeberg eröffnet. Das Pro-
jekt leistet einen wichtigen Bei-
trag zur Sicherung der hausärztli-
chen Versorgung und zu einer er-
heblichen Verbesserung des Ar-
beitsumfelds für Ärztinnen und 
Ärzte.

In der Kategorie „Meine.Hei-
mat.Arbeit&Familie“ wurde der 
Landkreis Regen mit seinem Pro-
jekt „ZAUBERWOID“ bedacht, 
das einen völlig neuen Ansatz 
in der regionalen Berufsorien-
tierung verfolgt: Jugendliche 
aus den Abschlussklassen un-
terschiedlicher Schulen werden 
auf einer Begegnungs- und Aus-
tauschplattform mit regiona-
len Unternehmen zusammenge-
bracht. Im Rahmen von Work-
shops und verschiedenen Inter-

aktionen arbeiten Schülerinnen 
und Schüler mit Unternehmern 
an konkreten Aufgaben.

Preisträger in der Katego-
rie „Meine.Heimat.Lebensquali-
tät“ sind der Verein PYR-einan-
der sowie der Kreisjugendring 
Augsburg-Land. Im Markt Pyr-
baum werden Bürgerinnen und 
Bürger, Vereine, Kommunalver-
waltung, Kirchen und regionale 
Unternehmen vernetzt, um ge-
meinsame Veranstaltungen für 
Seniorinnen und Senioren im 
Ort zu organisieren. Das Projekt 
„PYR-einander“ schlägt eine Brü-
cke zwischen den Generationen 
und zeigt, wie durch Vernetzung 
verschiedener Akteure gemein-
schaftsstärkende Synergien ent-
stehen. Zudem setzt es sich für 
soziale Teilhabe von Seniorinnen 
und Senioren ein.

Sprachrohr für die Jugend

Der Kreisjugendring Augs-
burg-Land zeigt mit seinem Pro-
jekt „JUZE Adelsried“, was inner-
halb eines Jahres mit viel Engage-
ment auf die Beine gestellt wer-
den kann: Die Jugend vor Ort hat 
einen attraktiven Raum für sich 
geschaffen, aber auch die Dorf-
gemeinschaft profitiert. Mit zahl-
reichen neuen Veranstaltungen 
bereichert die Jugend das Dorf- 
leben. Darüber hinaus ist eine Ju-
gendinitiative entstanden, die als 
Sprachrohr für die Jugend dient. 
 DK

Finanz- und Heimatminister Albert Füracker verleiht Demografiepreis Bayern 2023.  Bild: StMFH

Unterfränkische Kulturtage:

„Rhönkäppchen 
macht Kultur“

Unter dem Motto „Rhönkäppchen macht Kultur“ fanden die dies-
jährigen Unterfränkischen Kulturtage statt – heuer erstmals in einer 
Integrierten Ländlichen Entwicklung, der „Allianz Kissinger Bogen“.

Seit fast 40 Jahren präsentiert 
der Bezirk Unterfranken gemein-
sam mit jeweils einem anderen 
Landkreis eine der vielen unter-
fränkischen Kulturlandschaften. 
Heuer konnten Interessierte in 
den Märkten Oberthulba, Bur-
kardroth, Bad Bocklet und der 
Gemeinde Nüdlingen die Viel-
falt und das kulturelle Erbe Un-
terfrankens miterleben. Zu dem 
Event unter dem Motto „Vielfalt 
der Blasmusik im Markt Ober- 
thulba“ versammelten sich bei-
spielsweise Musikbegeisterte aus 
der ganzen Region, um einem 
spektakulären Nachmittag und 
Abend voller musikalischer Dar-
bietungen beizuwohnen.

Die Kulturtage lockten mit ei-
nem bunten Strauß aus Veran-
staltungen wie Märkten, Vernis-
sagen und Lesungen. Daneben 
gab es Ausstellungen, Führun-

gen, Konzerte und vieles mehr. 
Begonnen wurden die Unterfrän-
kischen Kulturtage mit der Auf-
taktveranstaltung auf Schloss 
Aschach, mit der auch die Son-
derausstellung „Gekauft – Unter-
franken handelt“ eröffnet wurde.

Passend dazu findet im 
Graf-Luxburg-Museum nach wie 
vor die Salonausstellung „Ein 
Graf kauft Kunst“ statt. Das Team 
um Museumsleiterin Josefine 
Glöckner gibt damit tiefe Einbli-
cke in die Handelsgeschichte der 
Region und deren Einfluss auf 
das tägliche Leben. Präsentiert 
werden historische Handelsplät-
ze und Märkte bis hin zu moder-
nen Einkaufsformen. Außerdem 
wird beleuchtet, wie Handel das 
soziale und kulturelle Leben Un-
terfrankens geprägt hat. Die Son-
derausstellung läuft noch bis zum 
8. September 2024 und kann zu 

den Öffnungszeiten der Museen 
besichtigt werden.

Allianz Kissinger Bogen

Harald Hofmann, Erster Bür-
germeister der Gemeinde Nüd-
lingen und Sprecher der Alli-
anz Kissinger Bogen, stellte zum 
Auftakt die Bedeutung der regi-
onalen Verbundenheit und der 
kulturellen Vielfalt, die durch 
die Allianz Kissinger Bogen und 
die beteiligten Gemeinden ge-
fördert werde, heraus. „Wir 
sind hier, um das kulturelle Le-
ben in unserer Region mit neu-
en Impulsen zu bereichern und 
die Lebensqualität unserer Be-
wohner zu erhöhen“, erklärte 
Hofmann.

Bezirkstagspräsident Stefan 
Funk verwies auf die kulturelle 
Relevanz und die Innovationen, 
die die Region prägen. Insbe-
sondere hob er die erfolgreiche 
Renovierung des Schlosses und 
seines Museums, die das histo-
rische Erbe für die Zukunft be-
wahrt hat, hervor. Zudem mach-
te Funk auf die Erfolgsgeschich-
te der Veranstaltungsreihe auf-
merksam. Es sei von Anfang an 
darum gegangen, der regiona-
len Kultur immer wieder neuen 

Schwung zu verleihen, so Funk.
Die anhaltenden Bemühun-

gen und die Zusammenarbeit in-
nerhalb der Allianz Kissinger Bo-
gen würdigte Gotthard Schle-
reth, stellvertretender Landrat  
des Landkreises Bad Kissingen 

und Gründungsmitglied der ILE 
„Allianz Kissinger Bogen“. Er un-
terstrich die Bedeutung des Re-
gionalbudgets und betonte die 
kulturelle Vielfalt, die er humor-
voll als „fränkisches Chaos“ be-
schrieb.  DK
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Der Untergang des Abend-
landes ist vorerst abgewen-
det. Jedenfalls haben die Eu-
ropawahlen am 9. Juni nicht 
die befürchtete Unregierbar-
keit Europas durch eine braune 
Schlammlawine nationalisti-
scher und extremistischer Par-
teien gebracht. Stärkste und 
mit 190 Mandaten gestärkte 
Fraktion wurde die EVP, die So-
zialdemokraten kamen mit mil-
den Verlusten davon; nur die Liberalen sowie die 
Grünen mussten etwas mehr Federn lassen.

Ja, Zugewinne haben auch die nationalis- 
tischen und populistischen Parteien erhalten, 
aber da muss man sicher differenzieren. Beispiel 
Italien: Da ist die wild um sich schlagende, Pu-
tin-freundliche Lega und da ist die stärkste Re-
gierungspartei, Fratelli d’Italia. Letztere ist sicher 
nicht im klassischen Sinne progressiv, aber wenn 
Ministerpräsidentin Meloni als Gipfel-Gastgebe-
rin in Apulien aus dem G7-Abschlussdokument 

das Bekenntnis zum Recht auf Abtreibung strei-
chen lässt, mag das in linken Kreisen Schnappat-
mung auslösen, bürgerlich-konservativ einge-
stellte Menschen können es ertragen. 

Ausnahmen bestätigen natürlich die Regel. 
Frankreich erlebte geradezu einen Tsunami der 
alten Front National (die jetzt in guter franzö-
sischer Tradition anders heißt) und Präsident 
Macron hat gleich das Parlament aufgelöst. Die 
spannende Frage ist, ob er das aus einer Art To-
dessehnsucht heraus gemacht hat oder um die 
Le-Pen-Truppe in der Regierung zu zermürben. 
Motto: Dann macht ihr den Dreck doch selber.

Etwas gruselig ist auch die Deutschlandkar-
te anzusehen, in der die jeweils regionalen Sie-
gerparteien der Europawahl in den Wahlkreisen 
eingetragen sind. 35 Jahre nach dem Mauerfall 
zeichnen sich die Konturen der alten Bundesre-
publik schwarz für die Union ab und die alterna-
tive Farbe Blau zeichnet die Umrisse der deut-
schen Länder, die mal als die „Jungen Länder“ 
bezeichnet wurden und jetzt ganz schön alt aus-
sehen. Das ist staatspolitisch und als Zwischen-
stand der deutschen Einheit mehr als bedenk-
lich, auch wenn aufgrund der geringen Bevölke-

rungszahl in den Ländern der 
blauen Zone keine unmittelba-
re Gefahr für unsere gesamt-
staatliche Demokratie ausgeht.

Leid tun mir vor allem die 
Kommunalpolitiker in den jun-
gen Ländern, in denen auch 
Kommunalwahlen stattfanden. 
Denn nicht nur die Partei 
rechtsaußen hat dort Ergebnis-
se um die 27/28 Prozent einge-
fahren, sondern auch die Partei 

linksaußen ist wieder stark und wo sie angetre-
ten ist auch die neue Partei BSW, die sich noch 
nicht recht zwischen links- und rechtsaußen ent-
scheiden kann. Dass sie außen ist, hat sie mit 
dem beschämenden Auszug ihrer Abgeordne-
ten, zusammen mit denen der AfD aus dem Bun-
destagsplenum bei der Rede des ukrainischen 
Präsidenten Wolodymyr Selenskyj eindrucksvoll 
demonstriert.

Was also tun in den Rathäusern und Kreis-
tagen, in die viele Mandatsträger auf deren  
Tickets eingezogen sind? Kindergärten, Umge-
hungsstraßen und Angelegenheiten des Bauhofs 
sind ja per se nicht parteipolitisch oder ideolo-
gisch, sondern nur pragmatisch zu diskutieren. 
Die Gretchenfrage heißt: Wie hältst Du es mit 
der Zusammenarbeit? Schließlich sind Gemein-
de-, Stadt- oder Kreisräte keine Parlamente, 
sondern Verwaltungsorgane der Kommune, die 
zwar nach parteipolitischen Spielregeln funk-
tionieren, aber immer noch das Wohl der All-
gemeinheit über alles andere zu stellen haben. 
Noch fataler wird die Frage, sobald die Gemein-
de- oder Kreisordnung verlangt, dass es bei Ab-
stimmungen keine Enthaltung geben kann. Man 
kann ja schließlich nicht permanent auf die Toi- 
lette gehen, um nicht mit einer anderen Partei 
stimmen zu müssen, obwohl man deren Stand-
punkt in einer Sachfrage teilt.

Man wird wohl – Brandmauer hin, Abscheu 
gegen prorussischen Populismus her – nicht da-
rum herumkommen, auf kommunaler Ebene 
unterhalb formeller Koalitionen auch mit Par- 
teien und Gruppierungen zu arbeiten, deren 
ideologische Grundhaltung man ablehnt. Das 
nennt man Pragmatismus. 

Und hoffen darf man, dass Nicolás Gómez  
Dávila Recht hat: „Die Wahrheit wird sich nie be-
weisen; nur der Irrtum verrät sich früher oder 
später.“

Ihr Pino

GZ PINOS WELT

Die Gretchenfrage in 
der Kommunalpolitik

Staatsminister Füracker: 

Auszeichnung für sieben  
lebendige Traditionen in Bayern

Aufnahme in das Landesverzeichnis des Immatierellen Kulturerbes

„Unsere Heimat Bayern ist geprägt von Traditionen wie Bräuchen 
und Festen, Musik und Tanz, überliefertem Wissen und traditio-
nellen Handwerkstechniken – das bayerische Landesverzeichnis ist 
seit März um weitere dreizehn kulturelle Ausdrucksformen reicher. 
Die bewusste Pflege und Weitergabe dieser besonderen kulturel-
len Schätze in unserer Heimat wirkt identitätsstiftend und stärkt das 
Zusammengehörigkeitsgefühl in einer vielfältigen Gemeinschaft. 
Durch Offenheit für Neuinterpretationen bleiben Traditionen leben-
dig und begeistern auch die nächsten Generationen. Diese Begeiste-
rung der Menschen und das damit verbundene Engagement macht 
unsere Heimat Bayern so lebenswert und attraktiv. Es ist mir daher 
eine große Freude, gleich sieben der insgesamt dreizehn diesjäh-
rigen Neuaufnahmen im festlichen Rahmen in der Residenz Mün-
chen zu würdigen und persönlich auszeichnen zu dürfen. Die neu-
en Einträge in unserem Bayerischen Landesverzeichnis zeigen, wie 
sich unzählige Menschen für ihre lebendige Tradition und ihre Hei-
mat einsetzen. Ihnen gebührt höchster Respekt und außerordentli-
cher Dank für ihren Einsatz für unsere Heimat Bayern!“, betont Fi-
nanz- und Heimatminister Füracker bei der Urkundenübergabe in 
der Residenz München.

Seit 2003 stellt die UNESCO im-
materielle kulturelle Ausdrucks-
formen in den Fokus der Öffent-
lichkeit. Überall auf der Welt sol-
len überliefertes Wissen und 
Können, das einen wesentlichen 
Bestandteil unserer Alltagskul-
turen ausmacht, als immateriel-
les Kulturerbe sichtbar gemacht 
sowie Maßnahmen unterstützt 
werden, die zur Erhaltung und 
Weiterentwicklung geeignet sind. 
Bis heute sind 180 Staaten dem 
UNESCO-Übereinkommen zur Er-
haltung des immateriellen Kultur- 
erbes beigetreten. Deutschland 
ist seit 2013 Vertragsstaat. Ne-
ben dem Bundesweiten Verzeich-
nis des Immateriellen Kultur- 
erbes gibt es in Bayern ein eige-
nes Landesverzeichnis, das nun 
82 Eintragungen enthält. 

Folgende Kulturformen wur-
den nach Empfehlung durch das 
unabhängige Expertengremium 
neu in das Bayerische Landesver-
zeichnis aufgenommen:

Chinesenfasching Dietfurt

Der Chinesenfasching in Diet-
furt an der Altmühl gehört zu den 
bekanntesten Faschingsveran-
staltungen in Bayern. Am „Unsin-
nigen Donnerstag“ bewegt sich 
ein rund 1.500 Teilnehmerinnen 
und Teilnehmer zählender Um-
zug mit „Kaiserpaar“, teilweise 
chinesisch gewandeten Fußgrup-
pen und Umzugswagen in Rich-
tung Stadtplatz, wo der „Emp-
fang“ vor dem „Thron“ einen Hö-
hepunkt bildet. Der Name basiert 
auf dem historischen Ortsneck-
namen „Chinesen“ für die Diet-
furter und wird seit dem frühen 
20. Jahrhundert als Faschings-
motto umgesetzt. Heute gibt es 
einen engagierten Kulturaus-
tausch mit China, zum Umzug 
kommt der Generalkonsul und 
chinesische Kulturvereine betei-
ligen sich. 

Fahnenstickerei

Die Fahnenstickerei umfasst 
neben der Planung, Gestaltung 
und Ausführung auch die Pflege 
und Restaurierung von Fahnen. 

Bis zum frühen 19. Jahrhundert 
handelte es sich um reine Hand-
arbeit, die unter anderem in Klös-
tern und speziellen Werkstätten 
erledigt wurde. Seit der Indus-
trialisierung kamen dann auch 
Stickmaschinen zum Einsatz. Ih-
ren Höhepunkt erlebte die Fah-
nenstickerei durch das Aufblü-
hen des Vereinswesens im 19. 
und frühen 20. Jahrhundert. Zum 
handwerklichen Wissen und Kön-
nen zählen die Kenntnis der Ma-
terialien und die Sticktechniken 
ebenso wie die für eine Restau-
rierung historischer Stücke not-
wendigen Spezialkenntnisse.

Kreuther Leonhardifahrt

Die Leonhardifahrt ist eine Pro-
zession zu Pferd, die zu Ehren des 
als Viehpatron verehrten heiligen 
Leonhard von Limoges in Kreuth, 
wie auch in anderen Orten in Alt-
bayern und Westösterreich, all-
jährlich an seinem Gedenktag am 
6. November durchgeführt wird. 
Seit 1599 in Kreuth belegt, han-
delte es sich in der Frühen Neu-
zeit um Umritte mit Pferdeseg-
nung, spätestens seit dem frü-
hen 20. Jahrhundert kamen auch 
Fuhrwerke mit den sogenannten 
„Truhenwagen“ hinzu, auf denen 
die in Tracht gekleideten Teilneh-
merinnen und Teilnehmer von 
der Kirche ins Dorf fahren. Als 
Besonderheit der Kreuther Le-
onhardifahrt gilt das Lenken der 
Pferde nicht vom Wagen aus, 
sondern vom Sattel.

Studioglasbewegung  
Frauenau 

Die Studioglasbewegung Frau-
enau zielt seit den 1960er Jah-
ren auf handwerklich und künst-
lerisch gestaltetes Glas – meist 
Unikate – ab, das nicht den Re-
geln der seriellen und auf Akkord 
ausgelegten Glasproduktion in 
großen Glashütten folgt. Studio-
glas wird in Frauenau und seiner 
Umgebung inzwischen von meh-
reren Generationen von Hand-
werkerinnen und Handwerkern 
sowie Künstlerinnen und Künst-
lern in individuellen Studios und 

Werkgemeinschaften hergestellt. 
Zentral für die Vermittlung ist die 
1987 gegründete internationa-
le Sommer-Akademie. Dadurch 
werden Wissen und Können in 
einer Region erhalten und ver-
mittelt, die bis vor wenigen Jahr-
zehnten für die Glasproduktion in 
Bayern und darüber hinaus von 
zentraler Bedeutung war.

Schwäbischwerder Kindertag 
zu Donauwörth

Der „Schwäbischwerder Kin-
dertag“ zu Donauwörth, der seit 
1680 belegt ist, findet im zwei-
jährigen Rhythmus gegen En-
de des Schuljahres am „Kinder-
tag-Wochenende“ statt. Rund 
870 Schulkinder und weitere Ak-
teure spielen in historischen Ge-
wändern in einem farbenpräch-
tigen Festumzug und durch ein 
großes Historienspiel die Stadt- 
und Reichsgeschichte nach. Zum 
Umzug gehören auch aufwändig 
gebaute Wagen. Der seit 1983 
gebräuchliche Name des Kinder-
festes bezieht sich auf die Blüte-
zeit der ehemaligen Reichsstadt, 
die bis zur Reichsacht von 1607 
„Schwäbischwerd“ hieß.

Memminger Fischertag

Der Ende Juli gefeierte Fischer-
tag hat sich als zentrales Stadtfest 
im schwäbischen Memmingen um 
das jährliche Abfischen und Reini-
gen des Stadtbaches entwickelt, 
das seit dem 16. Jahrhundert be-
legt ist. Im Mittelpunkt steht das 
Bemühen, aus dem Stadtbach mit 
einem Kescher den größten Fisch 
zu fangen, um dadurch zum „Fi-
scherkönig“ oder zur „Fischerkö-
nigin“ gekrönt zu werden. Um die-
ses Ereignis herum hat sich ein 
teils historisierender Festkomplex 
herausgebildet, zu dem unter an-
derem eine Wallenstein-Woche 
im vierjährigen Rhythmus gehört. 
Seit 2022 ist die Teilnahme beim 
Bachausfischen nicht mehr auf 
Männer beschränkt.

Die vier  
Knabenchöre Bayerns 

Zu den „Vier Knabenchören 
Bayerns“ zählen die Chöre in Re-
gensburg und Augsburg, her-
vorgegangen aus mittelalterli-
chen Domsingschulen, sowie in 
Bad Windsbach und Bad Tölz, 
die nach dem Zweiten Weltkrieg 
gegründet wurden. Die Traditi-
on der Knabenchöre beruht auf 
deren besonderer Stimmlage. 
Die Chöre bemühen sich um ei-
ne praktisch wie theoretisch fun-
dierte musikpädagogische Aus-
bildung und sind für ihre inter-
national renommierten Kon-
zerte bekannt. Das Repertoire 
umfasst Chorwerke von der Gre-
gorianik über die moderne Oper 
bis hin zum Volkslied. Mittlerwei-
le nimmt der Chor in Regensburg 
auch Mädchen auf.  r

Die bayerische Fahnenstickerei ist immaterielles Kulturerbe: mittig v.l. Willi Hogger, stv. Landrat 
Landkreis Regensburg, Staatsminister Albert Füracker, Dr. Florian Englmaier, Fahnen Kössinger 
GmbH und Christian Kiendl, Bürgermeister Schierling. Bild: Christian Blaschka/StMFH

V.l.: Abensbergs Erster Bürgermeister Dr. Bernhard Resch, von der Freiwilligen Feuerwehr Abensberg der 
stellvertretende Kommandant Bernhard Resch, Kreisbrandmeister Fabian Weyerts, zuständig auch für 
die Kinder- und Jugendfeuerwehren, Kommandant Konrad Bauer und „Lummerland“-Leiterin Cathleen 
Winkler sowie Kinderpfleger und Feuerwehr-Mitglied Markus Glas inmitten der Kindergartenkinder, die 
in den letzten Tagen Sandsäcke bemalt haben. Bild: Knott/Stadt Abensberg

Motivation für die Einsatzkräfte
Abensberger Kindergartenkinder bemalen Sandsäcke

Zur Unterstützung und Motivation der vielen Freiwilligen an den 
Hochwasserdämmen haben die Kinder des Abensberger Kinder-
gartens „Lummerland“ Sandsäcke mit schönen, farbigen Motiven 
verziert. Anfang Juni wurde ein ganzer Stapel bemalter Säcke an 
die Abensberger Feuerwehr übergeben. Angestoßen wurde die 
Aktion durch die Abwesenheit des Kinderpflegers Markus Glas, 
der sechs Tage im Hochwasser-Einsatz war – er ist selbst Mitglied 
der Feuerwehr.

Fantastische Werbung  
fürs Ehrenamt

Weil die Kinder seiner Gruppe 
wissen wollten, wo ihr Markus 
ist, wurde das Interesse an der 
Feuerwehr riesig – und weil viele 
von der dramatischen Situation 
wussten, wollten sie mithelfen. 

Die „Lummerland“-Verantwortli-
chen rund um Leiterin Cathleen 
Winkler haben deshalb Farbe mit 
Kleber gemischt („Damit’s hält!“) 
und legten mit den Kindern los. 
„Die Nachfrage war gigantisch, 
alle wollten mitmachen“, so Frau 
Winkler.

Abensbergs Erster Bürgermeis-

ter Dr. Bernhard Resch, Feuer-
wehr-Kommandant Konrad Bau-
er und 2. Kommandant Bernhard 
Resch freuten sich sehr: „Das ist 
eine schöne Unterstützung und 
Motivation für die Einsatzkräf-
te.“ Sie dankten allen Beteiligten, 
insbesondere den vielen kleinen 
Künstlerinnen und Künstlern, die 
mit farbenfrohen Motiven und 
aufmunternden Zeichnungen gar 
nicht sparsam waren. Auch Kreis-
brandmeister Fabian Weyerts 
war bei der Übergabe gerne da-
bei und schloss sich dem Dank 
an. Das sei eine tolle Aktion und 
eine fantastische Werbung für 
das Ehrenamt.   r
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Vorschau auf GZ 13
In unserer Ausgabe Nr. 13/2024, die am 4. Juli 2024  
erscheint, behandeln wir folgende Fachthemen:
• Kommunale Finanzthemen
• Umwelttechnologien und Ressourcenschutz 
• Abfall, Entsorgungsmanagement, technische Lösungen
• Dienstleistungen für die Kommunalverwaltung,  

Facility Management

Beilagenhinweis
Dieser Ausgabe liegt als Eigenbeilage des Verlags Bayeri-
sche Kommunalpresse GmbH der Sonderdruck „Mehrwert 
durch Erneuerbare“ anlässlich des Bayerischen Energie- 
und WasserkraftForums bei. Wir bitten um freundliche Be-
achtung. r
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Am Gewerbering 23 • D-84069 Schierling
Tel: 09451 9313-0 • www.fahnen-koessinger.de
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Bekleidung
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Grünes Licht  
für Glasfaser.
Sichern Sie sich Glasfaser-Ausbau- 
kapazitäten für Ihre Kommune unter:
  

Unsere Grüne Glasfaser 
Adalperostraße 82-86, 85737 Ismaning
unseregrueneglasfaser.de

0800 410 1 410

Ihre Kommunalkredit- und Förderbank

www.bayernlabo.de
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Rubrik: Multifunktionale Wärmerückgewinnung
1 sp. x 115 mm

Ihr Systempartner für
multifunktionale
Wärmerückgewinnung

SEW® GmbH 
www.sew-kempen.de

Vorbildprojekte in Bayern (Auswahl):
Kliniken in Augsburg, Bamberg, Bayreuth, Murnau, Schwein-
furt • Universitäten in Regensburg und Würzburg • FH Aschaf-
fenburg • Saturn Arena Ingolstadt • München: Baureferat, Dt. 
Flugsicherung, Klinikum Großhadern, Muffathalle, The Charles 
Hotel, TUM Garching, Villa Stuck • div. Polizeistationen etc.
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Montage vor Ort durch 
modulare Bauweise

Keim- und schadstoff- 
übertragungsfrei

Werkseigener 
Kundendienst

Systemverantwortung 
durch Gesamtplanung
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Wärmerückgewinnung
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WENIGER ALGEN.
INTAKTE GEWÄSSER.

WIR MACHEN DAS!

WWW.MIKROBIOM-LAB.DE

Bürgermeisterwahlen in Bayern
Markus Bauer (FW) heißt der neue Rathauschef von Tüssling im 
Landkreis Altötting. In einer Stichwahl setzte er sich mit 57 Prozent 
der Wählerstimmen gegen Carolin Auer (CSU) durch, die 43 Prozent 
auf sich vereinen konnte. Der bisherige Bürgermeister Helmuth Wit-
tich (FW) war aus gesundheitlichen Gründen zurückgetreten. Die 
Wahlbeteiligung lag bei 65,2 Prozent.

In Sugenheim (Landkreis Neu-
stadt/Aisch-Bad Windsheim) be-
hielt Toni Schiefer (SPD) mit 67,1 
Prozent der Stimmen die Ober-
hand. Sein Kontrahent Günther 
Schell (Freie Wähler Oberer Ehe-
grund FWOE), der auch von der 
CSU nominiert worden war, und 
Kämmerer in der Verwaltungsge-
meinschaft Iphofen ist, kam auf 
32,9 Prozent. Wahlbeteiligung: 
76,2 Prozent.

Jan-Malte Marberg ist neuer 
Bürgermeister von Bad Brücke-
nau (Landkreis Bad Kissingen). In 
einer Stichwahl setzte sich der 
SPD-Kandidat mit 53,8 Prozent 
der Stimmen gegen Dirk Stum-
pe (Parteilose Wählergemein-
schaft PWG) durch, der 45,7 Pro-
zent erreichte. 0,5 Prozent der 
Stimmen waren ungültig. Der Ur-
nengang in der unterfränkischen 
Kleinstadt war nötig geworden, 
weil nach nur vier Jahren Dienst-
zeit CSU-Bürgermeister Jochen 

Vogel nach einer Post-COVID-Er-
krankung seinen Posten nieder-
legen musste. Wahlbeteiligung: 
49,9 Prozent.

Denkbar knapp war die Ent-
scheidung in Iggensbach im 
Landkreis Deggendorf. Mit nur 
sechs Stimmen Vorsprung heißt 
der neue Erste Bürgermeister 
der Gemeinde Wolfgang Schwarz 
von der SPD. Mit 50,2 Prozent ge-
wann er gegen seinen Herausfor-
derer Bernhard Lenz (Unabhän-
gige Bürgerliste Iggensbach e.V.), 
der 49,8 Prozent der Wählerstim-
men erhielt. Wahlbeteiligung: 
72,9 Prozent

Deutlich fiel dagegen der Sieg 
des amtierenden Zweiten Bür-
germeisters von Jetzendorf 
(Landkreis Pfaffenhofen), Tobias 
Endres (Parteiunabhängige), mit 
74 Prozent der Stimmen aus. Er 
behielt die Oberhand gegenüber 
Emily Rumpf (Grüne) und Bastian 
Hepperle (parteilos) mit jeweils 

10,2 Prozent der Stimmen und 
Florian Bachmeier (CSU), der bei 
5,7 Prozent landete. Wahlbeteili-
gung: 79,3 Prozent.

In Zeilarn im Landkreis Rot-
tal-Inn heißt der neue Erste 
Rathauschef Karl Holböck (Ver-
einigte Wählergemeinschaft). 
Der bisherige Dritte Bürger-
meister holte sich 58,5 Prozent 
der Stimmen. Gerhard Schmid-
bauer (WIR – miteinander-für-
einander) kam auf 41,5 Pro-

zent. Wahlbeteiligung: 73,5 
Prozent.

Neues Oberhaupt in Markt 
Schwaben (Landkreis Ebersberg) 
ist Walentina Dahms. Die Kan-
didatin von CSU und FW erhielt 
62,3 Prozent. Ihr Herausforderer 
Ronny Schreib, der für die Grünen 
und eine parteifreie Gruppe ins 
Rennen gegangen war, erreichte 
37,7 Prozent der Wählerstimmen. 
Der parteilose Bürgermeister Mi-
chael Stolze war wegen eines 
Streits über eine Asylbewerber-
unterkunft zurückgetreten. Wahl-
beteiligung: 62,4 Prozent.  DK

Landkreis Donau-Ries:

Digitallotsen-Netzwerktreffen
Bayerns Digitalminister Dr. Fabian Mehring zu Gast in Rain

Im Mai fand das alljährliche Digitallotsen-Netzwerk im Landkreis Do-
nau-Ries statt. Es bietet den ehrenamtlich engagierten Digitallotsen 
und Digitallotsinnen eine Plattform, um ihr Wissen über die digita-
le Welt zu teilen und auszubauen. Unter der Schirmherrschaft von 
Landrat Stefan Rößle versammelten sich zahlreiche Teilnehmerin-
nen und Teilnehmer zu einem inspirierenden Abend im Zeichen der 
Digitalisierung. 

Landrat Stefan Rößle eröffnete 
die Veranstaltung mit lobenden 
Worten: „Ich bin beeindruckt, 
wie viele ehrenamtlich engagier-
te Menschen sich heute zum Di-
gitallotsen-Netzwerk getroffen 
haben. Sie helfen den Menschen 
in unserem Landkreis, sich in der 
digitalen Welt zurechtzufinden. 
Egal ob einfache oder schwere 
Fragen, Sie stehen ihnen zur Ver-
fügung – das macht mich sehr 
stolz.“ 

An dem Netzwerk, das in die-
sem Jahr in der Stadt Rain statt-
findet, nahmen insgesamt 45 Di-
gitallotsen und deren Organisa-

toren aus neun Kommunen des 
Landkreises teil. Auch Rains Bür-
germeister Karl Rehm ist beein-
druckt wieviel geballte Ehren-
amtskraft in den Digitallotsen 
steckt: „Die Stadt Rain hat aktuell 
18 Digitallotsen. Unseren Digital-
lotsen geht die Arbeit nicht aus, 
unsere regelmäßigen Sprech-
stunden finden großen Anklang 
bei den Rainer Bürgerinnen und 
Bürgern.“

Bayerns Digitalminister Dr. Fa-
bian Mehring betonte, wie not-
wendig es ist, alle Bürgerinnen 
und Bürger auf dem Weg in die 
digitale Zukunft mitzunehmen.

Die Veranstaltung wurde durch 
eine Fortbildung der Initiative 
„Deutschland spricht über 5G“ 
bereichert. Lynn Willner ver-
mittelte den Teilnehmerinnen 
und Teilnehmern in ihrem Vor-
trag „Wie funktioniert eigent-
lich Mobilfunk“ wichtiges Wissen 
über die Grundlagen des Mobil-
funks und die Unterschiede zwi-
schen 4G und 5G. Der Vortrag 
klärte zum Beispiel darüber auf, 
dass 5G die schnellere Nachfol-
ger-Version von 4G ist und kei-
ne neuen Masten benötigt, um 
ausgestrahlt zu werden. Weite-
re Vorteile von 5G wurden erläu-
tert, darunter höhere Datenra-
ten, schnellere Reaktionszeiten 
und verbesserte Datensicherheit. 

Digitallotsen-Alltag  
im Austausch

Bei einem kleinen Imbiss hat-
ten die Teilnehmerinnen und Teil-
nehmern die Möglichkeit, sich 
über neues Wissen sowie aktu-
elle Herausforderungen aus ih-
rem Digitallotsen-Alltag auszu-
tauschen. 

Die Digitalisierungskoordinati-
on des Landkreises, Laura Brum-
mer, zeigte sich erfreut über den 
Erfolg der Veranstaltung: „Die Di-
gitallotsen und deren Organisa-
toren sind meiner Meinung nach 

ganz besondere Menschen. Es 
freut mich jedes Mal, wenn wir 
durch unsere regelmäßig stattfin-
denden Fortbildungen und Netz-
werke neues Wissen streuen und 
weitere Kontakte knüpfen kön-
nen.“ 

Pilotprojekt ausgeweitet

Die Digitallotsen sind ein Pro-
jekt des Landkreises Donau-Ries. 
Das Projekt wurde von der Stab-
stelle Kreisentwicklung und 
Nachhaltigkeit unter der Leitung 
von Klemens Heininger initiiert 
und wird von dort bei Marketing, 
Aus- und Fortbildung unterstützt. 
Organisatoren sind die einzelnen 
Kommunen. In diesem Rahmen 
unterstützen die Digitallotsen in 
den Kommunen Hilfesuchende 
beim Umgang mit Handy, Tab-
let und Laptop. Gestartet ist das 
Projekt im Herbst 2022 mit den 
fünf Pilotkommunen Nördlingen, 
Donauwörth, Wemding, Harburg 
und Deiningen so erfolgreich, 
dass die Zahl der Partnerkommu-
nen auf acht gestiegen ist. Auch 
in Rain, Ederheim und Oettin-
gen gibt es mittlerweile eine An-
laufstelle. Weitere Informationen 
zu den Digitallotsen können ab-
gerufen werden unter www.do-
nau-ries.de/themen/digitalisie-
rung/digitallotsen.  r

http://www.donau-ries.de/themen/digitalisierung/digitallotsen
http://www.donau-ries.de/themen/digitalisierung/digitallotsen
http://www.donau-ries.de/themen/digitalisierung/digitallotsen


V.l.: Stefan Graf, Dr. Birgit Kreß, Vinzent Ellissen, Constanze von Hassel und Karl-Heinz Fitz

Mehr als 300 Teilnehmer informierten sich in Gunzenhausen 
über neue Produkte, aktuelle Dienstleistungen, konkrete Lö-
sungsmöglichkeiten und gut funktionierende Beispiele. Noch 
mehr Aussteller als in der Vergangenheit, 39 Partner sowie 35 
Referentinnen und Referenten wohnten der bewährten Fach-
veranstaltung bei. 

Dr. Birgit Kreß, Erste Bürgermeisterin Markt Erlbach und Zweite 
Vizepräsidentin des Bayerischen Gemeindetags, hob in ihrem 
Grußwort die Bedeutung der Wasserkraft hervor. In Bayern 
sorgten 4.200 Wasserkraftanlagen mit einer Gesamtleistung 
von 2,9 GW in hohem Maße für eine grundlastfähige Absiche-
rung. Somit sei die Wasserkraft neben Wind und Sonne eine 
immens wichtige Energiequelle, so Kreß. 

Mit Blick auf die Kommunale Wärmeplanung warnte die Vize-
präsidentin vor einer „vorzeitigen Beauftragung und Schnell-
schüssen“. Die bereits von zahlreichen Landkreisen auf den 
Weg gebrachten Energienutzungspläne könnten hier eine wert-
volle Vorarbeit leisten. Hier würden Daten erhoben, auf die die 
Kommunen zurückgreifen dürfen. 

„Bei uns im ländlichen Raum gibt es bereits in vielen der 14  
Ortsteile Wärmenetze, die teilweise über Biogas oder andere  
Energieträger gespeist werden“, berichtete Gastgeber Karl-Heinz 
Fitz, Erster Bürgermeister der Stadt Gunzenhausen. Aktuell sei 
man gerade dabei, ein Baugebiet mit 90 Bauplätzen zu realisie-
ren und ein kaltes Nahwärmenetz aufzubauen. „Im Neubaube-
reich, wo der Energiebedarf in den Häusern nicht mehr so hoch 
ist, ist dieses Unterfangen leichter zu realisieren“, betonte Fitz, 
wies aber auch darauf hin, dass der Bebauungsplan relativ lang 
gedauert habe und „allein die Konzeption des Nahwärmenet-
zes wieder eine Zeitspanne von ein bis zwei Jahren verschlingt“. 
Insgesamt aber sei die Stadt Gunzenhausen auf einem guten 
Weg, konstatierte der Rathauschef. 

Julia Langer vom Bayerischen Staatsministerium für Wirtschaft, 
Landesentwicklung und Energie warb für die vom Team Ener-
giewende Bayern initiierten Bayerischen Energietage, die nach 
dem großen Erfolg im vergangenen Jahr heuer fortgesetzt wer-
den und vom 21. bis 29. September 2024 stattfinden. 

Unter dem Motto „Energiewende. Hier. Jetzt.“ wird gezeigt, wie 
die Energiewende vor Ort gelingt. Positivbeispielen und Vor-
bildern soll eine große Bühne gegeben werden. Ob Nachbar-
schaftsgemeinschaft, Kita oder Verband, ob Anlagenbetreiber 
oder Stadtwerke, ob Start-up oder alteingesessenes Unterneh-
men, ob Kommune oder Landkreis: Alle können mitmachen 
und sich mit Aktionen und Veranstaltungen beteiligen. „Denn 
schließlich ist die Energiewende ein Gemeinschaftsprojekt, das 
nur gemeinsam funktioniert“, erklärte Langer.

Kooperationspartner des Bayerischen Energie- und Wasser-
kraftForums waren erneut VKU Bayern und die Bayerischen 
Energieagenturen. Als Medienpartner fungierte einmal mehr 
TV Bayern live. DK

Gelungene Premiere in Gunzenhausen: Erstmals veranstaltete die Bayerische GemeindeZeitung das Bayerische Energie- und 
WasserkraftForum gemeinsam mit dem Bayerischen Gemeindetag. „Das macht uns sehr stolz. Damit stellen wir eine noch bes-
sere Versorgung mit relevanten Themen für unsere Besucher und Partner sicher“, stellte GZ-Verlegerin Constanze von Hassel 
fest. Breiten Raum nahm dabei die Kommunale Wärmeplanung ein, die seit 1.1.2024 verpflichtend ist.
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Über die Veranstaltung gibt es einen Fernsehbeitrag von 

TV Bayern live:           https://tinyurl.com/38eass79

Auf Seite 35 finden Sie Beiträge unserer Partner.
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Vorträge der Veranstaltung finden Sie im internen Bereich,  
online abrufbar unter: www.bayerisches-energieforum.de.
Passwort via Mail an: veranstaltungen@gemeindezeitung.de

https://tinyurl.com/38eass79
https://www.bayerisches-energieforum.de
mailto:veranstaltungen%40gemeindezeitung.de?subject=
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Die nationale Politik hatte Ende 2023 die rechtliche Grund-
lage für die verbindliche Einführung einer flächendeckenden 
Wärmeplanung geschaffen. Seit 1. Januar 2024 ist das Gesetz 
für Wärmeplanung und Dekarbonisierung (WPG) in Kraft. 
Fabian Schatz, Staatsministerium für Wirtschaft, Landesent-
wicklung und Energie, und Direktor Stefan Graf, Bayerischer 
Gemeindetag, zogen über die ersten 100 WPG-Tage ihr Fazit 
und sprachen über noch ungeklärte Fragen rund um eine flä-
chendeckende Wärmeplanung, deren Ziel es ist, in Gebieten 
mit dezentraler Wärmeversorgung bestehende Wärmenetz- 
oder Wasserstoffnetzgebiete auf ihre Um- und Ausbaumög-
lichkeiten zu untersuchen. Schatz verglich den Weg zu einem 
eigenen Wärmeplan mit einem Marathonlauf, bei dem es 
gilt, immer wieder neue Hürden und Herausforderungen zu 
überwinden. Wie im Sport braucht es Durchhaltevermögen. 
Er wünsche sich bei der Umsetzung weniger Aufregung, weil 

die Wärmeplanung in jeder Kommune seiner Meinung nach 
einem „iterativen Prozess“ unterworfen sei. Denn für ihn ste-
he fest, dass auf dem Weg zum finalen Ergebnis die Wärme-
planung mit immer neuen Daten weiterentwickelt und ver-
bessert wird: „Wir stehen an der Seite der Kommunen und 
wollen die Belastung so gering wie möglich halten. Es wird 
Unterstützung bei Fragen und Herausforderungen geben“, er-
läuterte Schatz. 

Nach Ansicht der beiden Referenten bringe jedoch die Kurzfris-
tigkeit der gesetzlichen Regeln des Bundes offene Fragen, bei-
spielsweise wie die Analyse eigentlich finanziert werden soll.  

DIREKTOR STEFAN GRAF | BAYERISCHER GEMEINDETAG UND 
FABIAN SCHATZ | BAYERISCHES STAATSMINISTERIUM FÜR WIRTSCHAFT, LANDESENTWICKLUNG UND ENERGIE

Das WPG in Bayern: 
Erste Schritte hin zur Kommunalen Wärmeplanung

DIE ERSTEN 100 TAGE DES WÄRMEPLANUNGSGESETZES

Klimaschutz ist seit April 2024 ein Menschenrecht. Dieses Urteil des Europäischen Gerichtshofs für Menschenrechte (EGMR) hat 
eine Signalwirkung: Zum ersten Mal wurde ein Land (Schweiz) verklagt, zu wenig für den Klimaschutz gemacht zu haben. Damit 
erreichten die Klägerinnen, die Schweizer Klimaseniorinnen, einen historischen Sieg. Nun bangen viele Länder, dass auch sie 
nach der EMGR-Entscheidung juristisch belangt werden, mehr Maßnahmen zeitnah für den Klimaschutz zu ergreifen – auch die 
deutsche Bundesregierung und Bundestag müssen nachlegen, um jetzt die Weichen für eine klimaneutrale Zukunft zu stellen. 

Fabian SchatzStefan Graf

Sinnvolles und zielgerichtetes 
Planungsinstrument
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#Team Energiewende

Doch beide versichern: Die Wärmeplanung stelle ein sinnvol-
les und zielgerichtetes Planungsinstrument für örtliche Ent-
wicklungskonzepte dar und sei ein wichtiges Instrument für 
die Dekarbonisierung der Wärmenetze. Mit der Erstellung des 
Wärmeplans erhielten Bürger und Gewerbebetriebe einen 
detaillierten Überblick mit welchem Energieträger und wel-
cher Versorgung sie lokal rechnen können. Diese Planungssi-
cherheit im Hinblick auf künftige Wärmeversorgungsoptionen 
könne einen Beitrag leisten, dass Kommunen als Wohnort 
oder als Ort zur Ansiedlung von Gewerbe attraktiver werden. 
So könne beispielsweise ein Hausbesitzer auf die Installation 
einer Wärmepumpe oder Biomasseheizung verzichten, wenn 
die kommunale Wärmeplanung ermittelt, dass das Gebiet, in 
dem sich das Haus befindet, künftig an das Fernwärmenetz 
angeschlossen wird.   

 
Da eine direkte Übertragung von Aufgaben durch den Bund an 
die Kommunen verfassungsrechtlich nicht möglich ist, muss 
dies jetzt jedes Bundesland für sich lösen, wer die Erstellung 
des Wärmeplans in Angriff nehmen muss. Der Freistaat, so der 
Energieexperte des Gemeindetags, Stefan Graf, beabsichtige 
die Kommunen als planungsverantwortliche Stelle einzusetzen, 
da sie die nötigen Kenntnisse der konkreten Voraussetzungen 
vor Ort am besten kennen. Aktuell wird die landesrechtliche 
Umsetzung erarbeitet. Der Gemeindetag fordert für den Zusatz- 
aufwand der Kommunen einen Kostenausgleich. Schließlich er-
halte der Freistaat eine finanzielle Unterstützung von 79 Millio-
nen Euro aus dem Bundeshaushalt. Graf legte ein Konzept vor, 
wie dieser Kostenausgleich aussehen könnte: „Der Freistaat 
soll ein Musterleistungsverzeichnis für externe Fachplaner die 
mit der Erstellung des Wärmeplans beauftragt werden und 
auch die Kosten dafür tragen: „Wir fordern einen pauschalen 
Kostenersatz für den internen Aufwand einer Kommune. Des 
Weiteren soll das ENP1, das Bayerische Förderprogramm Ener-
giekonzepte und kommunale Energienutzungspläne um den 
Aspekt Fernwärmecluster von Kommunen erweitert werden. 
Denn es braucht finanzielle Anreize, damit sich Kommunen zu-
sammenschließen. Das aktuell feststellbare Kirchturmdenken, 
dass jede Kommune allein für sich plant, ist nicht zielführend. 
Eine Erweiterung der ENP-Förderung wäre hier sicherlich eine 

große Unterstützung und Anreiz für eine stärkere Kooperation 
der Gemeinden untereinander.“ Hinsichtlich einer Anpassung 
des ENP-Förderprogramms stehe das Wirtschaftsministerium, 
so eine Ergänzung von Schatz, bereits im Austausch mit dem 
bayerischen Finanzministerium.  

Bayern verfügt mit dem Energie-Atlas Kommunale Wärme-
planung2 über eine aussagekräftige Datengrundlage für die 
Wärmeplanung. Dieses Datenfundament ist ein gutes Tool, um 
loslegen zu können. Schatz kündigte an, dass der Energie-At-
las noch stärker an den Wärmebedarf in den Kommunen an-
gepasst und um weitere Daten erweitert werden soll. So fragt 
das Bayerische Landesamt für Statistik die Kehrbuchdaten, 
die sehr kleinteilig sind, bei den Bezirksschornsteinfegern ab, 
um mehr über die erfassten Anlagen in den jeweiligen Kehr-
bezirken zu erfahren. In Zukunft sollen die Feuerstättenarten 
genauso digital erfasst werden wie die Nennwärmeleistungen 
und der Heiz- und Brennwert der Anlagen. Im Jahr 2024 sollen 
die Daten aus dem Berichtsjahr 2023 vorliegen. Ziel sei es, 
ein digitales Abbild des Freistaates Bayern zu erhalten, um ein 
Fundament für eine kosteneffiziente Wärmeplanung zu schaf-
fen und interkommunale Zusammenschlüsse als regionale 
Cluster zu erleichtern. 

In der anschließenden Fragerunde erhielten die anwesenden 
Bürgermeister und Vertreter der Kommunen zusätzliche Hin-
weise, wie die Wärmeplanung in Angriff genommen werden 
kann. So empfehlen die Referenten Schatz und Graf, dass 
für die Wärmeplanung mindestens ein Jahr Arbeit angesetzt 
werden müsse. Zudem appellieren sie an die Kommune nicht 
allein loszulaufen. Sie verabschiedeten sich vom Plenum mit 
dem Tipp: „Schließen Sie sich mit anderen Kommunen zusam-
men, um gegenseitig von den Erfahrungen benachbarter Ge-
meinden zu profitieren.“ Das senke die Kosten und bedeute 
Zeitersparnis, weil nicht jeder individuell die Herausforderun-
gen eigenständig lösen muss. HOF

1 ENP ENERGIENUTZUNGSPLÄNE ONLINE 
www.enponline.de

2 ENERGIE-ATLAS BAYERN KOMMUNALE WÄRMEPLANUNG
www.energieatlas.bayern.de/kommunen/kommunale_waermeplanung

Ruf nach Kostenausgleich
für kommunalen Zusatzaufwand

Datengrundlage Energie-Atlas

https://www.enponline.de
https://www.energieatlas.bayern.de/kommunen/kommunale_waermeplanung
https://www.energieatlas.bayern.de/kommunen/kommunale_waermeplanung
https://www.enponline.de
https://www.energieatlas.bayern.de/kommunen/kommunale_waermeplanung
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2040, 2045, 2050: Was nach einem Nummerncode klingt, sind 
die Klimaschutzziele nach Jahren von Bayern, Bund und der EU. 
Alle verfolgen das gleiche Ziel: Klimaneutralität. 

Danach sollen nur noch so viele Treibhausgase in die Atmo-
sphäre freigesetzt werden, wie die Natur absorbieren kann, 
d.h. Wälder, Ozeane und Böden aufnehmen können. Das 2023 
in Kraft getretene bayerische Klimaschutzgesetz soll Bayern bis 
2040 klimaneutral machen. Das Klimaschutzgesetz des Bundes 
peilt das Jahr 2045 als Ziel an. Der Europäische Rat beschloss 
im Jahr 2019, die Klimaneutralität 2050 zu erreichen. Die Fris-
ten sind nach Ansicht von Detlef Fischer, Hauptgeschäftsführer 
Verband der Bayerischen Energie- und Wasserwirtschaft, sehr 
ambitioniert: „Mir fehlen für das Erreichen der Klimaneutra-
lität Tempo, Tempo, Tempo. Denn nur mit Aufschreiben von 
Worten und einer Jahreszahl wird das Klima nicht neutral. Es 
braucht Taten. Denn die Energieabhängigkeit muss nach dem 
Wegfall von der Primärenergien Atomenergie, Mineralöl oder 
Kohle verringert werden. Wasserkraft und Erneuerbare Energi-
en müssen dies zeitnah kompensieren. Und jeder muss seinen 
Beitrag für den grünen Wandel und den Übergang zu einer 
emissionsfreien Gesellschaft leisten. Ich stellte mir die Frage, 
wie ich im privaten Verbrauch klimaneutral werden kann und 
begann mit dem Umbau meines Eigenheims.“ Aktuell liegt in 
Bayern der Primärenergieverbrauch eines jeden Bürgers bei 
durchschnittlich 98 kWh pro Tag, das ungefähr einem Ver-
brauch von 10 Litern Mineralöl entspreche. 

In Gunzenhausen stellte Fischer seinen individuellen Praxis-
bericht vor, welche Herausforderungen er beim Umbau sei-
ner Doppelhaushälfte zu bewältigen hatte. Der energetische 

Gebäudestandard ist mittlerer Standard mit einem Wärmebe-
darf mit Brauchwasser von rund 12.000 kWh pro Jahr. „Zuerst 
einmal musste sich meine Familie von der alten Technologie 
trennen. Es war wie bei einer Scheidung. Es begann ein neuer 
Lebensabschnitt für unseren Haushalt, in dem am Anfang nicht 
alles rund lief. Denn die neuen Technologien harmonierten 
nicht automatisch. Bei der Steuerung gibt es noch viel Schau- 
und Handarbeit zu erledigen. Doch insgesamt fällt mein Re-
sümee positiv aus: Mit viel Durchhaltevermögen funktioniert 
die Klimaneutralität in den eigenen vier Wänden. Die Elektri-
fizierung (Elektromobilität/Wärmepumpe) bekommt mit der 
Eigenversorgung neuen Schwung. Jeder kann auf diese Weise 
seinen Beitrag zu mehr Klimaneutralität leisten. Denn ich bin 
überzeugt, dass jeder im Privaten viel bewegen kann.“ Nach-
dem im Oktober 2023 noch die alte Gasheizung gegen eine 
Luft-Wasser-Wärmepumpe ausgetauscht wurde, zieht Fischer 
Bilanz: Diese hat einen COP (Coefficient of Performance) von 
4,72. Der Stromverbrauch liegt bei 218 kWh und die Thermi-
sche Energie beläuft sich auf 1.030 kWh. Bei seiner Rechnung 
nach Wirtschaftlichkeit und des Hausverbrauchs zieht er ein 
erfreuliches Fazit: Fischer hatte nicht nur Strom im Winter; 
sondern die Investitionskosten für PV, Wärmepumpe und die 
Heimladestation für das E-Auto haben sich mittlerweile schon 
amortisiert. Offen bleibt noch die Frage, wie jeder den hohen 
Stromverbrauch bei der Wärmeumwälzung im Bad einsparen 
kann. Aber eine mögliche Lösung kann Teil der Fortsetzung des 
Praxistestes in naher Zukunft sein. Auf jeden Fall lädt dieses 
positive Beispiel von Detlef Fischer zum Nachmachen ein. Copy 
and paste ist ausnahmsweise ausdrücklich erwünscht. HOF

WWW.VBEW.DE

Detlef Fischer
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Mit Strom durch den Winter – ein Erfahrungsbericht
DER WEG ZUR KLIMANEUTRALITÄT – EIN ERFOLGREICHES PRAXISBEISPIEL SUCHT NACHAHMER 

Mit gutem 
Beispiel voran

http://www.vbew.de
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Bei seiner Vorschau auf die Wärmeversorgung 2045 stellte 
Braun die Leistungen der unterschiedlichen Wärmepumpen-
kategorien und Einsatzgebiete gegenüber: Luft-Wasser, So-
le-Wasser und Abwärme. Dabei weisen die beiden letzteren 
Kategorien eine bessere Strombedarfsbilanz auf. Braun ist 
überzeugt, dass es in den nächsten 21 Jahren auf einen Energie-
trägermix ankomme, um den Endenergieverbrauch in Gebäu-
den, Industrie und Verkehr zu decken. Wie sich der Strommix 
zusammensetzt, ist von Tag zu Tag unterschiedlich, denn die Er-
zeugung erneuerbarer Energie hänge vom Wetter, der Tageszeit 
und von der Jahreszeit ab. Für sämtliche Vorhaben, egal ob der 
klimafreundliche Strom aus Wind- und Wasserkraft oder durch 
Wasserstoff oder der Sonne komme, sei es wichtig, frühzeitig 
die Bürger zu beteiligen. Denn nur mit einem „gemeinsamen 
Anpacken für die Energiewende“ gelinge die Transformation 
der Wärmeversorgung. 

Daher schlägt der VKU einen Energiewende-Fonds mit lokaler 
Ausprägung vor, um die Energiewende zu finanzieren. Dies hät-
te den Vorteil, dass die Klimaschutzziele bürgernah und vor Ort 
erreicht werden können. Energieunternehmen suchen private 
Investoren für ihre Vorhaben. Finden sie genügend Investoren, 
steuern Bund und Land noch weitere Finanzmittel bei. Der 

Staat und die privaten Investoren sind an dem erwirtschafteten 
Gewinn beteiligt, bis der Fonds nach Ende der Laufzeit zurück-
gezahlt wird. 

Neben der regionalen Koordination sei in der Kommunikation 
von Seiten der Kommunen, Versorger und Medien in Richtung 
der Bürger noch viel Luft nach oben. Es gelte doch die Menschen 
zu überzeugen und nicht durch negative Schlagzeilen in Medien 
zu verunsichern. Begriffe wie „Schock“, „Energie-Hammer“ 
oder „Klima-Reinfall“ bewirken das genaue Gegenteil. Dies 
veranschaulichte Braun anhand einer Bildschlagzeile vom 19. 
und 21. April 2024. Auslöser der Berichterstattung war eine 
Studie, die der VKU mit seinen 221 Mitgliedsunternehmen in 
Bayern und dem vbew in Auftrag gab. Hier sollten die Potenzia-
le von Wärmepumpen in Flüssen und Seen untersucht werden. 
Die Boulevardzeitung veröffentlichte den gleichen journalisti-
schen Artikel unter zwei unterschiedlichen Überschriften: „Un-
sere Flüsse können Gas und Öl ersetzen“ (19. April) und „Lösen 
unsere Flüsse unser Energieproblem?“ (21. April). Auf die Frage 
des Referenten, welche Überschrift das Publikum wählen wür-
de, um auch weniger Interessierte für die Energiewende zu 
gewinnen, fiel das Urteil einer Schnell-Umfrage eindeutig aus: 
Die Überschrift vom 19. April wäre der Gewinner, wenn das 
Gunzenhausener Publikum die Blattmacher wären, weil diese 
neutraler, sachlicher und weniger negativ sei. HOF

Wärmeversorgung 2045
DAS E-REZEPT FÜR DIE ENERGIEWENDE: MEHR NUTZUNG DER POTENZIALE VON GEO- UND AQUATHERMIE

GUNNAR BRAUN | VKU LANDESGRUPPE BAYERN – VERBAND KOMMUNALER UNTERNEHMEN E.V.

Derzeit stammt laut einer Analyse des Fraunhofer Instituts für Solare Energiesysteme (ISE) die Hälfte des täglich produzierten 
Stroms aus erneuerbaren Energiequellen. Aus der Solarenergie kamen 31,7 Prozent des Stroms, aus der Windenergie 23,9 Prozent 
und Wasserkraft lieferte 5,8 Prozent. Beim Umbau des Energiesystems werden nach Ansicht von Gunnar Braun, Geschäftsführer 
des Verbandes kommunaler Unternehmen (VKU) in Bayern, noch zu wenig die Potenziale aus Geo- und Aquathermie berücksichtigt. 
Nach seiner Ansicht könne hiermit der Großteil des bayerischen Wärmebedarfs abgedeckt werden. Bis zu 40 Prozent könne aus 
Tiefengeothermie abgedeckt werden, bis zu 60 Prozent mit oberflächennaher Geothermie nach Sanierung. Diese liefere Wärmee-
nergie und Klimakälte beispielsweise für Einfamilienhäuser, Bürogebäude, Schulen oder Werks- und Montagehallen. 

Überzeugen statt verunsichern

Gunnar Braun
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BAYERISCHES LANDESAMT FÜR UMWELT

Energie-Atlas Bayern:  Daten, Tools und Tipps zur Energiewende

W E I T E R F Ü H R E N D E  L I N K S

1. Oberflächennahe Geothermie https://tinyurl.com/3p9tk8p9

2. PV-Potenzial auf Dachflächen https://v.bayern.de/y2PJK

3. Planen Genehmigen von Freiflächen-PV  https://tinyurl.com/2n67hckr

4. Steckbrief Stromdaten                               https://tinyurl.com/4bwbnnmf

5. Kommunale Wärmeplanung                     https://tinyurl.com/mr2pay6x 

6. Recherchefunktion                                     https://tinyurl.com/4ye4p826

7. Mischpult                                                    https://tinyurl.com/3dnk3r4w

8. 3D-Analyse Wind und PV                        https://tinyurl.com/5n8zwrhr

  9. Gebietskulisse Windkraft                           https://tinyurl.com/4e27mydv

10. Wärmebedarfsdichte                                 https://v.bayern.de/FWNdL

11. iFrame-Funktion                                         https://tinyurl.com/3bvrd8bd

12. Heizungsvergleich                                       https://tinyurl.com/4h2bhbd6

13. Termine Sprechstunde                               https://tinyurl.com/tkxxs8bk

Der Energie-Atlas Bayern wird bereitgestellt vom Bayerischen Landesamt für Umwelt (LfU) 
und Landesamt für Digitalisierung, Breitband und Vermessung (LDBV) und finanziert vom 
Bayerischen Staatsministerium für Wirtschaft, Landesentwicklung und Energie (StMWi).

Energie-Atlas auf dem Mobiltelefon 

Der Energie-Atlas Bayern ist zentrale Anlaufstelle für Fragen 
zum Energiesparen, zur Energieeffizienz und zu erneuerbaren 
Energien. Interessierte finden schnell, kompakt und fachlich 
fundiert die gesuchten Informationen und Daten. Das Ange-
bot wird ständig weiterentwickelt – neu dabei sind unter an-
derem Potenzialdaten zu Photovoltaik auf Dachflächen und 
oberflächennaher Geothermie.

Oberflächennahe Geothermie: Potenziale für Bayern erkennen
Neue Karten1 zeigen die in Bayern nutzbaren geothermischen 
Potenziale für Erdwärmesonden, Erdwärmekollektoren und 
Grundwasserwärmepumpen. Sie unterstützen Kommunen, 
Bürgerinnen, Bürger und Unternehmen bei der Frage, ob und 
wie Geothermie die Wärmewende vor Ort voranbringen kann.
 
Photovoltaik auf Dachflächen: Sonnige Potenziale nutzen
Wie groß ist das Potenzial für Photovoltaik2 auf bayerischen 
Dächern? Im Energie-Atlas Bayern sind nun Daten wie Po-
tenzial, Ausbaustand und Ausbaugrad für Regierungsbezirke, 
Landkreise und Gemeinden in Bayern ersichtlich. Die Poten-
ziale wurden auf Basis einer genaueren Datengrundlage neu 
erhoben und eignen sich ideal als lokale Planungsgrundlage. 

Freiflächen-Photovoltaik: Planung und Genehmigung meistern
Freiflächen-Photovoltaikanlagen unterliegen gesetzlichen 
Vorschriften auf Bundes- und Landesebene. Die neue „The-
menplattform für das Planen und Genehmigen von Freiflä-
chen-Photovoltaikanlagen“3 bündelt daher die geltenden 
rechtlichen Rahmenbedingungen und unterstützt mit weite-
ren Hinweisen.

Steckbrief Stromdaten: Für jeden Ort in Bayern verfügbar
Der „Steckbrief Stromdaten“4 fasst Informationen zu Stromver-
brauch und Stromerzeugung aus erneuerbaren Energien kom-
pakt auf einer Seite zusammen und zeigt den Ausbau vor Ort in 
den letzten zehn Jahren. Die übersichtliche grafische Darstellung 
kann hervorragend für die Kommunikation genutzt werden. 

Kommunale Wärmeplanung: 
Die Herausforderung schaffen
Die Wärmeplanung ist in den kommenden Jahren eine der zen-
tralen Herausforderungen in Kommunen. Auf der Seite „Kom-
munale Wärmeplanung“5 gibt es nützliche Tipps und Infos für 
die nächsten Schritte sowie Hinweise auf unterstützende Ange-
bote des Energie-Atlas Bayern. 

Der Kartenteil: 
Daten zur Energiewende in Bayern finden und verstehen
Der Kartenteil des Energie-Atlas Bayern enthält über 200 digi-
tale Info-Karten und rund 800.000 Erneuerbare-Energien-Anla-
gen. Er bietet damit ideale Voraussetzungen für den schnellen 
Überblick und intensive Recherchen.

Weitere Angebote des Energie-Atlas Bayern im Überblick: 
• Eine räumliche und zeitliche Recherchefunktion6 durchsucht die in den 

Karten dargestellten Daten nach verschiedenen Kriterien und bietet die 
Möglichkeit zum Daten-Download.

• Das Tool Mischpult7 zeigt den aktuellen Stand der Energieerzeugung aus 
erneuerbaren Energien an. Interessierte erfahren, wie groß der Anteil 
erneuerbarer Energien am aktuellen Stromverbrauch bzw. Wärmebe-
darf ist und welche Potenziale vorhanden sind.

• Das Tool 3D-Analyse Wind und PV 8  visualisiert, wie neue Windenergie- 
und Photovoltaik-Freiflächenanlagen in der Landschaft wirken würden.

• Die Gebietskulisse Windkraft9 weist bayernweit Flächen aus, in denen 
die Nutzung von Windenergie unter Berücksichtigung von Umweltas-
pekten voraussichtlich möglich ist. 

• Die Karte zur Wärmebedarfsdichte10 zeigt grob auf, wo hohe Wärme-
dichten vorliegen und wo gegebenenfalls zentrale Wärmeversorgungen 
eine geeignete Alternative zu dezentralen Heizsystemen darstellen.

• Mit der praktischen iFrame-Funktion11 können individuell zusammenge-
stellte Karten auf der eigenen Webseite eingebunden werden. 

• Der „Heizungsvergleich“12 erleichtert die Suche nach der passenden 
Heizung und berücksichtigt nun auch die Vorgaben des Gebäudeener-
giegesetzes.

Online-Sprechstunde
Das Team des Energie-Atlas Bayern beantwortet regelmäßig 
Fragen zum Portal. Die nächsten Termine13 finden Sie unter Ak-
tuelles auf der Startseite. 

3D-Analyse Wind und PV

A D V E R T O R I A L

https://tinyurl.com/3p9tk8p9
https://v.bayern.de/y2PJK
https://tinyurl.com/2n67hckr
https://tinyurl.com/4bwbnnmf
https://tinyurl.com/mr2pay6x
https://tinyurl.com/4ye4p826
https://tinyurl.com/3dnk3r4w
https://tinyurl.com/5n8zwrhr
https://tinyurl.com/4e27mydv
https://v.bayern.de/FWNdL
https://tinyurl.com/3bvrd8bd
https://tinyurl.com/4h2bhbd6
https://tinyurl.com/tkxxs8bk
https://tinyurl.com/3p9tk8p9
https://v.bayern.de/y2PJK
https://tinyurl.com/2n67hckr
https://tinyurl.com/2n67hckr
https://tinyurl.com/2n67hckr
https://tinyurl.com/4bwbnnmf
https://tinyurl.com/mr2pay6x
https://tinyurl.com/mr2pay6x
https://tinyurl.com/2p8xbbwy
https://tinyurl.com/3dnk3r4w
https://tinyurl.com/5n8zwrhr

https://tinyurl.com/4e27mydv

https://v.bayern.de/FWNdL
https://tinyurl.com/3bvrd8bd
https://tinyurl.com/4h2bhbd6
https://tinyurl.com/tkxxs8bk


Den Kommunen kommt bei diesem Ausbau der Windenergie 
eine große Bedeutung zu: Sie können geeignete Flächen für 
Windräder ausweisen und stehen mit den Menschen vor Ort im 
ständigen Dialog. Sie können vermitteln, weshalb der Ausbau 
der Windkraft so bedeutsam ist und durch frühzeitges Handeln 
und kluge Konzepte erreichen, dass die Menschen vor Ort auch 
wirtschaftlich von Windenergieanlagen profitieren. 

Deswegen bietet die Wissensplattform Wind der bayerischen 
Landesagentur für Energie und Klimaschutz (LENK) im Baye-
rischen Landesamt für Umwelt mit ihren Leitfäden und Infor-
mationen rund um Windenergie den Städten und Gemeinden 
im Freistaat wertvolle Hilfestellungen und viele Unterstüt-
zungsangebote.

Von Artenschutz über Finanzierung bis zu Waldrecht finden 
Interessierte auf der Wissensplattform Wind fundiert recher-
chierte und fachlich geprüfte Beiträge zu zahlreichen Aspekten 
der Windenergie – dabei immer im Fokus: die Situation in Bay-
ern und landesrechtliche Regelungen. 

Die Themenplattform „Planen und Genehmigen“ bündelt alle 
in Bayern maßgeblichen ergänzenden Verwaltungsvorschriften 
und sonstigen Hinweise. Auch gibt es hier wichtige ministeriel-
le Hinweis- und Vollzugsschreiben zum Herunterladen. Raum- 
ordnung und Regionalplanung werden ebenso thematisiert 
wie immissionsschutzrechtliche Genehmigungsverfahren und 
steuerliche Aspekte des Betriebs von Windenergieanlagen.

Wie Städte und Gemeinden Windkraftprojekte erfolgreich 
umsetzen und begleiten können, das erläutert der Ab-
schnitt Windenergie in Kommunen. Neun Module zeigen 
anschaulich den Weg von den ersten Schritten des Projekts 
bis zum fertigen Windpark. Kommunale Entscheidungsträ-
ger bekommen wichtige Informationen zu:

• Regionalplanung
• Kommunale Zielklärung
• Flächensicherung
• Interessenbekundungsverfahren
• Projektentwicklung und Genehmigungsverfahren
• EEG-Ausschreibung und Stromvermarktung
• Finanzierung und finanzielle Teilhabe
• Bau des Windparks
• Betriebsphase des Windparks

Praktische Tipps für Ver- 
waltungsangehörige ge-
ben die Leitfäden der 
Landesagentur für Ener-
gie und Klimaschutz, die 
auf der Wissensplattform Wind zum Download angeboten wer-
den. Diese Leitfäden fassen auf wenigen Seiten die wichtigsten 
Aspekte eines Themas zusammen und geben Ratschläge für die 
Praxis. So findet sich hier zum Beispiel eine Argumentationshil-
fe für die Windenergie, die kommunale Entscheidungsträge-
rinnen und Entscheidungsträger sowie Verwaltungsangestellte 
bei der Vorbereitung auf Dialogveranstaltungen zu Windener-
gieprojekten auf kommunaler Ebene unterstützt. Auch kommu-
nale Entscheidungsträgerinnen und Entscheidungsträger, die 
sich über die praktische Umsetzung von kommunalem Flächen-
pooling informieren möchten, werden hier fündig.

Die Wissensplattform Wind ist Teil des Energie-Atlas Bayern, 
dem Internetportal der Bayerischen Staatsregierung zur Ener-
giewende und zu Energiesparen, Energieeffizienz und erneuer-
baren Energien. Der Energie-Atlas Bayern bietet Anwendungen 
sowie digitale und interaktive Karten mit denen für ganz Bayern 
wichtige Daten abrufbar und vielfältig kombinierbar sind. So ist 
zum Beispiel die Gebietskulisse Wind eine wichtige Planungs-
grundlage für ein Windenergievorhaben. Neben der Windkraft 
sind die Themenfelder Biomasse, Wasserkraft, Solar, Abwärme 
weitere Rubriken zu denen Interessierte viele Fachartikel, Leit-
fäden und Publikationen finden. 

Den Kommunen, die bei sich ein Windenergie-Projekt umset-
zen und Hilfe vor Ort brauchen stehen die Windkümmerer 
zur Seite, die von der bayerischen Landesagentur für Energie 
und Klimaschutz koordiniert werden. Diese bieten seit 2020 
den Kommunen kompetente und zielorientierte Beratung und 
begleiten Sie auf Ihrem Weg hin zur regionalen Windenergie. 
Aktuell gibt es noch freie Plätze in dem Programm Windküm-
merer 2.0: Interessierte Städte und Gemeinden können sich 
noch bewerben.

DIE WISSENS- UND THEMENPLATTFORM WIND FINDET SICH UNTER: 
www.energieatlas.bayern.de/thema_wind

WEITERE INFORMATIONEN UND ANMELDUNG ZUM  
PROGRAMM WINDKÜMMERER GIBT ES AUF: 
www.lenk.bayern.de/themen/energiewende/windkuemmerer_kommunen

Die Energiewende voranbringen: Das wollen viele Städte und Gemeinden in Bayern. Dank 
überarbeiteter 10H-Regelung und dem Wind-an-Land-Gesetz des Bundes hat der Ausbau der 
Windenergie im Freistaat neuen Schwung bekommen.

Windenergie in Kommunen

So können Städte und Gemeinden 
erfolgreich Windkraft-Projekte umsetzen

Der Ausbau der Windenergie in Bayern ist ein wichtiger Beitrag zu einer sicheren und CO2-neutralen Energieversorgung: 
Kommunen können durch frühzeitige Planung und kluges Handeln Akzeptanz und Wertschöpfung vor Ort erreichen. 

LENK

Bei der Planung und dem Bau von Wind- 
energieanlagen gibt es vieles zu beachten:  

Die Leitfäden der Landesagentur für Energie  
und Klimaschutz geben Kommunen  

nützliche Hilfestellungen.

Bi
ld

er
: L

EN
K
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http://www.energieatlas.bayern.de/thema_wind
http://www.lenk.bayern.de/themen/energiewende/windkuemmerer_kommunen
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Eine Strommarktanalyse. 
Erlöse für Photovoltaik-Freiflächenanlagen 
und die finanzielle Beteiligung der Kommune
GEMEINDEN STEHEN UNTER STROM – ALLES ANDERE ALS DIE SONNENSEITE

MARTIN STROBL | BAYERISCHE LANDESANSTALT FÜR LANDWIRTSCHAFT (LFL) – INSTITUT FÜR AGRARÖKONOMIE (IBA)

Stromerzeugung aus Windkraft und Photovoltaik nimmt im Freistaat Bayern zu. So lag laut des Bayerischen Landesamtes für 
Statistik die Bruttostromerzeugung im Jahr 2022 bei 40.209 GWh aus Erneuerbaren Energieträgern. In seiner Strommarktanalyse 
stellte Martin Strobl den finanziellen Ertrag von PV-Anlagen für die Kommunen dar. 

Strobl, der bei der Bayerischen Landesanstalt für Landwirtschaft 
die Arbeitsgruppe Ökonomik der regenerativen Energien leitet, 
sieht vor allem in den negativen Spotmarktpreisen und den ak-
tuellen Stromvergütungen die größte Herausforderung für die 
bayerischen Kommunen: „Die Kommunen sind nach dem § 2 des 
EEG-Gesetzes in der Pflicht. Demnach liegen die Errichtung und 
der Betrieb von Anlagen im überragenden öffentlichen Interesse. 
Die Herausforderung besteht darin, dass man meistens dann ein-
speisen kann, wenn alle anderen auch einspeisen. Aufgrund des 
Überangebots an Strom auf dem Markt hat dies zumeist einen ne-
gativen Spotmarktpreis an der Strombörse zur Folge. Dieser nega-
tive Strompreis hat den Effekt, dass die Förderung nach dem EEG 
aussetzt. Wer bei negativen Marktpreisen Strom einspeist, erhält 
keine Erlöse, sondern muss für seinen eingepreisten Strom letzten 
Endes bezahlen. Zudem ist der Marktpreis hoch spekulativ.“

Nach Berechnungen des Bayerischen Wirtschaftsministeriums 
wird im Freistaat täglich jeder fünfte Hektar neu beanspruchter 
Fläche für Freiflächenphotovoltaik verwendet. Im letzten Jahr 
konnte das Ministerium für eine bessere Vereinbarkeit aus Land-
wirtschaft und Umweltschutz bereits einen kleinen Erfolg erzielen. 
Bislang musste eine PV-Anlage komplett umzäunt werden. Dies hat-
te für die Wildtiere zur Folge, dass wichtiger Lebensraum verloren 
geht. Im Jahr 2023 verständigte sich das Wirtschaftsministerium 
mit der Versicherungswirtschaft, dass künftig ein Durchschlupf für 
Wildtiere in Rehgröße in die Zaunanlagen rund um eine PV-Freiflä-
che eingebaut werden kann. Eine entsprechende Veränderung der 
bisherigen Vorgaben für die Gemeinden in der Bauleitplanung soll 
erfolgen. Positiv sind die vielen Bürgerbeteiligungen auf kommu-

naler und regionaler Ebene, die sich zu genossenschaftlich organi-
sierten Energieproduzenten zusammenschließen und somit einen 
wichtigen Beitrag beim Gelingen der Energiewende leisten.
  
Neben den verschiedenen Akteuren und der Vereinbarkeit von Ar-
tenschutz und Energiewende haben die Gemeinden ein Interesse, 
dass sich eine PV-Freifläche auch lohnt. Um den negativen Spot-
marktpreisen entgegenzuwirken, schlägt Strobl eine Garantiever-
gütung vor: „Es braucht mehr Flexibilität für den Erzeuger, um die 
negativen Strompreise zu verhindern. Die Politik muss sich mehr 
Gedanken machen, wie auch bei einem Stromüberschuss vergütet 
wird. Denn eines steht fest: Der weitere Ausbau der Erneuerbaren 
Energien hat einen weiter sinkenden Preis zur Folge. Aktuell gibt es 
in den Zeitfenstern negativer Preise für die Kommunen, die gerade 
in die Errichtung einer neuen EE-Anlage investiert haben, nichts zu 
verdienen. Es muss etwas unternommen werden, dass auch neue 
Anlagen eine Förderung erhalten. Denn nach den Vergütungsre-
geln der EEG-Novelle liegen bei Erstinbetriebnahme einer Solar-
anlage ab Februar 2024 die Fördersätze bei 4,9 Cent / kWh.“ HOF

Kommunen in der Pflicht: 
Errichtung und Betrieb von Anlagen  
im überragenden öffentlichen Interesse

Bild: Andreas Gücklhorn auf Unsplash

Martin Strobl

Reinhard Kofler, RIWA, (r.) im Gespräch mit Fachbesuchern

Schritt für Schritt zum Erfolg
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Das Projekt „Riverscape Lower Inn“ 
wird durch das LIFE-Programm 

der Europäischen Union gefördert. 
(LIFE 19 NAT/DE/000087)

Seit über zwei Jahrhunderten hat der Mensch den Verlauf des Inn gemäß 
seinen Anforderungen geformt. Das LIFE-Projekt „Riverscape Lower Inn“ 
dient der Erreichung wesentlicher Ziele der Fauna-Flora-Habitat-Richt-
linie und der Vogelschutzrichtlinie der Europäischen Union im Rahmen 
des Natura 2000 Programms. Dafür werden ökologische Maßnahmen zur 
Entwicklung der Flusslandschaft entlang des Unteren Inns zwischen der 
Salzachmündung und Schärding umgesetzt. Ein zentraler Schwerpunkt 
liegt auf der Stärkung der Fischpopulation, wobei neben neuen Wander-
korridoren auch Lebensraum für Vermehrung und Aufwuchs von Jung-
fischen geschaffen wird.

www.life-riverscape-lower-inn.eu/de

Gemeindezeitung_Riverscape_210x297mm.indd   1Gemeindezeitung_Riverscape_210x297mm.indd   1 13.05.24   12:4613.05.24   12:46

https://www.life-riverscape-lower-inn.eu/de
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JULIANE HAUSKRECHT |  CON|ENERGY CONSULT GMBH

Digitale Werkzeuge und interkommunale 
Kooperation: eine Antwort auf die neue 
Daueraufgabe Wärmeplan
Für die Wärmeplanung braucht es ein leistungsstarkes IT-Werkzeug , wie z.B. einen echtdaten- 
basierten digitalen Zwilling. Mit diesem Simulationstool für die Wärmeversorgung können 
aussagefähige Wärmepläne erstellt werden. Juliane Hauskrecht, Geschäftsführerin von 
con|energy consult GmbH, berichtete über den Einsatz der eigenen Simulationssoftware 
simergy bei zahlreichen kommunalen Projekten wie z.B. für Regionen in Brandenburg 
oder in Städten wie Lübeck oder Berlin. 

Juliane Hauskrecht

PASCAL LANG |  EGIS  EG

Energiedorf Bundorf – Energiewende ganzheitlich gedacht

Mit dem Genossenschaftska-
pital der Mitglieder hat die 
EGIS eG bisher annähernd 30 

Projekte deutschlandweit umgesetzt, darunter vor allem zahl-
reiche Photovoltaik-Anlagen wie etwa die PV-Lärmschutzwand 
in Neuötting, den Bürgersolarpark im unterfränkischen Re-
ckertshausen mit seinen innovativen Großspeichern oder die 
Bürgersolaranlagen Unterdietfurt bzw. Frankenthal.

Der im September 2023 ans Netz gegangene PV-Park im un-
terfränkischen Bundorf ist der größte zusammenhängende 
Solarpark in Bayern. Etwa ein Drittel der 125 Megawatt gro-
ßen Erneuerbaren-Energien-Anlage wurde in Bürgerhand 
realisiert. Der Solarpark erzeugt rund 131 Milliarden Kilowatt-
stunden Strom jährlich. Rechnerisch kann er damit den Ener-
giebedarf für private Haushalte des gesamten Landkreises 
Haßberge und darüber hinaus decken. Die Freiflächen-Solar-
anlage in Bundorf umfasst eine Fläche von 125 Hektar. Mehr 
als 232.000 Photovoltaikmodule wandeln dort die Energie der 
Sonne in erneuerbaren Strom um. 

Die Anlage spart jährlich rund 91.000 Tonnen CO2 ein. Das ent-
spricht etwa der Summe an Klimagasen, die 8.000 Personen 
in Deutschland im Jahr verursachen. In Bundorf leben etwa 
900 Menschen. Rechnerisch können mit dem regenerativen 
Strom des Solarparks knapp 40.000 Vier-Personen-Haushalte 
versorgt werden. 

Die Idee vom EGIS-Energiedorf entstand im Herbst 2020. Be-
reits im Oktober 2022 begann der Bau des Solarparks. 2023 
wurde in Bundorf das Fernwärmenetz errichtet. Das Fern-

wärmesystem der EGIS eG besteht aus einer Heizzentrale mit 
Großwärmepumpe, einem Biomassekessel, einem Warmwas-
serspeicher sowie dem über 1.600 Meter langen Leitungsnetz.

Gleichzeitig wurde in Bundorf und in seinen umliegenden 
Ortsteilen eine E-Ladeinfrastruktur, versorgt aus dem 100 Pro-
zent ökologischen EGIS-Strom-Tarif, realisiert. E-Autofahrer 
können ihre Fahrzeuge mit grünem Strom aufladen. So ent-
steht ein nachhaltiger Wertschöpfungskreislauf in der Region. 

„Das Konzept der Bundorfer Anlage ist einmalig in Deutsch-
land. Bisher wurde die Leistung von Energiewendeprojekten 
nicht ganzheitlich ausgeschöpft. Mit dieser Anlage beweisen 
wir, dass man Solaranlagen sektorenübergreifend denken 
kann und sollte“, hob Lang hervor. 

„Finanziert von vielen Bürgerinnen und Bürgern, Stiftungen, 
Vereinen und Kommunen aus ganz Deutschland investieren 
wir in die Energieversorgung der Zukunft.“ DK

Das EGIS-Team

Pascal Lang

Die EGIS-Energie ist eine EnergieGenossenschaft, die von Bürgerinnen und Bürgern, Kommunen 
und Unternehmen in der Region Inn-Salzach sowie deutschlandweit gegründet wurde. Sie ist 
überzeugt, dass die Energiewende in Deutschland in erster Linie von Bürgern umgesetzt werden 
sollte. Seit ihrer Gründung 2013 zählt die EGIS eG mittlerweile 2.485 Mitglieder, darunter 27 
Kommunen, und gehört somit zu einer der größten EnergieGenossenschaften in Deutschland. 
Sie beteiligt sich an Projekten zur Erzeugung Erneuerbarer Energie unter Berücksichtigung einer 
landschafts- und umweltverträglichen Gestaltung. „Bei uns steht Nutzen- vor Gewinnmaximie-
rung“, erläuterte Vorstandsvorsitzender Pascal Lang.
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Wir unterstützen
Ihr Vorhaben mit unserem
Netzwerk vor Ort.

VSB ist Ihr regionaler Partner:
• Akzeptanzfördernde Projektentwicklung
• Individuelle Energielösungen
• Energieparkmanagement

 
 

www.vsb.energy

VSB Neue Energien Deutschland GmbH 
Regionalbüro Regensburg 
Bischof-von-Henle-Str. 2a, 93051 Regensburg
0941 298375 122 | bayern@vsb.energy

Gestalten Siemit uns dieEnergiezukunft in Bayern.

Mithilfe eines Simulationsalgorithmus bildet das Tool 
die Heizstruktur im Zeitverlauf ab. Die Software ist ein 
digitaler Zwilling, der für die Gebietskörperschaften, 
Energieversorger oder Netzbetreiber in die Zukunft 
blickt. Denn die Software errechnet die belastbare 
Grundlage für die Transformation in eine klimaneutra-
le und dekarbonisierte Zukunft und bildet diese visuell 
in Karten ab. Alle Beteiligten erhalten ein virtuelles, de-
tailliertes Abbild des lokalen Wärmemarktes, wie dieser 
sich in einem bestimmten Gebiet entwickeln wird. Diese 
Berechnung dient als ein wichtiges Fundament für eine 
integrierte und datengesteuerte Wärmeplanung. Die Si-
mulation beinhaltet z.B. Informationen darüber, welche 
Gebäude bereits energetisch saniert wurden. Vorteil 
dieses digitalen Zwillings ist es, dass dieser modular 
aufgebaut ist und individuell auf das jeweilige geogra-
phische Gebiet angepasst werden kann. Mit diesem 
Status-Quo erhält jede Kommune einen umfassenden 
Überblick über die aktuelle Versorgungssituation (Ge-
bäude, Netze, Verbrauch) und die Bevölkerung eine Hil-
festellung bei ihrer langfristigen Energieplanung. Denn 
die digitale Lösung bietet eine Prognose hinsichtlich 
Energieträger nach dem örtlichen Gebäudebestand und 
den Jahreszeiten und kann im Voraus berechnen, wann 
eine Überhitzung der Stadt wahrscheinlich ist oder eine 
Verkehrsüberlastung eintreten wird. Im nächsten Schritt 
könnten dann mögliche Lösungen auf Praxistauglichkeit 
untersucht werden.  

Als Praxisbeispiel schilderte Hauskrecht ihre Erfah-
rungen über den, für das Land Brandenburg ab 2022  
erstellten Wärmekataster, einer flächendeckenden 
Bestands- und Potenzialanalyse. Dieses kartografische 
Verzeichnis von bestehenden Wärme- und Kältequel-
len/-senken sowie über die Netzinfrastruktur hat 
con|energy im vergangenen August 2023 abgeschlos-
sen. Basierend auf verfügbaren Daten zur Gebäudegeo-
metrie und Gebäudenutzung, genutzter Energieträger 
sowie Informationen zu Gas- und Fernwärmenetze 
kann nun eine Abschätzung des Wärmebedarfs und 
Endenergieverbrauchs erfolgen. Für Bayern könne sich 
Hauskrecht eine interkommunale Kooperation sehr 
gut vorstellen, in der sich Landkreise und Gemeinden 
zusammenschließen. Denn ein digitales Abbild der ei-
genen Kommune stelle eine enorme Unterstützung bei 
Infrastruktur- und Ressourcenplanung sowie beim The-
ma Nachhaltigkeit dar. 

„In Bayern braucht es aber hierfür eine vollumfängli-
che Erfassung, Georeferenzierung und Abbildung der 
Wärme- und Kältequellen des Bundeslandes genauso 
wie Informationen über Wärme- und Kältenetz“, so 
Hauskrecht. „Sobald der Freistaat final entschieden 
hat, die Kommunen als planungsverantwortliche Stel-
len für die Wärmeplanung zu benennen und ein valider 
Datensatz vorliegt, könnten wir eine bayerische Lösung 
in Angriff nehmen. Die Vorteile eines einheitlichen und 
gemeindeübergreifenden Organisierens liegen auf der 
Hand, ansonsten sind die Wärmenetze in Zukunft so 
löchrig wie ein Schweizer Käse. Doch im Freistaat fehlt 
bis jetzt die landesrechtliche Umsetzung.“ HOF

Sonderdruck       Bayerische GemeindeZeitung              20. Juni 2024

Praxisbeispiel:
Wärmekataster Land Brandenburg

https://www.vsb.energy/de/de/startseite/
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DR.  SYLKE SCHLENKER-WAMBACH |  ENERGIE SCHWABEN GMBH

Kommunale Wärmeplanung – Lösungen von energie schwaben
Die kommunale Wärmeplanung wird zum Dreh- und Angelpunkt der Energiewende auf kommunaler Ebene. CO2-Ausstoß 
senken, Energie sparen und erneuerbare Quellen ausbauen: „energie schwaben unterstützt Kommunen in ihrer Region bei 
der Planung und Umsetzung von nachhaltigen und zukunftssicheren Wärmekonzepten“, stellte Dr. Sylke Schlenke-Wambach, 
Kommunalkundenmanagement energie schwaben, fest.

Mit Hilfe unterschiedlicher Daten erlaubt die kommunale 
Wärmeplanung, viele verschiedene Aspekte in der Ortsent-
wicklung nebeneinanderzulegen und in einem größeren Zu-
sammenhang zu betrachten. Städte und Gemeinden nehmen 
dabei eine zentrale Rolle ein.

Als regionaler Energiedienstleister ist energie schwaben Ex-
perte auf dem Gebiet der Energiezukunft und bietet alles aus 
einer Hand: Von der Bestandsanalyse bis zur Kalkulation und 
Umsetzung geeigneter Maßnahmen. Das entlastet die Verwal-
tungen, aber auch Bürger und Bürgerinnen. Denn mehr Klima-
schutz durch eine effiziente Energieversorgung bedeutet auf 
längere Sicht weniger finanzielle Belastung für alle.

Erster Schritt und Grundlage für den Handlungsplan ist die 
Bestandsanalyse. Aktuelle Daten liefern zum Beispiel Katas-
terämter, Open Source Quellen und andere Geoinformations-
systeme. Für jedes einzelne Gebäude können damit Bedarf 
und Einsparpotenzial ermittelt werden. Darauf folgt die Po-
tenzialanalyse: Gibt es Biogasanlagen im Umkreis? Welche 
Flächen eignen sich für Photovoltaik- oder Windenergieanla-
gen? Gibt es Firmen, deren Abwärme genutzt werden kann? 
Aus den Daten der Analysen wird ein Zielszenario entwickelt: 
Welche Ergebnisse wollen wir in welchem Zeitraum erreichen? 
Und schließlich entwickelt die Kommune eine Wärmewen-
destrategie, in der geeignete Umsetzungsmaßnahmen bereits 
festgelegt sind: Heizungstausch, Netzausbau, ÖPNV stärken, 
Ladestationen für Elektroautos errichten und vieles mehr – 
maßgeschneidert auf die Bedarfe der Gemeinde.

Besonders in kleinen Kommunen im ländlichen Raum gibt es 
laut Schlenker-Wambach spezifische Herausforderungen, die 
es zu bewältigen gilt. 

Dazu zählen: 

• Große Fläche mit geringer Einwohnerzahl, viele Ortsteile,  
dazwischen land- und forstwirtschaftliche Flächen

• Individuelle Interessen und direkte Involvierung der  
Akteure vor Ort (Landwirte, Unternehmer usw.)

• Hoher Anteil an Selbstversorgung (Holz, PV usw.)
• Wenig Industrie und direkte Abwärmepotenziale
• Geringe Wärmeliniendichte
• Viel Fläche für Erzeugungsanlagen,  

lange Zuleitungen mit hohen Kosten
• Begrenzte Ressourcen an Geld und Personal, 

teilweise auch in VGs gebündelt.

„Die Wärmewende auf dem Land ist nur mit der Bevölkerung 
umsetzbar und erfordert das ganze Spektrum an Lösungen“, 
machte die Referentin deutlich. Klimaschutzziele ließen sich 
am besten im Dialog erreichen. energie schwaben erarbeitet 
umsetzbare Vorschläge und Innovationen und entwickelt ge-
meinsam mit den Kommunen die Wärmeplanung, die optimal 
zur Vor-Ort-Situation passt. Dies ermittelt das Team von Syl-
ke Schlenker-Wambach im Rahmen der Vorarbeiten für den 
kommunalen Wärmeplan. 

Kapazitäten für eine künftige Wärmeversorgung sieht Schlen-
ker-Wambach in räumlich verorteten Potenzialen zur Nutzung 
Erneuerbarer Wärme, in der potenziellen Wärmebedarfssen-
kung durch energetische Sanierung, in räumlich verorteten 
Potenzialen für Abwärme (Industrielle/kommunale Abwär-
me-Quellen) und für die Nutzung Erneuerbarer Energien 
(insbesondere Wind und PV) sowie im GTP-Gastransforma-
tionspfad (H2). DK

Dr. Sylke Schlenker-Wambach

V.l.: Walter Albrecht, Detlef Fischer, Dr. Sylke Schlenker-Wambach, Tanja Erb
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Wassersto�  – 
der klimaneutrale 
Alleskönner
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Wassersto�  – 
der klimaneutrale 

Wir machen 
das Gasnetz 
fi t für grünen 
Wassersto� 

ANDREAS LEDERLE |  ERDWÄRME GRÜNWALD GMBH

Geothermie in Bayern – so gelingt’s!

Andreas Lederle

Geothermie birgt ein enormes Potenzial für einen relevanten Beitrag der grü-
nen Wärmewende. „In Bayern und ganz Deutschland liegt hydrothermisches 
und petrothermisches Potenzial direkt unter unseren Füßen. Im Gegensatz 
zu anderen erneuerbaren Energien wie Wasserkraft oder Solar- und Wind- 
energie steht die Erdwärme, unabhängig von Tages- und Jahreszeit und von 
den meteorologischen Gegebenheiten, immer zur Verfügung. Erdwärme ist 
daher eine ständig verfügbare, heimische, krisensichere und umweltfreund-
liche Energiequelle“, unterstrich Andreas Lederle.

Tiefengeothermie stabilisiert sich als Strom- und Wärmeer-
zeuger. Im Jahr 2022 hatte die tiefe Geothermie einen Anteil 
von 0,3 Prozent an der bayernweiten Bruttostromerzeugung, 
wobei rund 176 Mio. kWh Strom erzeugt wurden. Zur Wär-
meerzeugung trug sie mit 1.140 Mio. kWh rund 0,6 Prozent 
bei. Die Wärmeerzeugung aus Geothermie hat sich seit 2012 
mehr als verdreifacht.

Die energetische Nutzung konzentriert sich in Bayern auf das 
Molassebecken südlich der Donau. Hier steht mit dem Malm 
der potenziell ergiebigste Thermalgrundwasserleiter Bayerns 
zur Verfügung. Lederle zufolge beträgt die technisch gewinn-
bare Wärmeenergie durch Tiefengeothermie für Temperaturen 
über 80 Grad 8.929 MW, was einer 45-prozentigen Deckung des 
Bayerischen Wärmebedarfs entspreche.

Im Oktober 2008 sicherte sich die Gemeinde Grünwald die 
Geothermiequelle in Laufzorn in der Nachbargemeinde 
Oberhaching und brachte das Projekt der Erdwärme Grün-
wald auf den Weg. Ein 100 Prozent kommunales Energiever-
sorgungsunternehmen, das auf die heimische, regenerative 
Energie Geothermie setzt. Die Erfahrungen der Erdwärme 
Grünwald GmbH der vergangenen fast 20 Jahre sind nach 
Angaben des Geschäftsführers umfassend: „Die größten He-
rausforderungen waren und sind Genehmigungsverfahren, 
Fündigkeitsrisiken, lange Projektphasen und die täglichen 
Anforderungen an einen reibungslosen Betrieb.“   

Im Spätsommer 2009 war Bohrbeginn in Laufzorn. Im August 
2010 starteten die Arbeiten zum Bau des Grünwalder Fern- 
wärmenetzes, seit Oktober 2011 fließt Wärme an Haushalte, 
Unternehmen und kommunale Einrichtungen in Grünwald. 
Bereits Ende 2017 war das Fernwärmenetz fertig erstellt 

Praxisbeispiel Grünwald

https://www.energie-schwaben.de/
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und konnte bis 2023 auf rund 110 Kilometer ausgebaut 
werden. Aktuell sind über 3.500 Haushalte, Gewerbe und 
öffentliche Gebäude an die geothermische Fernwärme an-
geschlossen. Zusätzlich produziert die EWG seit Ende 2014 
in ihrem ORC-Kraftwerk grünen Strom und speist ihn ins öf-
fentliche Stromnetz ein.

Südlich des bestehenden Standorts „Laufzorn I“ soll nun 
das Großprojekt „Laufzorn II“ realisiert werden. Geplant ist  
ein weiterer Standort zur Wärmeversorgung mit vier Bohrun-
gen (Doppeldublette). Eine Erweiterung auf sechs Bohrungen 
ist nachträglich möglich. Der Bau des Bohrplatzes ist für das 
zweite Halbjahr 2024 vorgesehen. Das „Laufzorn II“-Projekt 
ist Teil des Großvorhabens „Perlenschnur“, einem überregio-
nalen geothermischen Wärmeverbund, an dem die EWG in 
Kooperation mit den Stadtwerken München arbeitet. 2025 
soll der Baubeginn für das Geothermie Heizkraftwerk „Lauf-
zorn II“ erfolgen.

2020 hat die Erdwärme Grünwald mit weiteren Geother-
mie-Unternehmen die Initiative „Wärmewende durch Geother-
mie“ ins Leben gerufen. Unterstützer sind Unternehmen der 
Bau- und Zulieferindustrie, Verbände und Forschungsinstitute 
sowie kommunale und private Energieversorgungsunterneh-
men. Ziel dieses Zusammenschlusses ist die Verbreitung von 
Geothermie als Wärmelieferant zu fördern und das Wissen und 
die Erfahrungen der Kooperationspartner einfach und transpa-
rent weiterzugeben. 

Aus Lederles Sicht muss das Augenmerk nun darauf liegen, 
verantwortliche Umsetzungseinheiten aufzubauen, zeitna-
he Forschungsprojekte zu fördern, bürokratische Hürden für 
Genehmigungsprozesse abzubauen, ein Geothermie-Erschlie-
ßungsgesetz zu erlassen, das Förderumfeld zu verbessern, 
günstige Projektbedingungen zu schaffen und Finanzierungsin-
strumente für Kommunen bereitzustellen. Wichtig sei letztlich 
ein klares Bekenntnis der Staatsregierung zum umfassenden 
Einstieg in die Geothermie als Vertrauens- und Investitions-
grundlage für die Bevölkerung, die Kommunen und die Geo-
thermie-Branche. DK

Kooperation mit Stadtwerken München

Das Ziel der CO2-Neutralität wird nur mit der Nutzbarma-
chung verschiedener Energieformen, der energetischen Sa- 
nierung der Bestandsgebäude und mit Geoinformations- 
daten bei der Energieplanung gelingen. Auf dieses Erfolgstrio 
legen Reinhard Kofler (RIWA GmbH) und Klaus Gottschalk 
(netCADservice GmbH) den Fokus bei ihrem schwäbisch- 
oberbayerischen Doppelvortrag. Die RIWA GmbH hat ihren 
Firmensitz in Kempten, netCADservice in Freilassing. „Jeder 
will doch wissen, was in seinem Gemeindebezirk möglich 
ist. Mit unserem System kann jede Kommune individuelle 
Angaben machen und sich so Baukosten für Dämmung, 

Solaranlagen oder Wärmepumpen und CO2-Einsparungen 
berechnen lassen. Wir wollen mit unserer IT-Technologie 
vor allem kleine Kommunen und Hausbesitzer unterstüt-
zen“, sagt Kofler. Die RIWA GmbH hat eine über 25-jährige 
Erfahrung mit Geoinformations-Systemen (GIS). In Gunzen- 
hausen stellte das Unternehmen ein Energie-Management- 
System (EMS) vor, das ein Energiemonitoring ermöglicht. 
Dieses Energieverbrauchscontrolling (Strom, Gas, Wasser, 
Wärme) soll nicht nur die Anlagen und Komponenten über 
wachen und analysieren, sondern auch Einsparpotenziale 
ermitteln.  

REINHARD KOFLER UND KLAUS GOT TSCHALK |  RIWA GMBH UND NETCADSERVICE GMBH

Umsetzung der kommunalen Wärmeplanung und 
Einführung eines Energie-Management-Systems
ENERGIEMONITORING UND DATENERHEBUNG VON GEBÄUDEN SIND KEINE „ROCKET SCIENCE“ 

Das Team von RIWA und netCADservice mit den 
Referenten Klaus Gottschalk (2.v.l.) und Reinhard Kofler (r.)
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Neu: Das LEW Green Data 
Center – ab Herbst 2024!

Energiewende in den Kommunen – und jetzt? 
Energiewende? E-Mobility? Green IT? 
Sind dies Herausforderungen im Rathaus-Alltag?
Lassen Sie uns Ihr kompetenter Partner sein, so dass Veränderung beim Bürger 
ankommt. Alle Möglichkeiten ausschöpfen und damit Ihre Gemeinde in eine rundum 
gut versorgte Zukunft zu begleiten – das ist unsere Aufgabe.

Kontaktieren Sie uns – jetzt: 
Walter Albrecht, T +49 821 328-1320 
walter.albrecht@lew.de

Die RIWA-Spezialisten haben vor kurzem das große Geoda-
tenprojekt „Interkommunale 3D-Energieplanung“ für den 
Landkreis Kulmbach abgeschlossen. In einem Konvoiverfah-
ren wurden für die 22 Städte, Märkte und Gemeinde des 
Landkreises mit seinen 72.000 Bewohnern die Potenziale 
von Gründächern und Wärmepumpen ermittelt. Das 3D-Mo-
dell zeigt auf, welche Gebäude sich beispielsweise für die 
Installation einer Solaranlage eignen. „Der Zusammenschluss 
von mehreren Gemeinden bei der Wärmeplanung hat vie-
le Vorteile: Das Verfahren wird preiswerter, einfacher und 
schneller. Jeder profitiert von den Erfahrungen der Nachbar-
gemeinde“, erklärte Kofler. 

Gerade startete das interkommunale Pilotprojekt im schwäbi-
schen Landkreis Unterallgäu. Für die gemeinsame Wärmepla-
nung des Marktes Türkheim mit den Gemeinden Rammingen 
und Wiedergeltingen sind neben netCAD Service und RIWA 
auch die Lechwerke mit dabei. Nun werden die Potenziale 
der Wärmeversorgung für die rund 11.000 Einwohner und In-
dustrie- und Gewerbebetriebe der drei Kommunen analysiert 
und visualisiert. Hier kommt die flexRM-Software aus dem 
Haus netCADService zum Einsatz. „Der Datenschutz spielt 
für uns eine große Rolle. Daher liegt die Datenhoheit bei 
der Kommune sowohl bei der Datenerhebung als auch beim 
-austausch. Die Daten der Hausbesitzer und Gewerbetrei-
benden werden anonym erfasst“, erläutert Klaus Gottschalk, 
geschäftsführender Gesellschafter der netCADService GmbH.

Ein wichtiger Baustein für die Energiewende fehle laut Kofler 
bei allen Überlegungen in der Energiepolitik: Die großen Po-
tenziale der Gebäudesanierung werden nach seiner Ansicht 
noch zu wenig berücksichtigt. „Fragen über die sanierten Be-
standsgebäude sowie über die Vollbenutzungsstunden der 
Wohngebäude, Bürohäuser, Rathaus, Schulen und Krippen 
werden zu wenig beantwortet. Die Lösungen für eine ener-
getische Sanierung des Gebäudebestandes, ist ein großer 
Schlüssel für mehr CO2-Neutralität“, ist sich Kofler sicher. 
„Die Erhebung der Daten ist zwar eine Mammutaufgabe, 
aber keine „rocket science“. Warum können nicht einfach die 
Daten für die Grundsteuer des Bundes, die für Grundstück 
und Immobilie seit 2022 abgefragt werden, für die kommu-
nale Wärmeplanung genutzt werden?“ HOFPraxisbeispiel Landkreis Unterallgäu

Als Ansprechpartner vor Ort: RIWA und netCADservice 

https://www.lew.de/fuer-kommunen


16

B
A

Y
E

R
IS

C
H

E
S 

E
N

E
R

G
IE

FO
R

U
M

Sonderdruck                  Bayerische GemeindeZeitung  20. Juni 2024

THOMAS EICHENSEHER |  LANDESAGENTUR FÜR ENERGIE UND KLIMASCHUTZ (LENK)

Grundlagen und Förderungen im Bereich Wasserstoff

Nach den in der Bayerischen Wasserstoffstrategie formulier-
ten Zielen der Staatsregierung soll der Freistaat im Bereich 
der Wasserstofftechnologie weltweit eine Vorreiterrolle ein-
nehmen. Neben einer Unterstützung der Energiewende steht 
Wasserstoff auch für neue Wertschöpfungspotenziale und 
nachhaltige Geschäftsmodelle für die bayerische Wirtschaft.

Aktuell gibt es eine Vielzahl an Fördermöglichkeiten auf Euro-
päischer, nationaler und auch auf Landesebene. Zur Unterstüt-
zung des dezentralen Aufbaus einer heimischen Produktion 
von erneuerbarem H2 in Bayern stellt der Freistaat 150 Mil-
lionen Euro für das Bayerische Förderprogramm zum Aufbau 
einer Elektrolyse-Infrastruktur (BayFELI) zur Verfügung. Bezu-
schusst werden die Anschaffungskosten von Elektrolyseuren 
und ihren unmittelbar verbundenen Anlagenbestandteilen 
mit einer Förderquote von 45 Prozent (mittlere Unternehmen 
bis zu 55 Prozent, Kleinunternehmen bis zu 65 Prozent). Für 
Speicher oder EE-Anlagen gibt es keine Förderung. Die Zuwen-
dungssumme beträgt maximal 5 Mio. Euro. 

Der erste Förderaufruf fand von September bis Mitte Oktober 
2023 statt. 42 Projektskizzen gingen beim Projektträger VDI 
Technologiezentrum ein, 13 Projekte erhielten einen Zuschlag. 
Die Mittel des Aufrufs wurden von ursprünglich geplanten 50 
auf 65 Mio. Euro aufgestockt. Der nächste Förderaufruf ist für 
Mitte 2024 geplant.

Beim Bayerischen Förderprogramm zum Aufbau einer Was-
serstofftankstelleninfrastruktur (Projektträger Bayern Innova-
tiv) erfolgt die Förderung als Zuschuss. Gefördert werden die 
technische Infrastruktur sowie die Kosten der Installation und 
Ausrüstung (nicht der Gesamtprojektkosten). Für öffentliche 
Tankstellen gibt es eine Unterstützung von bis zu 80 Prozent 
der zuwendungsfähigen Ausgaben. Für KMU ist eine Erhöhung 
um 10 Prozent möglich. Für betriebsinterne Tankstellen sind 
bis zu 40 Prozent der zuwendungsfähigen Ausgaben möglich. 
Die Zuwendungssumme für ein einzelnes Projekt soll 2 Mio. 
Euro nicht überschreiten. 

Im Wesentlichen müssen folgende Voraussetzungen erfüllt sein: 

1. Versorgung der Tankstelle mit 100 Prozent erneuerbarem Wasserstoff
2.  Öffentliche Tankstelle: Abgabe 24 Stunden an sieben Wochentagen
3. Betriebsinterne Tankstelle: Es darf keine Zugänglichkeit für die  

Öffentlichkeit geben.

Die Förderlotsen Bayern (Projektträger Bayern Innovativ) fun-
gieren wiederum als einheitliche Ansprechpartner für Unter-
nehmen und wissenschaftliche Einrichtungen. Sie informieren 
über das gesamte Spektrum der Technologieförderprogramme 
auf EU-, Bundes- und Landesebene und unterstützen bei der 
Entwicklung von Projektideen und der Identifikation geeigneter 
Förderprogramme. Darüber hinaus beraten und unterstützen 
die Förderlotsen bei der Antragsstellung und begleiten wäh-
rend des gesamten Fördervorhabens.

An der Landesagentur für Energie und Klimaschutz unter-
stützen sog. Wasserstoff-Multiplikatoren den Aufbau der 
Wasserstoffwirtschaft in Bayern. Sie stehen Regionen, Kom-
munen und kommunalen Unternehmen zur Seite, die konkre-
te Wasserstoff-Projekte anstoßen wollen. Sie unterstützen 
bei Vorüberlegungen und bewerten erste Projektideen für 
den Aufbau möglicher Infrastruktur wie Elektrolyseanlagen 
oder Tankstellen. Dazu werden Umsetzungsmöglichkeiten 
und geeignete Förderinstrumente präsentiert.

Um bayerische Kommunen und Landkreise zu einer eigenen 
Energiewende-Strategie zu inspirieren, bieten die Wasser-
stoff-Multiplikatoren auch individuelle Führungen für kom-
munale Akteure durch den Energiepark in Wunsiedel an. 
Dieser Park beherbergt Bayerns größte Elektrolyse-Anlage 
mit einer Anschlussleistung von 8,75 MW. Pro Jahr wer-
den dort bis zu 1.350 Tonnen Wasserstoff ausschließlich 
mit erneuerbarer Energie hergestellt. Die Führungen wer-
den durch einen Kurzvortrag und Workshops begleitet, um 
grundlegende Schritte auf dem Weg zur Wasserstofftechno-
logie aufzuzeigen. DK

Um unsere Klimaziele zu erreichen, brauchen wir innovative Technologien. Als Energieträger der Zukunft kann Wasserstoff (H2) 
Besonderes leisten. Er schlägt die Brücke zwischen Energie, Verkehr, Industrie und Wärme, lässt sich vielseitig und emissionsfrei 
nutzen und ist gleichzeitig gut transportierbar und speicherbar. Wie Thomas Eichenseher betonte, komme der Wasserstoff auf der 
Erde nahezu ausschließlich gebunden vor. „Er ist keine Energiequelle und muss unter Energieeinsatz gewonnen werden.“

Bayerisches Landesamt für Umwelt, v.l.: Annika Bittner, Birgit Lohmeyer und Thomas Eichenseher

Wasserstoff liefert neue 
Wertschöpfungspotenziale
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WASSERKRAFT
Ja bitte!tte!

Wasserkraft – 
Bayerns erneuerbare 
Stromquelle

036-05-2024_BayGZ_Anzeige Wasserkraft.indd   1036-05-2024_BayGZ_Anzeige Wasserkraft.indd   1 15.05.24   11:4315.05.24   11:43

KARINA SCHRÖDER |  ENERPIPE GMBH

Wärmenetze im ländlichen Raum erfolgreich umsetzen

Zum 2007 gegründeten Unternehmen Enerpipe mit rund 130 
Mitarbeitern erklärte Schröder, dass es keine Netze baut und 
betreibt, sondern als Systemanbieter auf die Wärmeverteilung 
spezialisiert ist. Der Fokus liege auf der Auswahl von Erzeu-
gerkonzepten und der damit verbundenen Wärmeverteilung. 
Ausgewählt würden auch die Übergabetechnik sowie das 
Rohrleitungskonzept. Umsatzträger sei aber nicht die Planung, 
sondern der Verkauf von Produkten als Systemanbieter. Das 
Produkt- und Leistungsspektrum fasste sie zusammen: Projekt-
steuerung, Großpufferspeicher, Verteileranlagen, Heizhaus- 
Steuerung, Rohr- und Verbindungssysteme und Nahwärme-
speicher. Schließlich werde auch Unterstützung bei der Aus-
wahl der beteiligten Akteure wie Planer, Betreiber, Tiefbau, 
Heizungsbau und Elektriker angeboten. So bleibe die Wert-
schöpfung in der Region. Als Referenzen beschrieb Schröder 
die Nahwärmenetze in Dittenheim und Dornhausen im Detail. 
Und im Landkreis Weißenburg-Gunzenhausen wurden bereits 
insgesamt 65 Wärmenetze realisiert.

Um ein Projekt erfolgreich umzusetzen müsse zunächst das 
Verhältnis von Wärmeverteilungsverlusten zur Wärmebedarfs-
dichte betrachtet werden. Wünschenswert sei hier ein Ergebnis 
im wirtschaftlichen Bereich. 

Dafür beschrieb Schröder für den planerischen Ansatz 
einige Effizienzkriterien für Nah- und Fernwärmesysteme:

1. Reduzierung des Volumenstroms
2. Exakte Wärmebedarfsermittlung für jeden Anschlussnehmer
3. Reduzierung der Spitzenlast mittels dezentralem Pufferspeicher
4. Optimierte Beladung beim dezentralen Pufferspeicherkonzept
5. Erhöhen der Spreizung  

(Unterschied zwischen Vor- und Rücklauftemperatur)
6. Gleichzeitigkeit
7. Optimierung der Erzeugung
8. Einsatz der „richtigen“ Wärmeleitung – Stahl oder Kunststoff
9. Effiziente Auslegung
10. Visualisierung/Steuerung.

Abschließend beschrieb Schröder ein schrittweises Vorgehen 
zum Erfolg. Nach einem Erstkontakt mit Datenerhebung folge 
die Besprechung der Ergebnisse. Danach sollten die Wärme-
abnehmer informiert werden, um anschließend nach Auswahl 
des passenden Betreibermodells die Firmengründung zu initi-
ieren. Ist die Finanzierung gesichert, folgen Ausschreibungen 
und Vergaben. Bei der Umsetzung stehe Enerpipe auch noch 
zur Nachbetreuung zur Verfügung. GK

Karina Schröder

Einleitend erklärte Schröder das Grundprinzip von Nah- und Fernwärme: „Es ist nicht die 
Infrastruktur, die sie privat mit ihren Heizkörpern kennen, sondern etwas komplexer, von der 
Thematik her aber ähnlich. Wir haben als Erzeuger eine Energiequelle, von der die Abnehmer 
mit Wärme versorgt werden wollen. Abhängig von der Lokation kann die Erzeugerquelle mit 
Biogas, industrieller Abwärme oder Biomasse betrieben werden. Wichtig ist dabei: Wo steht 
die Anlage und wo befinden sich die Abnehmer? Der Aufbau eines Wärmenetzes ist wie ein 
Baum. Je größer die Entfernung desto kleiner sind die Rohrleitungen für den Transport. Weil 
wir mit unseren dezentralen Pufferspeichern planen, können wir grundsätzlich unser Wärme-
netz schlanker dimensionieren. Zusätzlich arbeiten wir mit gleitenden Vor- und Rücklauftem-
peraturen, abhängig von der Außentemperatur. Die gesamte Netzinfrastruktur ist dabei für 
mehrere Jahrzehnte ausgelegt.“

https://www.vbew.de/energie/energie-fuer-bayern/wasserkraft-ja-bitte
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BIRGIT SCHOT T & CLEMENS HECKER |  LANDESHAUPTSTADT MÜNCHEN

Die kommunale Wärmeplanung der Stadt München 
EIN PRAXISBEISPIEL

Um die Wärmewende und die Energiesouveränität voranzu-
treiben, hat der Bund 2023 entschieden, dass jede Kommu-
ne mit mehr als 100.000 Einwohnern bis 30. Juni 2026 einen 
Wärmeplan vorlegen muss, der die lokalen Gegebenheiten 
berücksichtigt. Als erste Großstadt Bayerns hat die Landes-
hauptstadt München in Zusammenarbeit mit den Stadtwerken 
München (SWM) und externen Experten nun ihre kommunale 
Wärmeplanung erarbeitet. Der Stadtrat verabschiedete den 
Beschlussentwurf mit großer Mehrheit.

„Die Empfehlungen für die Wärmestrategie München basie-
ren auf einer Analyse der übergreifenden rechtlichen Rah-
menbedingungen und kommunalen Handlungsoptionen der 
LHM sowie auf den charakteristischen Eignungsgebieten. 
Zentrale Hebel der Wärmewendestrategie sind die klimaneu-
trale Quartiersentwicklung, die Energieberatung im Quartier, 
Nahwärme- und Gebäudenetzlösungen sowie Information 
und Beratung außerhalb der ausgewählten Quartiere“, ver-
deutlichten Birgit Schott und Clemens Hecker.

Der Münchner Wärmeplan liefert den Kompass, um flächen-
deckend fossile Brennstoffe durch erneuerbare Wärme zu 
ersetzen, das Klima zu schützen und dabei gleichzeitig die 
Heizkosten sozial verträglich zu halten. Dazu berücksichtigt 
er die aktuelle Wärmeversorgung im Stadtgebiet und gibt 
Auskunft über zukünftige klimaneutrale Versorgungsmöglich-
keiten. Die kommunale Wärmeplanung bündelt Daten zum 
Thema Wärme und informiert die Münchner Bürger, wie sie 
ihr Haus klimafreundlich heizen können.

Im Zentrum der Planung steht der Ausbau der Fernwärme, die 
heute rund ein Drittel des Münchner Wärmebedarfs deckt. 
Damit der Anteil der Fernwärme bis 2045 auf zwei Drittel an-
steigt, soll dieses Netz verdichtet und ausgebaut werden. Dies 
erfordert den Bau neuer Geothermie-Anlagen und ihre Ein-
bindung in das Fernwärmenetz. Alternativ zu einem Fernwär-
meanschluss entwickeln die SWM auch dezentrale Angebote 
für die Wärmeversorgung auf Basis von Luft- und Grundwas-
serwärmepumpen. Sie sollen insbesondere außerhalb des 
Fernwärmegebiets als Alternative zu Gas- und Ölheizungen 
angeboten werden. Jedes zweite Gebäude in München wird 
derzeit mit Öl oder Gas beheizt.

Herzstück des Wärmeplans ist die nunmehr im Münchner 
GeoPortal veröffentlichte und für alle zugänglich gemachte 
Wärmekarte. Sie zeigt den Münchner Bürgern, welche erneu-
erbaren Wärmequellen sie in ihrem Baublock nutzen können. 
Das Münchner Referat für Klima- und Umweltschutz unter-
stützt die Münchner auf diesem Weg zusätzlich mit seiner 
Expertise und geht in der Quartiersarbeit auf die individuelle 
Situation der Anwohner ein. 

Außerdem werden die Bürger rund um Heizungstausch und 
Gebäudesanierung beraten und informiert. Gleichzeitig un-
terstützt das Umweltreferat die Bürger finanziell und ergänzt 
die Bundesförderung mit dem Förderprogramm Klimaneutra-
le Gebäude (FKG).

Laut Wärmeplanungsbeschluss könnten die Hauseigentümer 
im besten Fall auf einen Fördersatz von 70 Prozent kommen. 
Die maximal und einmalig förderfähigen Investitionskosten 
für den Heizungstausch in einem Einfamilienhaus liegen bei 
30.000 Euro. Außerdem werden im Rahmen der Bundes-
förderung für effiziente Gebäude (BEG) die Dämmung der 
Gebäudehülle, der Austausch von Fenstern, der Einbau von 
Lüftungsanlagen, Smart-Home-Technologie und Maßnahmen 
zur Heizungsoptimierung unterstützt.

Im Rahmen der Klimaschutzkampagne Re:think München 
finden zudem Mitmach-Aktionen, Straßenfeste, Veranstaltun-
gen und Ausstellungen statt, die informieren und zu einem 
Neudenken motivieren sollen. Darüber hinaus bietet das Bau-
zentrum München des Referats für Klima- und Umweltschutz 
neutrale und kostenfreie Beratungen, Materialien und Veran-
staltungen zum Thema nachhaltiges Wohnen, Sanieren und 
Bauen an. Ein Wärmewendetelefon und ein umfangreiches 
Online-Angebot runden das Beratungsangebot ab.

Nach dem Stadtratsbeschluss besteht einen Monat lang für 
alle interessierten Bürger und weitere Akteure (Netzbetrei-
ber, Wärmeproduzenten, Wohnungswirtschaft) die Möglich-
keit, sich an der Ausgestaltung der Wärmeplanung mit einer 
Stellungnahme zu beteiligen. Im Herbst 2024 soll der finale 
Wärmeplan vom Stadtrat beschlossen werden. DK

Die Stadtwerke München mit 
Mario Jurakic (2.v.l.) und Michael Rademacher (2.v.r.)

Birgit Schott Clemens Hecker

Beschluss im Herbst 2024

Fernwärme soll bis 2045  
zwei Drittel des Wärmebedarf decken
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Sauberer Strom
aus Bayern
Mit uns setzen Sie Ihre Solar- und Wind- 
energie wirtschaftlich, naturverträglich  
und bürgernah um. 

Für eine klimafreundliche, sichere und  
unabhängige Energieversorgung.  
Für Bayern. Jeden Tag.

www.juwi.de

JÜRGEN SCHUSTER |  CORWESE GMBH UND FELIX  SCHWAHN | GP JOULE WÄRME GMBH & CO.  KG

Die GP JOULE Gruppe mit über 900 Mitarbeitern wurde 2009 
gegründet. Die Gründer Heinrich Gärtner und Ove Petersen, 
entwickeln bereits seit mehr als 19 Jahren Projekte im Bereich 
der Erneuerbaren Energien. Ihr landwirtschaftlicher Hinter-
grund erklärt die Vielfalt an Standbeinen, das Entwickeln von 
Wertschöpfung sowie die nachhaltige Herangehensweise von 
GP JOULE. Von sieben deutschen Standorten aus werden die 
Kunden betreut. Weitere Standorte bestehen in Frankreich, 
Österreich, Irland, Italien, Kanada und USA. Bisher wurden 
mehr als 25 Windparkprojekte und mehr als 130 Solarprojek-
te installiert. Das Unternehmen entwickelt, baut und betreibt 
Energielösungen in allen Bereichen der Wertschöpfungskette 
von der Erzeugung über Umwandlung und Verteilung bis hin 
zur Nutzung. Der Fokus liegt auf Wärmenetzen insbesondere 
im ländlichen Raum. Im Betrieb spielt die Mess-, Steuer- und 
Regeltechnik eine Schlüsselrolle.

„Daten werden wir künftig in allen Lebensbereichen sehen,“ 
erklärte Felix Schwahn und erläuterte die Grundidee: „Wir 
sehen große Synergien, wenn wir die Themen Wärme und 
Glasfaser zusammenbringen. Deshalb haben wir die Koope-
ration mit Corwese gegründet. Die Bürger wollen eine grüne 
Heizung und schnelles Internet. Wenn wir in einer Kommune 
unser Wärmenetz verlegen, verlegen wir die Rohre für Glas-
faser gleich mit im Boden. Aus zwei Bauprojekten wird somit 
eines, d.h. wir verlegen Leerrohre für Glasfaser mit und nut-
zen Synergien.“ Daraus ergebe sich eine Reihe von Vorteilen 
für die Kommune: Die Straße wird nur einmal aufgerissen, 
die gleichzeitige Verlegung von zwei Infrastrukturen bringt 
Zeit- und Kostenersparnis und das Wärmenetz kann durch die 
Dateninfrastruktur effizienter gesteuert werden.

Jürgen Schuster stellte anschließend kurz sein Unternehmen 
Corwese vor: Mit ca. 40 Mitarbeitern werden mehr als 600 
Städte und Gemeinden sowie mehr als 50 Stadtwerke und 
kommunale Unternehmen betreut. Die Basis für ein gemein-
sames Projekt bilde jeweils der Masterplan für die Mitverle-
gung. Dadurch ergeben sich Synergien bei der gemeinsamen 
Begehung und Bestimmung der Hauseinführungen, Kosten- 
und Zeiteinsparungen beim Bau sowie eine höhere Akzeptanz 
bei der Vermarktung von Kombipaketen. Als Erweiterung 
käme ferner noch das Thema IoT (Internet of Things) hinzu. 
Von Interesse sei hier die Einbindung von Sensoren aus den 
Bereichen Raumklima, Parken, Gebäudeüberwachung, Hei-
zung, Wasser, Pegelstände und Beleuchtung. Als Technologie 
für die Übertragung all dieser gesammelten Daten biete sich 
die Funktechnologie LoRaWAN an. Mit einem Netzwerk an 
Sendern, Empfängern und Servern ermögliche LoRaWAN die 
nahtlose Interaktion von verschiedenen Systemen und Tech-
niken ohne aufwendige Installationen. Durch die geringe Da-
tenbandbreite mit großer Reichweite und extrem niedrigem 
Stromverbrauch biete sich LoRaWAN perfekt für die Vernet-
zung von Objekten zu einem Internet der Dinge an. Ein ent-
sprechendes Pilotprojekt wurde mit der Gemeinde Heretsried 
realisiert. GK

Jürgen Schuster Felix Schwahn

Wärme und Daten im Einklang 
WIE KOMMUNEN MIT KLIMAFREUNDLICHEN WÄRME-
NETZEN UND HIGH-SPEED INTERNET ZUGLEICH 
VERSORGT WERDEN KÖNNEN

https://www.juwi.de/
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TOBIAS HUTER |  NATURSTROM AG

Was passiert nach der Kommunalen Wärmeplanung – 
Mut zur sektorgekoppelten Wärmewende! 
„DIE ENERGETISCHE SEKTORENKOPPLUNG IST EINE WESENTLICHE VORAUSSETZUNG FÜR DAS  
GELINGEN EINER ÖKONOMISCH UND TECHNISCH OPTIMIERTEN ENERGIEWENDE IN ALLEN SEKTOREN“

Energie ist mehr als nur Strom. Denn zum Endenergieverbrauch gehört auch die Energie, die für die Wärme- und Kälteerzeugung 
in Haushalten und Unternehmen benötigt wird. Tobias Huter vom Ökostrom-Anbieter naturstrom fordert mehr Mut bei der 
sektorengekoppelten Energiewende und will Impulse für die Phase nach der kommunalen Wärmeplanung geben. 

Huter setzt sich für ein sektorenübergreifendes Stromma-
nagement ein, um mit mehr Strom aus Erneuerbaren Ener-
gien den Einsatz von fossilen Energien zu reduzieren. „Die 
Sektorenkopplung ist eine wesentliche Voraussetzung für das 
Gelingen einer ökonomisch und technisch optimierten Ener-
giewende in allen Sektoren. Denn die intelligente Interaktion 
von Erzeugung und Verbrauch von Energie über die Grenzen 
der Sektoren Strom, Wärme und Verkehr ermöglicht die De-
karbonisierung, sorgt für ein effizienteres Gesamtsystem und 
führt zu einem höheren volkswirtschaftlichen Nutzen. Erste 
technische Lösungen zur Sektorenkopplung sind vorhanden 
und bereits erprobt, finden aber aus diversen Gründen nur 
unzureichend Anwendung“, erläuterte der Umwelt- und Be-
triebswirtschaftler Huter. 

„Denn nur eine ganzheitliche Verknüpfung aller Bereiche des 
Energiesystems ermöglicht die bedarfsgerechte Bereitstel-
lung Erneuerbarer Energie in den Bereichen Strom, Wärme, 
Mobilität und Industrie. Aktuell werden gerade einmal 17 
Prozent bei der Wärmeversorgung aus Erneuerbaren Energien 
gedeckt. Das ist zu wenig! In Zukunft werden Wärmepumpen, 
Biomasse, Tiefengeothermie, Solarthermie und Wasserstoff 
für die Wärmeversorgung sorgen. So ist die Bundesförderung 
für effiziente Wärmenetze der Großen Koalition aus dem Jahr 
2021 zu begrüßen, weil sie auf die Anforderungen der Wärme-
wende zugeschnitten ist. Das Ziel ist, den Anteil erneuerbarer 
und klimaneutraler Wärmequellen in den Wärmenetzen bis 
2030 auf 30 Prozent auszubauen.“ Naturstrom setzt Energie-
projekte für die Kommunen und Bürger um – von Windkraft 
über Biogasanlagen und Photovoltaik bis hin zu Ladeinfra-
struktur – und unterstützt bei der Stromvermarktung. Auch 
begleitet das Unternehmen die Kunden auf dem Weg zu einer 
klimaneutralen Zukunft, wie bei der mehrjährigen Projekt-
entwicklungszeit von Windenergieanlagen. Denn allein von  

der Standortprüfung bis hin zur Inbetriebnahme von neuen 
Windenergieanlagen dauert es nach einer aktuellen Studie 
des Instituts für Infrastruktur und Ressourcenmanagement 
der Universität Leipzig durchschnittlich über fünf Jahre. Auf-
schlussreich war Huters Beispielrechnung der Kosten einer 
Vollsanierung von Gebäuden aus den 1960er Jahre auf den 
Gebäudeenergiestandard EH85 auf der Grundlage der Ener-
gieeinsparverordnung (EnEV) mit den zu erwartenden Energie-
einsparungen. Um die Gesamtenergieeffizienz zu optimieren 
und den Transmissionswärmeverlust zu senken, würden für 
Dachsanierung, Fenster, Dämmung und Luft-Wasser-Wärme-
pumpen Kosten zwischen 178.000 bis 320.000 Euro anfallen. 
Für die Haushaltskasse hätte dies eine durchschnittliche Kos-
tenreduktion von 50 Prozent beim Gesamt- und Heizungswär-
mebedarf zur Folge. Zum Schluss sagt Huter: „Die Zukunft ist 
die strombasierte und regionale Wärmeversorgung, weil sie 
unabhängig von steigenden CO2-Kosten ist. Denn sie redu-
ziert die Ausgaben für Heizungssanierung und Schornsteinrei-
nigung. Warum können sich die über 2.000 Gemeinden in den 
sieben bayerischen Regierungsbezirken bei einer zukunftsfä-
higen Wärmeversorgung nicht kooperieren? Dann wäre der 
Betrieb netzdienlicher, profitabler und flexibler.“ HOF

Tobias Huter

Mit mehr Strom aus Erneuerbaren 
Energien den Einsatz von fossilen 
Energien reduzieren

Das naturstrom-Team
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Kommunale 
Wärmeplanung

Wir unterstützen Sie bei Ihrer 
Wärmplanung in allen Phasen 
des Planungsprozesses.

Mehr Informationen unter:

simergy.ceco.de

individuell | intelligent | strategisch

WALTER ALBRECHT |  LECHWERKE AG

Energiewende ganzheitlich umsetzen – 
Beiträge und Lösungen von LEW
BAYERN IST FÜR DIE STROMWENDE GUT AUFGESTELLT

Eine hohe Versorgungssicherheit ist für den Wirtschafts-
standort Bayern existenziell. Walter Albrecht bezifferte die 
durchschnittliche jährliche Unterbrechungsdauer je Kunde für 
Bayern mit 10,5 Minuten. Dieser sehr gute Spitzenwert liege 
noch unter dem gesamtdeutschen Durchschnitt von 12,2,- ge-
folgt von der Schweiz mit 14,0 und Österreich mit 25,2. Die 
längsten Ausfallzeiten entfallen auf Schweden mit 126,5. Die 
hohe Versorgungssicherheit in Bayern ist insbesondere auf 
die stetig wachsende Digitalisierung in der Anlagentechnik 
der Netze zurückzuführen. 

Das neue Klimaschutzgesetz von 2021 nennt ehrgeizige Ziele: 
Bis 2030 müssen im Vergleich zu 1990 mindestens 65 Prozent 
der Treibhausgase eingespart werden und bis 2040 mindestens 
88 Prozent. 2045 soll Deutschland dann klimaneutral sein. Al-
brecht betonte, dass eine neue Phase der Energiewende be-
reits längst begonnen hätte, wofür die Kopplung der Sektoren 
Strom, Wärme und Mobilität einen elementaren Baustein dar-
stelle. Um die vorgegebenen Ziele zu erreichen, bezifferte er für 
die einzelnen Sektoren jeweils den Bedarf pro Woche wie folgt: 
80 Photovoltaik-Fußballfelder für die Stromwende, 7.000 neue 
zugelassene E-PKW für die Mobilitätswende und rund 1.000 
energetisch sanierte Wohnungen für die Wärmewende. Für je-
den Tag, an dem wir dieses Mengengerüst nicht schaffen, müs-
sen die folgenden wöchentlichen Ziele der Energiewende bis 
zu einer Treibhausgasneutralität im Jahr 2045 erhöht werden.
 
Weil sich die erneuerbare Energieerzeugung auf den ländlichen 
Raum konzentriert, werden sich die ländlichen Regionen zu 
Stromversorgern der städtischen Gebiete entwickeln. Die aktu-
ellen Verteilnetze sind für diese Aufgabe oftmals nicht ausgelegt, 
deshalb ist ein massiver Ausbau notwendig. Albrecht nennt 
für das LEW-Verteilnetz für das Jahr 2023 folgende Zahlen:  

48 km Hochspannungsnetz, 
130 km Mittelspannungsnetz, 
220 km Niederspannungsnetz 
und 250 digitale Ortsnetzstationen. Ein weiterer wichtiger 
Baustein seien Stromspeicher. Laut einer Fraunhofer ISE-Kurz-
studie müsse die derzeitige Speicherkapazität von 11 GWh um 
1.500 Prozent auf 175 GWh steigen. 

Der Referent verwies schließlich darauf, dass der politische 
Druck zum Handeln insbesondere im Wärmesektor für neue 
Dynamik sorge. Auf europäischer Ebene sei vorgesehen, dass 
bis spätestens 2050 der Gebäudebestand null Emissionen er-
zeugt, auf Bundesebene bereits 2045. Ferner sei die kommu-
nale Wärmeplanung ab 10.000 Einwohnern bis 2028 und ab 
100.000 Einwohnern bereits bis 2026 vorgesehen. 

Mit der kommunale Wärmeplanung wird den Kommunen erst-
malig die Gestaltung durch Entwicklungspfade im Wärmesektor 
eingeräumt. Während bisher oft dezentrale Insellösungen be-
standen, können zukünftig Bürger von Wärmenetzen im Sinne 
des Gemeinwohles profitieren. 

Die Wärmepumpentechnologie ist langjährig erprobt und steht 
für den umgehenden Einsatz,- ob als Großwärmepumpe oder 
als dezentrale Lösung - bereit. Für viele Kommunen könnte 
auch eine Flusswasserwärmepumpe als Wärmequelle dienen. 
Die Lechwerke besäßen bereits Erfahrung in Planung, Bau und 
Betrieb von Wärmenetzen, die u.a. in Königsbrunn, Peißenberg 
und Friedberg realisiert wurden. Ferner reize der steigende 
CO2-Preis zum Ausstieg aus fossilen Energieträgern. Der ver-
doppele sich nämlich von 25 EUR pro Tonne im Jahr 2021 auf 
50 EUR im Jahr 2026. Und mit über 400 Ladestationen der Lech-
werke werde die E-Mobilität ebenfalls praktisch unterstützt. GK

Walter Albrecht

https://www.simergy.ceco.de/
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MARTINA REINWALD |  ÖKOENERGIE- INSTITUT BAYERN IM LFU (ÖIB)

Neuerungen aus dem Energie-Atlas Bayern
Der Energie-Atlas Bayern (EAB) ist das Internetportal der Bayerischen Staatsregierung zur Energiewende und zu Energiesparen, 
Energieeffizienz und erneuerbaren Energien. Er enthält digitale Karten mit ca. 770.000 Erneuerbare-Energien-Anlagen, Potenzia-
len erneuerbarer Energien, Planungsgrundlagen und speziellen Tools wie etwa Daten-Recherche, Mischpult „Energiemix Bayern 
vor Ort“ und 3D-Analyse Wind und PV.

Für die Planung der Wärmeversorgung in Kommunen, einen 
wichtigen Baustein zum Gelingen der Wärmewende und auf 
dem Weg zur Klimaneutralität, bietet der Energie-Atlas Bayern 
nunmehr wertvolle Unterstützung, wie Martina Reinwald be-
richtete. Dabei geht es um die Auswahl der geeigneten Wär-
meversorgungsart und die Integration erneuerbarer Energien.

Aufgrund der dynamischen Entwicklung der rechtlichen Rah-
menbedingungen in nahezu allen für die Windenergie relevan-
ten Rechtsmaterien spiegelte der Bayerische Windenergie-Erlass 
nicht mehr in allen Punkten die geltende Rechtslage wider und 
wurde nun durch eine flexible und schnell aktualisierbare The-
menplattform Windenergie abgelöst. Darauf finden sich, struk-
turiert nach den bisherigen Themenbereichen, die von den 
zuständigen Ressorts aktualisierten Hinweise und Verwaltungs-
vorschriften, sowie ergänzende Informationen zur Genehmi-
gungspflicht, Raumordnung, Steuern und Finanzen, aber auch 
Natur-, Boden- und Denkmalschutz.

Um die für die Freiflächen-PV-Anlagen geltenden rechtli-
chen Rahmenbedingungen auch angesichts der dynamischen 
Entwicklung der betroffenen Gesetzesmaterien abbilden zu 
können, wurden die Hinweise zur bau- und landesplaneri-
schen Behandlung von Freiflächenphotovoltaikanlagen vom 
10.12.2021 durch eine flexible und schnell aktualisierba-
re Themenplattform für das Planen und Genehmigen von 
Freiflächen-Photovoltaikanlagen abgelöst. Künftig stellen die 
zuständigen Ressorts aktualisierte ministerielle Hinweise sowie 
ergänzende Informationen über die Themenplattform bereit.
Wie geplante PV-Freiflächen- oder Windenergieanlagen in der 
Landschaft aussehen würden, zeigt die „3D-Analyse“. Das Tool 
ermöglicht dem Betrachter, die Anlagen an Standorten seiner 
Wahl zu platzieren und sie aus beliebiger Perspektive anzu-
sehen. Zudem können Distanzen zur Anlage gemessen oder 

der Schattenwurf von Windenergieanlagen simuliert werden. 
Der „Steckbrief Stromdaten“ für Kommunen, Landkreise und 
Regierungsbezirke liefert wiederum Informationen zum Strom-
verbrauch und zur Entwicklung der Stromerzeugung aus Erneu-
erbaren in den vergangenen zehn Jahren.

Stichwort Oberflächennahe Geothermie: Der Energie-Atlas 
Bayern stellt Rasterkarten zur Verfügung, die erstmals flä-
chendeckend für ganz Bayern die nutzbaren Potenziale für 
Erdwärmesonden, Erdwärmekollektoren und Grundwasser-
wärmepumpen präsentieren. Zudem zeigt die neue Karte zur 
Wärmebedarfsdichte, in welchen Gebieten hohe Wärmedich-
ten vorliegen. Dazu wurde der Wärmebedarf des bayerischen 
Gebäudebestands erhoben, mit dessen Hilfe die Nutzbarkeit 
der oberflächennahen Geothermie im Rahmen der kommuna-
len Wärmewende analysiert werden kann. 

Geplante Aktualisierungen bzw. Neuerungen betreffen Rein-
wald zufolge u.a. die Gebietskulisse Windkraft (Aktualisierung 
2024), die PV-Freiflächenkulisse, das PV-Dachflächen-Potenzial 
und das Biogaspotenzial. DK

Martina Reinwald

Gute Daten sind 
Voraussetzung für
eine korrekte Planung

Rechtliche Rahmenbedingungen
aktuell abgebildet
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Wasserkraft in Bayern
Wo unser Strom daheim ist

Regional
Unabhängig
Ökologisch
Unendlich 
Immer verfügbar 
Nachhaltig 
Preiswert 
Klimafreundlich 
Bestens bewährt 

LEVIN KRÜGER UND DR.  MAT THIAS FREUND |  MUTH & PARTNER

Kommunale Wärmeplanung und 
Vergaberecht – wie gelingt die Ausschreibung? 
„DRUM PRÜFE, WER SICH EWIG BINDET“ – DIE PARAGRAPHEN-FALLSTRICKE BEI DER 
AUFTRAGSVERGABE FÜR DIE WÄRMEPLANUNG 

Auf dem Weg zur kommunalen Wärmeplanung sind ein paar 
Paragraphen-Fallstricke gespannt. Denn für viele Beteiligte 
trifft wahrscheinlich der Satz von Pippi Langstrumpf zu: „Wie 
soll ich das wissen, wenn ich es noch nie versucht habe!“ Da-
her sind die Erläuterungen der beiden auf Vergaberecht spe-
zialisierten Fachanwälte Levin Krüger und Dr. Matthias Freund 
von der Wirtschaftsprüfungsgesellschaft Muth & Partner eine 
große Unterstützung, wie die Ausschreibung ohne Festhängen 
an den juristischen Hürden gelingen kann. Da die Kommune in 
den meisten Fällen einen externen Dienstleister (z.B. Ingenieur- 
und Planungsbüro) mit der Wärmeplanung beauftragen muss, 
komme folglich das Vergaberecht zur Anwendung. In Bayern 
könnten die Kommunen der Rechtsträger für die Umsetzung 
des WPG werden. Doch aktuell fehlt im Freistaat noch die Ent-
scheidung, ob die Landesregierung wirklich die Kommunen 
nach § 33 des Wärmeplanungsgesetz „als planungsverantwort-
liche Stelle bestimmt.“ 

Bei der Beauftragung von Dienstleistern wäre die Ermittlung des 
richtigen Auftragswertes eine wichtige Weichenstellung. Denn 
der Auftragswert entscheide nach Aussage Krügers, ob der 
Einkauf einer „fremden Leistung“ (Durchführung der Wärme-
planung) nach Europäischem oder nationalem Vergaberecht 
ausgeschrieben werden müsse. Aktuell liegt der EU-Schwel-
lenwert für Dienstleistungsaufträge bei 221.000 Euro (netto). 

Liegt der Wert unter dieser Schallmauer – das wird nach Schät-
zung von Muth & Partner bei der Mehrheit der Kommunen 
zutreffen – greift das nationale Haushalts- und Vergaberecht 
und weniger das EU-Vergaberecht. Kann eine Kommune den 
Auftragswert nicht genau beziffern, ist eine Schätzung zulässig. 
Diese kann aus Markterkundungen, Erfahrungen benachbar-
ter Gemeinden oder Konnexitätszahlungen der Länder an die 
Kommunen für die Erstellung von Energiekonzepten erfolgen. 
Das Konnexitätsprinzip besagt vereinfacht, dass derjenige die 
Rechnung bezahlt, der die Planung in Form des WPG bestellt 
hat – in diesem Fall wäre das der Bund.  Dieser Zusammen-
hang „Wer bestellt, bezahlt“ wird in §104 des Grundgesetzes 
geregelt. Zum Schluss ihres Vortrags gingen beide Anwälte auf 
die Ausgestaltung der Vergabeunterlagen näher ein. „Ich emp-
fehle die Aufnahme einer detaillierten Leistungsbeschreibung 
in den Vertrag mit Ablauf, Status Quo der Gemeinde inklusive 
Daten und einer detaillierten Zielbeschreibung darüber, was 
die Gemeinde in Zukunft erreichen will“, sagt Krüger. Freund 
ergänzte seine Ausführungen mit Erfahrungen aus der Praxis. 
„Bei der Auswahl der Dienstleister sollten natürlich technische 
Planungskompetenzen unbedingt berücksichtigt werden. Denn 
in einer Wärmeplanung dürfen Basisdaten, die Rückschlüsse 
auf den Energiemix und den eingesetzten Technologien liefern, 
genauso Teil der Pläne sein wie fundierte, realistische Umset-
zungsmaßnahmen für eine nachhaltige Wärmeplanung. Es 
braucht einen externen Partner mit Fachexpertise, auch wenn 
das WPG keine Vorgaben zu den Qualifikationen externer Pla-
ner macht. Gut wäre natürlich ein Ingenieur- und Planungsbüro, 
das bereits einen kommunalen Wärmeplan abgeschlossen hat. 
Doch ein zu dicker Forderungskatalog des Auftraggebers be-
schränkt automatisch ungewollt den Bietermarkt.“ Angesichts 
dieser vergaberechtlichen Anforderungen an den künftigen 
Durchführungspartner der Wärmeplanung trifft auch hier der 
Satz aus Schillers „Lied der Glocke“ zu: „Drum prüfe, wer sich 
ewig bindet.“ HOF

Dr. Matthias Freund

Levin Krüger

https://www.wasserkraft-deutschland.de/index.html
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TIMO ELLIOT T |  RHEINENERGIE AG

Contracting-Lösungen zur Umsetzung 
der kommunalen Wärmewende
„Wir haben heute viel über das Thema Wärmeplanung gehört. Ich werde den Horizont etwas 
erweitern. Nämlich den Blick auf die Umsetzung werfen und Ihnen dazu konkret die Möglichkei-
ten mit Contracting aufzeigen“, stimmte Timo Elliot die Teilnehmer auf seine Präsentation ein. Es 
folgte eine kurze Vorstellung des Unternehmens RheinEnergie, das sich als “Ihr Energiemanager“ 
für eine langfristige Partnerschaft sieht. Als Experte für nachhaltige und innovative Energielösun-
gen werden Konzepte für Kunden aus Industrie, Gewerbe und Immobilienwirtschaft entwickelt. 
Egal ob Einzelleistungen oder hochkomplexe Verbundlösungen – gemeinsam werde mit den Kun-
den die Energiezukunft gestaltet. Mit über 2.600 Mitarbeitern und Investitionen in Erneuerbare 
Energien von mehr als 100 Mio. EUR werden derzeit  mehr als 600 Projekte bundesweit gestaltet.

Timo Elliot

Eine Studie von 2023 befasste sich mit den Fragen, die die 
Stadtwerke momentan beschäftigen.  Der Aufbau Erneuerbarer 
Energien sowie die Wärmewende und Wärmeplanung belegen 
dabei die ersten Plätze. Damit verbunden sind eine Reihe von 
Herausforderungen, die bewältigt werden müssen: Steigender 
Dekarbonisierungsdruck, steigende und volatile Energieprei-
se, hohe Finanzierungskosten, komplexe Projektentwicklung, 
fehlende Planungssicherheit und Fachkräftemangel. An dieser 
Stelle greife das Kooperationsmodell Contracting, das Elliott 
anschließend detailliert erklärte. Dahinter stehe eine ganz-
heitliche Dienstleistung, wobei der Contractor – in diesem 
Fall RheinEnergie – die Planung, Finanzierung, Errichtung, Be-
triebsführung und sämtliche Instandhaltungsrisiken der neuen 
Energieerzeugungsanlagen übernehme. Der Kunde befreie sich 
von den Investitionskosten, bleibe aber Betreiber und Schnitt-
stelle zum Endverbraucher und kümmere sich um Vertrieb und 
Abrechnung der erzeugten Energieprodukte. Zusätzlich über-
nehme RheinEnergie das Fördermittelmanagement und die 
Brennstoffbeschaffung und trage damit auch zu einer Verbes-
serung der CO2-Bilanz bei. Durch diesen ganzheitlichen Dienst-
leistungsansatz erhalte der Kunde alle Leistungen aus einer 
Hand. Für die Wärmewende gebe es verschiedene technische 

Lösungsansätze wie z.B.: Wärmepumpen, Kraft-Wärme-Kopp-
lung, biogene Wärmeerzeugung, Power-to-Heat, Abwärmenut-
zung und Abfall-zu-Energie. Zur Verdeutlichung präsentierte 
Elliott einige Praxisbeispiele, bei denen auch die hauseigene 
AGO Calora Wärmepumpe zum Einsatz kommt.

„Die Wärmewende braucht starke Kooperationen“, fasste der 
Redner zusammen und gab einen Ausblick auf die weitere Ent-
wicklung: Zukunftsfähige Energielösungen werden technisch 
komplexer und kapitalintensiver sie und binden erhebliche Per-
sonalressourcen. Die erforderlichen Investitionen werden viele 
Energieunternehmen an die Grenze der gesunden Eigenkapital-
quote bringen. Dies erhöhe die Chancen einer Kooperation mit 
RheinEnergie. Diese bringe eine liquiditätsschonende Umsetzung 
von Energieprojekten, da keine Eigeninvestition erforderlich sei. 
Es gäbe individuelle Kooperationsmodelle für die Umsetzung von 
Einzelprojekten oder projektübergreifende Zusammenarbeit, ba-
sierend auf der Erfahrung aus über 600 bundesweit realisierten 
Projekten. „Rheinenergie könnte somit in der Umsetzung der 
kommunalen Wärmeplanung der einzige Ansprechpartner für 
Beschaffung, Planung und Energierecht, Fördermittelakquise, 
Anlagenbau sowie Betrieb sein“, schloss Elliot. GK

GEORG VON ARETIN |  ORSTED ONSHORE DEUTSCHLAND GMBH

Da dreht sich was! 
POTENZIALE UND STOLPERSTEINE BEIM AUSBAU DER ERNEUERBAREN IN BAYERN

Zur Firmengeschichte berichtete von Georg von Aretin, dass 
1992 das Familienunternehmen Ostwind von der Familie Lenz 
gegründet wurde. 2010 baute Ostwind Bayerns 
größten Wald-Windpark. 2020 initiierte die Fir-
ma erfolgreich neue Solarparks. Aus Altersgrün-
den in der Familie Lenz wurde Ostwind 2022 Teil 
von Ørsted. Schließlich wurde 2023 das Unter-
nehmen Ostwind Erneuerbare Energien GmbH 
in Orsted Onshore Deutschland GmbH umbe-
nannt. Mit mehr als 8.000 Mitarbeitern weltweit 
zählt Ørsted zu den nachhaltigsten Energieun-
ternehmen der Welt. Mit Hauptsitz in Dänemark 
sei das Unternehmen in vier Geschäftsbereichen 
tätig: Offshore Windenergie, Onshore Winde-
nergie, Solarenergie & Speicherung, Erneuerbarer Wasserstoff 
und grüne Kraftstoffe (P2X) sowie Bioenergie und andere. In 
Deutschland liege der Fokus auf Windenergie. Aus dem Fir-

mensitz in Regensburg und Niederlassungen in Essen, Lauf a.d. 
Pegnitz, Potsdam und Worms werden mit mehr als 70 Mitarbei- 

tern die folgenden Projekte in ganz Deutschland 
betreut: 413 Windenergieanlagen, 72 Windparks 
und 16 Solarparks.

Anhand des Bayernplans Energie 2040 der For-
schungsstelle für Energiewirtschaft e.V. zeigte 
von Aretin die Potenziale für den EE-Strombe-
reich auf. Demnach solle die installierte 
EE-Nennleistung im Zeitraum von 2019 bis 2040 
von 20 auf 99 GW gesteigert werden und die 
erzeugte EE-Strommenge im gleichen Zeitraum 
von 38 auf 108 TWh anwachsen. Auch die mitt-

leren Windgeschwindigkeiten zwischen 5 und 6 m/sec in 160 
m Höhe böten für viele bisher ungenutzte Flächen Potenzial 
für den Ausbau mit moderner Anlagentechnologie. 

Georg von Aretin
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KARL WEBER |  ROMOLD GMBH

Aus dem Untergrund – praktische 
Innovationen für die Netzinfrastruktur
Nach einer Vorstellung des Unternehmens Romold per Video betonte Karl Weber, wie wichtig 
Innovationen für die Zukunft in Bereichen wie Elektrizität, Treibstoffe, Mobilität und Gesundheit 
seien. Für alle diese Bereiche wird eine leistungsfähige Infrastruktur benötigt. ROMOLD sieht 
sich als Spezialist für die Herstellung markt- und bedarfsgerechter Kunststoff-Schächte. Als Pio-
nier auf diesem Gebiet seit mehr als 25 Jahren und als Anbieter von durchdachten System- und 
Individuallösungen kann Romold deshalb auf jeden Kundenwunsch reagieren.

Karl Weber

Zu den politischen Rahmenbedingungen sprach von Aretin 
zunächst, als möglichem Stolperstein das Windenergieflächen-
bedarfsgesetz an. Dieses sieht für Bayern einen Flächenbei-
tragswert (das ist der Anteil der Landesfläche in Prozent) von 
1,1 bis 2026 und 1,8 bis 2032 vor. Wenn Bayern diese Vorga-
ben nicht erreichen sollte, verlöre man jegliche Steuerungs-
wirkung. Für die Ausweisung von Windvorranggebieten seien 
die regionalen Planungsbehörden zuständig. Bisher wären 
aber viele Kriterien dabei bisher nicht berücksichtigt worden;
z.B.: Steillagen können nicht bebaut werden, zivile und mili-
tärische Luftfahrtbelange werden oft erst im Genehmigungs-
verfahren berücksichtigt, Höhenbeschränkungen führen zur 
Unwirtschaftlichkeit von Projekten und die Ausschreibungen 
von Flächen des Bayerischen Staatsforstes stocken seit Mona-
ten. Auch die bereits gelockerte 10-H-Regel behindere wei-
terhin den Windkraftausbau. Schließlich sei noch der Schutz 
von Vogelarten z.B. durch Populationsdichtezentren zu be-
rücksichtigen. 

Abschließend präsentierte von Aretin einen Lösungsansatz 
basierend auf kommunaler Kooperation. Die ZukunftsEner-
gie Nordostbayern GmbH (ZENOB) und die Orsted Onshore  

Deutschland GmbH haben die WINOB Windkraftwerke Nor-
dostbayern GmbH gegründet. Beide Partner halten je 50 Pro-
zent der Firmenanteile. Interessierte Kommunen könnten von 
dieser Kooperation wie folgt profitieren:

• Vertraglich garantierte Gewinnbeteiligung
• Klimafreundlicher und sicherer Strom für die  

Region zu fairen Preisen – auch für die Industrie
• 100 Prozent regionale Wertschöpfung aus der Region für die Region
• Betreuung und wirtschaftliche Absicherung durch die WINOB. GK

V.l.: Christoph Markl-Meider, Theresa von Hassel und Alexander Puritscher

Beim Blick auf die Zukunft der Kommunikation verwies Weber 
auf das erklärte Ziel bis 2030 eine flächendeckende Glasfaser-In-
frastruktur in Deutschland zu implementieren und den neuen 
Mobilfunkstandard der sechsten Generation bei der Einfüh-
rung zu unterstützen. 2023 wurde ein Glasfaseranschlussgrad 
von ca. 33 Prozent erreicht. Die Zukunft der Energieerzeugung 
sieht vor, dass bis 2045 die Energie von dann bis zu 1.300 TWh 
hauptsächlich aus regenerativen Quellen stammen soll. 2023 
wurden ca. 457 TWh produziert, davon 268 TWh bereits rege-
nerativ. Für die Zukunft der Mobilität soll bis 2050 der Verkehr 
ohne Emissionen und fossile Kraftstoffe stattfinden. Bis 2030 
sollen 1 Mio. Ladepunkte für Elektrofahrzeuge verfügbar sein. 
Diese Netze benötigen eine passive Infrastruktur basierend auf 
Kabelschächten, die den jeweiligen Zugang ermöglichen. 

Romold offeriert erprobte Kunststoff-Kabelschächte nicht nur 
für die Bereiche Elektro und Telekommunikation, sondern auch 
für Wasserver- und -entsorgung, Straßenentwässerung, Kanal-
sanierung und Druckentwässerung. „Jedes Kabel beginnt im 
Kunststoff-Kabelschacht,“ erklärt Weber und betont die Vor-
teile von Kunststoff als Material: „Unsere Schächte bestehen 
aus Polyethylen / Polypropylen, sind daher leicht und schnell 
einzubauen; sie sind belastbar bis D 400 nach DIN EN 124 und 
bieten die höchste Flexibilität der Anschlüsse.“ Der Werkstoff 
Polyethylen/ Polypropylen wird zu 100 Prozent als Neumate-
rial verarbeitet, ist leicht zu bearbeiten und resistent gegen 

Benzine, Säuren und Basen aus dem Erdreich und 100 Prozent 
recycelbar. „Diese Kabelschächte sind dicht und rund und in 
verschiedenen Bauhöhen monolithisch oder mehrteilig verfüg-
bar,“ fasste Weber diesen Produktbereich zusammen.

Als zweites Sortiment stellte Weber die ROM-Box vor, ein 
rechteckiger Kabelschacht. Der ist modular aufgebaut, sand-
dicht und in allen gängigen Größen verfügbar. Die Box wird mit 
Sonder- und handelsüblichen Abdeckungen angeboten. Die 
verriegelbare Romold-Abdeckung ist aus Guss oder Kunststoff 
und kann mit Beton bzw. frei wählbaren Stoffen gefüllt werden. 
Die Anschlüsse für alle Kabelleerrohrsysteme sind frei wählbar. 
Die ROM-Box ist ferner für die Überbauung bestehender Rohr-
trassen geeignet.

Zur Verbesserung der E-Mobilität muss die Infrastruktur für 
alternative Kraftstoffe ausgebaut werden. Die Mindestziele 
laut der seit März 2023 geltenden AFIR-Verordnung (Alter-
native Fuels Infrastructure Regulation) fasste Weber wie folgt 
zusammen:

• Ausbau der E-Ladesäulen bis 2025: 
alle 60 km für PKW und alle 120 km für Nutzfahrzeuge / LKW / Busse

• Tankinfrastruktur für Wasserstoff bis 2030 alle 200 km
• LNG-Tankstellen für die Infrastruktur für emissionsfreie/-arme 

Fahrzeuge und Schiffe. GK
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RENÉ SCHOOF |  SCHWABEN NETZ GMBH

H2vorOrt – die Transformationsplanung der deutschen 
Gasverteilnetze und die Ausgestaltung in Bayerisch Schwaben   
„Der Anteil Erneuerbarer steigt, aber es geht nicht schnell genug. Wir brauchen bald große Mengen importierter klimaneutraler 
Energie. Die Transformation der Gasinfrastruktur kann einen relevanten Teil der Mammutaufgabe ‚Klimaneutralität‘ lösen und 
Wasserstoff in Deutschland verteilen“, hob René Schoof hervor. Die Verteilnetze versorgten hierbei 1,8 Mio. Industrie- und 
Gewerbekunden sowie die Hälfte aller Haushalte.

Für eine umfassende Transformation der Gasverteilnetze zur 
Nutzung klimaneutraler Gase wie Wasserstoff setzt sich H2  
vor Ort, die Dekarbonisierungsinitiative der deutschen Gasver- 
teilnetzbetreiber, ein. Von den 562.500 Kilometer deutscher 
 Gasverteilnetze betreiben die Projektpartner über 50 Prozent. 

Durch das standardisierte Planungsinstrument GTP ist die Kon-
zeption der Verteilnetztransformation in vollem Gange. Dabei 
führen die Verteilnetzbetreiber neben einer Kapazitätsanalyse 
und einer technischen Analyse auch eine Einspeise- sowie eine 
Kundenanalyse durch. Ziel ist Investitionsfähigkeit bis 2025.

Seit Anfang September liegt nun der GTP-Ergebnisbericht für 
2023 vor. 241 Verteilnetzbetreiber haben am GTP 2023 teilge-
nommen. 381 von 401 Landkreisen in Deutschland verfügen 
über Netze von GTP-Teilnehmern, über 415.000 Kilometer 
Gasverteilnetz werden von den GPT-Teilnehmern gemein-
schaftlich betrieben.

Bis 2030 wird in großen Teilen Deutschlands mit der Einspei-
sung von Wasserstoff (H2) in die Verteilnetze begonnen. Be-
reits 2035 werden in den meisten Landkreisen Teilnetze auf 
100 Prozent H2 umgestellt. Die vollständige Umstellung der 
Wasserstoffgebiete wird bis 2045 abgeschlossen sein. 

Erstmals wurden Zielzustände für 2045 ausgewertet: Es ist 
ersichtlich, dass Wasserstoff fast in ganz Deutschland zum Ein-
satz kommen wird. Viele Netzbetreiber gehen auch von einem 
gleichzeitigen Einsatz von Biomethan oder anderweitig klima-
neutral erzeugtem Methan aus.

76 Prozent der 1.908 befragten Industrieunternehmen rech-
nen mit einem zukünftigen Einsatz von Wasserstoff in ihrem 
Unternehmen. 932 von 951 befragten Kommunen setzen auf 
klimaneutrale Gase. Dabei hat sich gezeigt, dass 544 Kommu-

nen (58 Prozent) klimaneutrale Gase wie Wasserstoff langfris-
tig als einen Baustein der sicheren energetischen Versorgung 
sehen. 337 Kommunen (36 Prozent) halten dies für „möglich“ 
und nur 51 Kommunen (5 Prozent) sehen derzeit langfristig 
keinen Einsatz klimaneutraler Gase.

Der Bericht zeigt den Willen der Branche, die Klimaneutralität 
ambitioniert umzusetzen. Die Ergebnisse des GTP verdeutli-
chen, dass die Transformation der Gasverteilnetze zur Nutzung 
klimaneutraler Gase wie Wasserstoff eine entscheidende Rolle 
nicht nur für die Industrie, sondern auch für die kommunale 
Wärmeplanung haben wird.

„Die Transformationsplanung der Gasverteilnetze führt zu 
einem kohärenten Zielbild der deutschen Wasserstoffver-
sorgung“, erläuterte Schoof. Als Teil der energie schwaben 
Gruppe war schwaben netz von Anfang an Mitbegründer der 
Initiative H2vorOrt. Mehr als 95 Prozent seines regionalen 
Verteilnetzes ist bereits H2-ready. „Die vor uns liegende Auf-
gabe ist, bis 2045 zu 100 Prozent klimaneutrale Gase im Netz 
zu haben“, so Schoof.

Neben der Wärmeversorgung vieler Haushalte in Bayerisch- 
Schwaben sichert die schwaben netz die Energieversorgung 
zahlreicher Industrie- und Gewerbebetriebe. 850 Industrie- 
kunden sind angeschlossen. Insgesamt gibt es mehr als 100.000 
gasversorgte Haushalte. 

Im Rahmen des GTP wird im Netzgebiet der schwaben netz 
eine Umstellplanung erarbeitet. Mit dem Startschuss im Jahr 
2030 ist für jeden Hausanschluss und RLM-Kunden ein Jahr zur 
Umstellung vorgesehen. Das Augenmerk liegt dabei auf einer 
abgestimmten Planung mit sämtlichen vor- und nachgelager-
ten Netzbetreibern sowie der Konzentrierung der notwendi-
gen Umbaumaßnahmen auf die ersten Umstellzonen. DK

René Schoof
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DR.  TOBIAS KAUF |  SCHRAML GMBH

Smarte Prozessleit-, Fernwirk- und Automatisierungs- 
technik für Heizhäuser und Wärmenetze
Die Schraml GmbH beschäftigt sich seit 35 Jahren mit Infrastrukturthemen, insbesondere 
Kläranlagen, Wasserversorgung, Energie, Kanalnetze – mit dem Referenzkunden Stadt Nürn-
berg, Hochwasserschutz und Spezialprojekten wie z.B. der Stammstrecke in München. Die 
Themenkomplexe werden jeweils im Ganzen betrachtet. Mit Dr. Stephanie Kauf-Schraml als 
Clustersprecherin und Vorstandsvorsitzende des Umweltcluster Bayern engagiert sich das Un-
ternehmen auch in Umweltfragen. Dr. Tobias Kauf besitzt umfangreiche ISO-Zertifizierungen. 
Als Treiber für die Firmenaktivitäten nannte Kauf Wasserver- und -Entsorgungssicherheit, ex-
tremes Wetter wie Dürre und Hochwasser, Energiemanagement und -optimierung, IT-Sicher-
heit für KRITIS-Anlagen, KI, IIoT und Vernetzung.

Dr. Tobias Kauf

Anton Fuchs

Analysen helfen, Prozesse 
und Werte sicherzustellen

Für die Prozessleit-, Fernwirk- und Automatisierungstechnik 
hat Schraml eigene Hard- und Software als All-in-One Lösung 
entwickelt: AQASYS. AQASYS steht für einen Datenpool und ein 
Login, mit dem Prozessdaten und Energieflüsse entweder lokal 
oder aus der Cloud verarbeitet werden. Die Bedienung erfolgt 
über PC, Web oder App. 

Diese Funktionen und Menüs sind verfügbar: 
 
• Störmeldungen und Alarme
• Überwachen und Bedienen
• Grafische Auswertungen
• Protokollieren und Exportieren
• Steuern und Optimieren (Prozess, Energie)
• Maschinendokumentation, Wartung, Aufgaben
• Automatische Auswertungen, Anomalie-Erkennung.

Die von Schraml verfolgten Ziele für das Energie- 
management fasste Kauf wie folgt zusammen:

• Energiekosten senken, Lastspitzen verhindern,  
externen Bezug minimieren

• Erneuerbare Energien und verschiedene Quellen nutzen 
(auch sektorübergreifend), Energiewende meistern,  
hohe Eigendeckung, Dekarbonisierung

• Von der Energieanalyse zur Energieeffizienz, Transparenz der Energie- 
flüsse; Kennzahlen und Bilanzen; Querschnittscharakter beachten

• Weg von „manuellen“ Analysen und Eingriffen, hin zu automatischen 
Auswertungen, (aktiven) Regelungen und Optimierungen,  
systemische Perspektive

• Energie-Resilienz und Autarkie, dezentral, erneuerbar, ausfallsicher, autark 

Abschließend erläuterte Kauf am Beispiel eines Stadtwerks als 
Kunde, warum ein Leitsystem auch für Heizhaus und Fernwär-
me sinnvoll sei. Als Verantwortlicher für die Wärmeversorgung 
vieler Wohneinheiten müssen Prozesse und Werte sichergestellt 
werden. Dabei helfen Analysen zur Kontrolle sowie eine schnelle 
Störungs- und Verursachersuche. Im Hinblick auf Kosten und Ein-
sparpotenziale gelte es Optimierungspotenziale zu finden und 
umzusetzen. Dabei helfen das Verstehen von Einflussfaktoren 
auf die Wärmeerzeugung, ferner die Optimierung von Tempera-
turen und schließlich die Gegenprüfung von Werten und Rech-
nungen von Lieferanten. Die genannten Stadtwerke betreiben 
drei Blockheizkraftwerke, ein Fernwärmeversorgungsnetz von 
ca. 10 km, versorgen ca. 3.000 Wohneinheiten und 17 öffentliche 
Einrichtungen und haben 2023 16.500 MWh Wärme verkauft. 

Mit dem Einsatz von AQASYS wurden folgende Ziele erreicht: 

• Verantwortliche haben die Prozesse im Griff
• Beweiskräftige Daten gegenüber Wärmeabnehmern
• Kosten gespart durch Optimierung der Vorlauftemperatur
• Schnelle Reaktion und Fehlerbehebung durch Erkennen von Störungen
• Kontrolle und Korrektur von Abrechnungen der Lieferanten. GK
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DR.  THOMAS REIF  |  SONNTAG & PARTNER PARTNERSCHAFTSGESELLSCHAFT MBB

Von der Wärmeplanung zur Wärmeversorgung (aus Geothermie)

Auf die Frage, wie eine kommunale Wärmeplanung bis hin zu 
einer Wärmeversorgung aussehen kann, antwortet das KI-Pro-
gramm ChatGPT: Um eine Wärmeversorgung in einer Stadt 

oder Gemeinde klimaneutral zu gestalten, ist eine umfassen-
de Wärmeplanung erforderlich. Auch die Förderung von ener-
getischer Gebäudesanierung und die Implementierung von 
effizienten Wärmenetzen sind wichtige Schritte. Zudem ist es 
entscheidend, die Bürger in den Prozess einzubeziehen und 
zu sensibilisieren. Mit einem Mausklick erhält jeder von der KI 
mehr Informationen als „Keine Idee“. In diesem Fall steht die 
Abkürzung KI für kreativen Input. Doch besser als ein digita-
les Informationssystem, sind die analogen Ausführungen von 
Thomas Reif. Der Anwalt der mittelständischen Wirtschafts-
kanzlei Sonntag & Partner zeigte auf, wie jede Kommune bei 
der Wärmeplanung Ökonomie und Technologie am besten 
kombinieren und wie rechtliche Chancen und Hemmnisse für 
erneuerbare Wärme und Klimaschutz in der kommunalen Pla-
nung aussehen können. 

MAX RIEDL |  GENOSSENSCHAFTSVERBAND BAYERN E.V.

Kommune und Genossenschaft – so funktioniert’s
Für viele Kommunen stellt die Energiewende einen großen Kraftakt dar. Die Zusammenarbeit mit einer eingetragenen, lokalen Genos-
senschaft (eG) bietet hier eine wichtige Option für Kommunen, die Herausforderungen der Energiewende gemeinsam anzugehen. 

Max Riedl zufolge ist die Rechtsform Genossenschaft als Ge-
sellschaftsform besonders leistungsfähig bei der Transforma-
tion der Energiesysteme. Sie schafft Akzeptanz bei Bürgern 
und garantiert eine verlässliche Versorgung mit erneuerbaren 
Energien. Mittlerweile gibt es bayernweit 334 Energiegenos-
senschaften, allen voran Wärme- und Photovoltaikgenossen-
schaften. Sie alle sind ein wichtiger Bestandteil der lokalen 
Wertschöpfung.

Genossenschaften beteiligen Bürger, Kommunen, Unterneh-
men und Stadtwerke. Sie setzen vor Ort die Energiewende 
mit konkreten Projekten um. Die Beteiligung der Bürger ist 
unabdingbar, wenn das Projekt auf breite Akzeptanz stoßen 
soll und muss. Die Genossenschaft bietet hier die Möglich-
keit, die Einwohner der verschiedenen Kommunen zusam-
menzuführen, regelmäßige Bürgergespräche zu organisieren 
und die Wünsche und Bedenken der Bewohner in einem lang-
fristigen Prozess frühzeitig einzubeziehen.

Die Idee ist so simpel wie erfolgreich: Einer Genossenschaft 
kann man einfach beitreten und jedes Mitglied hat grundsätz-

lich eine Stimme – unabhängig von der Höhe der finanziellen 
Beteiligung – und damit das gleiche Gewicht bei Entscheidun-
gen. Einzelinteressen können deshalb nicht dominieren. Das 
schützt die Genossenschaft auch vor der Übernahme Dritter, 
die andere Interessen verfolgen. 

Die Genossenschaft fördert ihre Mitglieder, weil sie in der 
Lage ist, Leistungen anzubieten, die das einzelne Mitglied 
allein nicht oder nur unter großem Aufwand erbringen kann. 
Da die Gesellschaft in erster Linie den Mitgliedern verpflich-
tet ist, geht es nicht um eine kurzfristige Gewinnmaximie-
rung, sondern um einen langfristigen Nutzen der eingelegten 
Mitgliedsanteile. Zudem handelt es sich bei der Genossen-
schaft um eine insolvenzsichere Gesellschaftsform – dazu 
dient auch die übergeordnete Kontrolle durch den Genossen-
schaftsverband Bayern. Insgesamt fußt das demokratische 
Geschäftsmodell der Genossenschaft auf den Grundprinzi-
pien Selbsthilfe, Selbstverantwortung und Selbstverwaltung. 

„Der GVB schafft Mehrwert für seine Mitglieder“, unter-
strich Riedl. „Mit unserem Prüfungsauftrag leisten wir einen 
wichtigen Beitrag zur Sicherung der genossenschaftlichen 
Solidargemeinschaft. Zudem bündeln, schaffen und teilen 
wir wertvolles Wissen. Daraus entwickeln wir praxisnahe 
Weiterbildungsangebote. Mit unserer Akademie sind wir der 
zentrale Partner für Fortbildungen. Als konstruktive Gestal-
ter engagieren wir uns im Verbund und vertreten dort und 
gegenüber der Politik und der Öffentlichkeit die Interessen 
unserer Mitglieder und unserer genossenschaftlichen Fami-
lie. Wir beraten und betreuen unsere Mitglieder bei ihren 
strategischen, betriebswirtschaftlichen, organisatorischen, 
steuerlichen und rechtlichen Herausforderungen – kompe-
tent, effizient und praxisnah.“ DK   

Max Riedl

V.l.: Franz Bezold, Niklas Bammler, Dr. Thomas Reif und Maximilian Erhardt
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HAGEN FUHL |  SENERTEC KRAFT-WÄRME-ENERGIESYSTEME GMBH

Mit KWK die Anforderungen des Gebäudeenergie-   und des Wärmeplanungsgesetzes erfüllen

  Folgende Punkte hob Fuhl hervor:

• Die Bundesregierung hinke ihren Zielen beim Ausbau erneuerbarer 
Energien sowie hinreichend gesicherter, steuerbarer Kraftwerks- 
leistung hinterher. 

• Die Versorgungssicherheit sei gefährdet, der Strom sei teuer 
und Auswirkungen der Energiewende auf Landschaft, Natur und 
Umwelt könne die Bundesregierung nicht umfassend bewerten. 

• Diese Lage berge erhebliche Risiken für den Wirtschaftsstandort 
Deutschland sowie die Akzeptanz der Energiewende in  
der Bevölkerung.

• Bereits heute stehe die Bezahlbarkeit der Stromversorgung in Frage.
• Der Zeitplan zum Zubau gesicherter, steuerbarer Backup-Kapazitäten 

mit der jüngst vorgestellten Kraftwerksstrategie sei voraussichtlich 
nicht einzuhalten.

• Zudem sei absehbar, dass insbesondere Windenergie an Land  
nicht in dem gesetzlich vorgesehenen Umfang ausgebaut werde.

• Der Stand des Netzausbaus liege erheblich hinter der Planung 
zurück, genauer gesagt: Ganze sieben Jahre. 

Das Gesamtfazit des Rechnungshofes laute: „Die Maßnahmen 
der Bundesregierung zur Umsetzung der Energiewende sind 
ungenügend und bergen deshalb gravierende Risiken.“ Zu 
den steigenden Stromkosten – die Stromnetzentgelte inklusi-
ve Messung und Messstellenbetrieb haben sich im Zeitraum 
2014 (6,63 Ct/kWh) bis 2024 (11,51 Ct/kWh) um rund 74 
Prozent erhöht – bemerkte Fuhl, dass diese auch weiterhin 
steigen werden. Gewichtiger Treiber dazu seien die Netz-
ausbaukosten. Entlastungen der Endverbraucher seien aber 
durch Förderungen und Steuerbefreiungen möglich.

Die vorteilhaften Eigenschaf-
ten einer Wärmepumpe erläu- 
terte Fuhl danach wie folgt. 
Qualitativ betrachtet gelte: Je 
niedriger die Außenlufttem-
peratur, desto niedriger ist die 
Leistungszahl. Hohe Leistungs-
zahlen würden in der Regel ab 
ca. der Heizgrenztemperatur 
erreicht. Je höher die Vorlauf- 
temperatur sei, desto niedri- 
ger fiele die Effizienz der Wär- 
mepumpe aus. Ideal wäre der Betrieb bei positiven Außentem-
peraturen und einer möglichst niedrigen Rücklauftemperatur. 
Und das wäre die ideale Kombination mit einer Kraft-Wär-
me-Kopplung (KWK). Bei intelligentem Einsatz könne sich 
der Wärmepreis sogar halbieren. Wärmepumpen seien sehr 
gut geeignet im Neubau bzw. bei Sanierungen, insbesonde-
re mit Flächenheizung und niedrigen Vorlauf-Temperaturen. 
Möglicherweise könnten sich dabei Probleme für die Warm-
wasserbereitung ergeben. Leider limitieren notwendige hohe 
Systemtemperaturen (z. B. im Bestand) im Heizkreis die Effizienz.

Senertec stelle bereits heute schon die Technologien für mor-
gen zur Verfügung. Fuhls Fazit: KWK helfe bei Überlastung des 
Netzes ausreichende Energie für Wärmepumpe und E-Auto 
zu liefern. Aber auch ein Hybridsystem bestehend aus dem 
Firmenprodukt Dachs und Wärmepumpe mache Sinn. Hyper-
dachs erfülle zudem die Anforderungen des Gebäudeenergie-
gesetzes, spare eine Menge CO2 und könne den Wärmepreis 
halbieren. GK

Hagen Fuhl

Zur Einstimmung auf das Thema verwies Hagen Fuhl auf einen kürzlichen Bericht der Wirtschaftswoche, wonach  
der Bundesrechnungshof auf 58 Seiten mit der Energiewende abrechnet und auf erhebliche Risiken. 

Dabei empfahl Reif, bereits frühzeitig ein großes Augenmerk 
auf die wirtschaftliche und finanzielle Machbarkeit zu legen. 
„Auch wenn die Kommune vielleicht externe Fachleute und 
Experten auf dem Gebiet der Energietechnik, Wärmeversor-
gung und Fernwärmenetzausbau beauftragt hat, bringen Sie 
sich als Kommune unbedingt mit ihrem Wissen aus den Ener-
gienutzungsplänen ein. Dieser Prozess mag zwar kleinteilig 
und zeitintensiv sein, aber spätestens bei der Überprüfung 
der Banken auf Projektwirtschaftlichkeit ist das Ihr Vorteil. 
Denn Sie treten glaubhafter und transparenter gegenüber 
Kreditgebern auf“, sagte Reif. „Dies sind dann ebenfalls die 
big points bei ihrer Darlehensanfrage wie die Zusammen-
stellung von Unterlagen, die neben einem intelligenten Er-
zeugungsnetzkonzept auch einen belastbaren Businessplan 
umfassen sollen. Die Businessplan-Säulen wären Auskunft 
über Eigenkapital, Sicherheiten für Darlehen, Projektpart-
ner, marktfähige Wärmepreise und bereits erfolgte Prüfun-
gen von Landes- und EU-Förderungen. Denn sehr früh stellt 
sich in jedem Projekt die Frage nach der Finanzierbarkeit. 
Oftmals sind die Projektinitiatoren auf Fördermittel angewie-
sen. Nur diese gewährleisten die Umsetzung und sie können 

mit der Detailplanung starten.“ Der Fachanwalt ist sich si-
cher, dass es ohne Fördermittel keinen flächendeckenden, 
kommunalen Netzausbau geben könne – das sei nach seiner 
Erfahrung essenziell bei Geothermieprojekten. Daher begrü-
ße er die Ankündigung, dass beispielsweise ab Mitte 2024 
ein KfW-Förderprogramm an den Start gehen soll, das Tie-
fengeothermie mit Krediten finanziert. Als groben Zeitplan 
für die unterschiedlichen Schritte der Wärmeplanung vom 
Vergabeverfahren und Finanzierung der Idee bis hin zum 
Bau und Betrieb kalkuliert Reif mit einer Dauer von durch-
schnittlich fünf Jahren. Zum Schluss appellierte der Anwalt 
an die Zuhörer: „Machen Sie die Wärmeplanung zu einem 
Bürgermeisterprojekt. Denn bei der Umsetzung ist neben 
Durchhaltevermögen und Kommunikation vor allem die 
Begeisterung der Stadtspitze der wichtigste Faktor für den 
Erfolg. Des Weiteren binden Sie frühzeitig die Bürger genau-
so ein wie die größten Abnehmer z. B. ihre Mittelstandsbe-
triebe im Ort. Werden alle diese Punkte berücksichtigt, so 
steht einer erfolgreichen, kommunalen Wärmeplanung auf 
einem stabilen, transparenten, gesellschaftlich breiten und 
planbaren Fundament nichts mehr im Wege.“ HOF
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KRISTIAN KLÄGER |  TERAHASH.ENERGY GMBH

Bitcoin als ESG-Technologie & Energie-Infrastruktur:
ökonomische und ökologische Chancen für den 
Standort Deutschland
ZUKUNFTSCHANCE BITCOIN: DIGITALE WÄHRUNG FÜR ANALOGE ENERGIEWENDE

Bitcoin ist die grünste Branche der Welt. Hier ist sich Kristian 
Kläger (terahash.energy GmbH) sicher, vorausgesetzt Politik, 
Wirtschaft und Bevölkerung schenken dieser neuen Tech-
nologie mehr Vertrauen als ihr mit Ängsten zu begegnen. In 
seinem Vortrag warb Kläger für mehr Offenheit. Bitcoin sei 
eine Absicherung und ein verlässlicher Motor für die Energie-
wende. „Ich sehe die staatlich unabhängige Kryptowährung 
Bitcoin als eine Brückentechnologie für die grüne Transfor-
mation,“ sagte Kläger. 

„Bitcoin-Mining-Anlagen fördern den Ausbau der Erneuerba-
ren Energie, tragen zur Netzstabilisierung bei und können die 
erzeugte und verbrauchte Elektrizität fein und in Echtzeit aus-
balancieren. Denn das Problem bei Solar- und Windenergie 
ist die variable Energieproduktion und die damit verbundene 
Energieverschwendung, wenn mehr Energie produziert wird, 
als die lokale Nachfrage benötigt. So könnten Mining-Zent-
ren in der Nähe von Solar- und Windkraftanlagen angesiedelt 
werden, um ansonsten verschwendete Energie zu günstigen 
Preisen zu nutzen.“ In seinem Vortrag zeigt er das Potenzial 
auf, wie Bitcoin als ESG-Technologie ungenutzte Energieres-
sourcen erschließen kann. 

Seit Jahren sucht Kläger nach Lösungen, um das Energiema-
nagement der von ihm geleiteten Kläger Group zu verbes-
sern und sich in Zukunft unabhängiger aufzustellen. Denn 
das Plastikindustrieunternehmen entwickelt und produziert 
mit hohem Energieaufwand Sprühsysteme und Kunststoff- 
flaschen. Nun hat er ein eigenes Energie-Start-Up terahash.
energy GmbH gegründet. „Ich bin überzeugt: Wer in Deutsch-
land energieintensiv produzieren will, muss seinen eigenen 

Strom erzeugen. Der Einsatz von erneuerbaren Energien, 
kombiniert mit neuen Technologien wie wassergekühlten 
Bitcoin-Rechenzentren, spielt eine wichtige Rolle bei der 
grünen Transformation“, erläuterte Kläger. „Mit terahash 
verbinden wir die beiden Zukunftsthemen Bitcoin und Ener-
gie-Infrastruktur und schaffen ein modernes, dezentrales 
Energiesystem. Denn bis jetzt kann die Frage im Detail nicht 
beantwortet werden: Was geschieht mit dem Strom, wenn 
der Betrieb ihn akut nicht benötigt? Bitcoin kann als unab-
hängiges Netzwerk als hochflexibler und verlässlicher Stro-
mabnehmer genutzt werden.“ Er ist sich sicher, dass Bitcoin 
eine Energieinfrastruktur mit unfassbarem Potenzial und 
Chancen für die Energiewende, Netzstabilität und Ausbau 
erneuerbarer Energien schaffe. Ihm stehe bei der Kryptowäh-
rung immer noch zu stark allein der hohe Energieverbrauch 
im Fokus. Bei seinem Fazit über den Status Quo sprach Kläger 
auch offen über den in der Öffentlichkeit immer wieder dis-
kutierten ökologischen Fußabdruck: „Die seit 2009, den An-
fangszeiten der Kryptowährung, immer wieder vorgebrachte 
CO2-Bilanz beim Mining („Schürfen“), der Erzeugung des 
neuen Kryptogeldes, ist bis heute ein Imagekiller für Bitcoin. 
Für mich ist Bitcoin-Mining ein Baustein für die Energiewen-
de. Ich möchte an unserem Beispiel vielmehr Lösungen und 
Visionen aufzeigen, wie mit dieser Technologie eine nachhal-
tige Wertschöpfung in Deutschland umgesetzt werden kann. 
Unser eigenes Forschungszentrum, das Energy-Lab, wird mit 
Solarenergie betrieben. Überschüssige Energie fängt unser 
Bitcoin-Rechenzentrum auf und monetarisiert diese. So ha-
ben wir mit Bitcoin-basierten Energielösungen als Mittel-
ständler schon unser Energiemanagement stark verbessern 
können.“ HOF

Bitcoin-Mining als Baustein 
für die Energiewende

Kristian Kläger

Michael Bohlinger (l.) im Gespräch mit Kristian Kläger
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Im Zuge der Energiewende besteht Bremer zufolge dringender 
Handlungsbedarf: Das Stromnetz passe immer weniger zu den 
Bedürfnissen der Erneuerbaren. Die Betreiber der sogenannten 
Stromautobahnen gehen davon aus, dass sich wegen des Ver-
zichts auf Kohle, Öl und Erdgas der jährliche Stromverbrauch in 
Deutschland bis 2045 auf über 1.000 Terawattstunden verdop-
pelt. Zur Deckung wird mit einer Verfünffachung der installier-
ten Leistung aus erneuerbaren Energien auf rund 700 Gigawatt 
im Jahr 2045 gerechnet. Sie zu integrieren und einen sicheren 
Netzbetrieb zu ermöglichen, erfordert weiteren Netzausbau. 
Laut den Netzbetreibern werden 14.000 Kilometer neue Hoch- 
und Höchstspannungsleitungen benötigt, die aktuelle Stro-
mübertragungsnetzlänge beträgt 35.000 Kilometer. 

Auch sind hierzulande vielerorts Leitungen und Kanäle der öf-
fentlichen Wasserversorgung und Abwasserentsorgung am 
Ende der Nutzungsdauer angekommen und müssen saniert 
oder erneuert werden. Das deutsche Bundeswasserstraßen-
netz umfasst ca. 7.300 Kilometer, wobei zahlreiche Anlagen 
eine überschrittene Nutzungsdauer aufweisen. „Deutschland 
befindet sich am Wendepunkt“, so der Rechtsanwalt. Für den 
notwendigen Umbau zur Klimaneutralität bis 2045 wird etwa 1 
Billion Euro für Zusatzinvestitionen in „grüne Sachgüter“ nötig 
sein, für den Ersatz oder die Instandhaltung bestehender Infra-
struktur, Anlagen oder Gebäude ca. 5 Billionen Euro.

Mit Blick auf das Vortragsthema erstellte Bremer eine Roadmap, 
„ein Grundkonstrukt zur eigenen Realisierung der Energie- und 

Wärmewende“, bestehend aus Bedarfsanalyse, Analyse der 
Energieeffizienz, Finanzierungsstrategie, Ausbau und Integrati-
on Erneuerbarer Energien, Ausbau des Wärmenetzes mit Fokus 
auf Fernwärme, Konzept für Wärmespeicher, Beteiligung und 
Einbindung der Bürger sowie Umsetzung und Monitoring. 

Ein vielversprechender Lösungsweg für eine Dekarbonisie-
rung der Energieerzeugung und des Energieverbrauchs ist die 
Sektorenkopplung. Zukunftsweisende Antworten sowohl auf 
die aktuellen Herausforderungen im Bereich Energiebeschaf-
fung als auch die Elektrifizierung des straßengebundenen 
Nahverkehrs gibt hier etwa die eMIS Management GmbH. Sie 
vermietet E-Busse und smarte Ladetechnik zu attraktiven Kon-
ditionen. Jeder ÖPNV-Busbetreiber, ob kommunal oder privat, 
im Ballungs- oder ländlichen Raum, kann auf diese Weise ohne 
Einsatz von Eigen- oder Fremdkapital auf E-Mobilität umstellen. 
Auch der Strom aus erneuerbaren Energien kommt von eMIS. 
Somit wird der elektrische ÖPNV-Busbetrieb wirtschaftlich und 
klimafreundlich.

Auch in der Verstärkung der interkommunalen Zusammenar-
beit, beispielsweise durch die Gründung eines Regionalwerks, 
sieht Bremer eine Möglichkeit, die zahlreichen Hausausfor-
derungen „im Wettlauf um die Milliarden“ zu stemmen und 
sowohl die kommunalen Pflichten zu erfüllen als auch die ei-
genen Chancen wahrzunehmen. Gemeinsam mit Kommunen 
und den Bürgern vor Ort mache das Kommunalunternehmen 
den Ausbau erneuerbarer Energie vor Ort gestaltbar. Bremer: 
„Die Energiewende wird vor allem auch eine regionale Wende 
mit deutlich mehr dezentralen Erzeugungen sein. Dann wird es 
eben darauf ankommen, was vor Ort gemacht wird.“ DK

DR.  HENRIK BREMER |  WIRTSCHAFTSRAT RECHT

Wettlauf um die Milliarden – wer sollte wann was tun?
Neben den aktuellen Herausforderungen der Infrastrukturtransformation widmete sich der Vortrag von Dr. Henrik Bremer 
dem immensen Investitionsbedarf, der bereits gegenwärtig tiefgreifende Auswirkungen auf die allgemeine Preisentwick-
lung hat und den deutschen Markt beeinflusst. Zudem gab der Geschäftsführer einen strategischen Überblick, wie Kom-
munen einen eigenen Fahrplan für die Umsetzung der Energie- und Wärmewende entwickeln können.

Dr. Henrik Bremer

Überschrittene Nutzungsdauer vieler Anlagen
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Mit einem Blick auf die Europäische Perspektive begann Her-
fried Harreiter seine Präsentation und beleuchtete das 2040 
Rahmenwerk der EU. Dieses nicht verbindliche Dokument be-
stätigt die zunehmende Elektrifizierung als Voraussetzung für 
die Dekarbonisierung. Die Elektrifizierung soll bis 2040 48 bis 
51 Prozent des finalen Energieverbrauchs konsumieren und 
sich bis 2050 auf bis zu 62 Prozent erhöhen. Die gesamte in-
stallierte Kapazität wird sich im Zeitraum von 2022 bis 2040 
verdoppeln. Das System soll dann auf 81 bis 87 Prozent erneu-
erbaren Energien basieren. Gleichzeitig wird ein zunehmender 
Bedarf an flexiblen Speichern prognostiziert. Die gesamte Spei-
cherkapazität soll sich von 50 auf 531 bis 636 GWh verzehn-
fachen. Harreiter verwies dazu auf die kürzlich verabschiedete 
Kraftwerksstrategie Deutschland mit dem Fokus auf gesicherte 
Leistung, wonach Deutschland bis 2045 ein klimaneutrales In-
dustrieland werden soll. 

Zu den Möglichkeiten der flexiblen Wasserkraft erklärte Har-
reiter: „Da gibt es zum einen reine Speicherkraftwerke. Hier 
wird der natürliche Zufluss in einem Speicher aufgestaut und 
saisonal oder kurzfristig verlagert. Ein Beispiel dafür ist das 
heute bereits erwähnte Walchenseekraftwerk. Daneben gibt 
es Pumpspeicherkraftwerke: Statt durch natürlichen Zufluss 
wird der Speicher mit hochgepumptem Wasser gefüllt. Ein 
Beispiel dafür ist Goldisthal in Thüringen von Vattenfall. Spe-
ziell im alpinen Bereich gibt es auch Kombinationen von na-
türlichem Zufluss und Pumpspeicherung. Als Beispiel nenne 
ich hier die von uns betriebenen vier hochflexiblen Kraftwerke 
der Gruppe Zemm-Ziller im Zillertal.“

Beim anschließenden Vergleich des Wirkungsgrades verschie-
dener Speichertechnologien – konkret Pumpspeicherkraft-
werk (PSKW), Batterie und Power-to-Gas-to-Power (P2G2P) 
– verwies Harreiter auf die unterschiedliche Lebensdauer die-
ser Technologien. Sie liegt bei PSKW zwischen 80 und 100 Jah-
ren, bei Batterien zwischen 7 und 10 Jahren sowie bei P2G2P 

zwischen 18 und 20 Jahren. Den höchsten Wirkungsgrad von 
90 Prozent erreichen Batterien, gefolgt von PSKW mit 80 Pro-
zent jeweils bei geringen Investitionskosten. Die P2G2P-Tech-
nologie besitzt nur einen geringen Wirkungsgrad zwischen 30 
und 35 Prozent bei hohen Investitionskosten.

Der Überblick der Stromerzeugung im Jahr 2021 in Deutsch-
land und insbesondere in Bayern zeigte auch die Bedeutung 
der Wasserkraft. Folgende Zahlen präsentierte Harreiter:

  BRUTTOSTROMERZEUGUNG DEUTSCHLAND  585 TWH

• Erneuerbare Energien (EE) 237 TWh (rd. 40 Prozent)
• Erzeugung Wasserkraft 19,4 TWh (rd. 8 Prozent der EE)
• Anzahl Wasserkraftanlagen  rund 7.300 Anlagen, davon  

   31 Pumpspeicherwerke 

  BRUTTOSTROMERZEUGUNG BAYERN   80,1 TWH

• Erneuerbare Energien (EE) 38,4 TWh (rd. 48 Prozent)
• Erzeugung Wasserkraft 11,4 TWh (rd. 30 Prozent der EE)
• Anzahl Wasserkraftanlagen  rund 4.200 Anlagen, davon 

    7 Pumpspeicherwerke 

86 Prozent der Wasserkrafterzeugung in Deutschland stammen  
aus Bayern (59 Prozent) und Baden-Württemberg (27 Prozent).

Der VERBUND Innkraftwerke hat derzeit 17 Wasserkraft-Pro-
jekte in der Ausführung und investiert dafür insgesamt 1,5 
Mrd. EUR. Das größte Projekt ist das Pumpspeicherkraftwerk 
Limberg III als Erweiterung der Kraftwerksgruppe Kaprun mit 
Investitionen von 570 Mio. EUR. Damit verbunden sind umfas-
sende ökologische Ausgleichsmaßnahmen. Harreiters Fazit: 
„Auch in einem künftigen erneuerbaren Energiesystem spielt 
die Wasserkraft eine wesentliche Rolle.“ GK

DIPL.- ING.  HERFRIED HARREITER |  VERBUND INNKRAFTWERKE GMBH

Energiewende und flexible Wasserkraft

V.l.: Dr. Josef Rampl, Theresa von Hassel, Georg Loy und Fritz Schweiger

Herfried Harreiter
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DIPL- ING.  GEORG LOY |  VERBUND INNKRAFTWERKE GMBH

Der Wasserkraftbetreiber – vom physikalisch-technischen 
Hintergrund zur Umsetzung wesentlicher Zukunftsthemen
Die aktuellen Themen reichen von Hochwasserschutz, Klima- 
folgenanpassung, EU-Biodiversitätsstrategie, Wasserrahmen- 
richtlinie, Erhalt gefährdeter Fischpopulationen und Arten-
schutz, Umgehungsgewässer und Auen im systemischen, pro-
zessorientierten Ansatz, Energiewende und Energiespeicher. 
Dazu ermunterte Loy gleich zu Beginn seiner 
Präsentation die Anwesenden auch persön-
lich mitzumachen: „Es handelt sich um eine 
gesellschaftliche Aufgabe, die im Konsens mit 
gemeinsamen Zielen realisiert werden muss! 
Alle im Raum sind gefordert!“

Den wissenschaftlich technischen Hintergrund 
bezeichnete Georg Loy mit: „Alles ist Physik!“ 
Deshalb seien für die meisten Naturgesetze 
exakte Berechnungen und Modellierungen 
möglich. Zu den ökologischen Themen werde 
hingegen Grundlagenforschung betrieben, die sich auf statis- 
tische Methoden stützt. Als Beispiel für exakte Berechnung 
erklärte er die Formel zum Berechnen der Leistung einer 
Turbine in einem Wasserkraftwerk:  P = ŋ * p * g * h * Q  
(Leistung = Wirkungsgrad*Wasserdichte*Fallbeschleunigung*nutzbare 
Fallhöhe*Volumenstrom). 

Nach einem Blick auf die in der Resolution der Vereinten Na-
tionen Agenda 2030 festgeschriebenen nachhaltigen Entwick-
lungsziele widmete sich Loy dem Programm „Wasserzukunft 
Bayern 2050“, der integralen Strategie der bayerischen Wasser-
wirtschaftsverwaltung zur mittel- bis langfristigen Bewirtschaf-
tung unserer Wasserressourcen, die für bislang absehbare 
Folgen des Klimawandels und weitere Veränderungsfaktoren 
Anpassungsmaßnahmen ableitet. Sie umfasst die vier strate-

gischen Bereiche Wassersicherheit (Trockenheit und Dürre), 
Hochwasserschutz, Ökologie und Sozialfunktion. Zum Thema 
Hochwasser bemerkte Loy, dass dieses keine abstrakte Gefahr 
darstelle. Man könne sich schützen durch ständiges Messen und 
Modellieren sowie eine rechtzeitige Anpassung von Dämmen 

und Deichen und Schaffung von Resilienzen. Für 
große Gewässer bestehe bereits die Norm HQ 
1000 DIN 19700 Teil 13, die bei entsprechender 
Anpassung für eine angemessene Sicherheit 
sorgt. Bei Extremereignissen böten Polder zu-
sätzliche Sicherheit. Als Beispiel verwies Loy 
auf das Hochwasser von 1985: „Durch die 
konsequente Umsetzung und Beseitigung von 
Schwachstellen nach dem Hochwasser 1985 
konnten wesentliche Defizite beseitigt werden. 

Es ist aber die Aufgabe neue Schwachstellen 
und Schadstellen systematisch zu analysieren und zu beseiti- 
gen, um für das nächste Ereignis gewappnet zu sein.“ Er konsta-
tierte: „Nach dem Hochwasser ist vor dem Hochwasser!“ 

Danach erläuterte Loy die Ziele der Wasserrahmenrichtlinie 
(WRLL): Die Erhaltung und Förderung der Funktion der Gewäs-
ser und des Naturraums mit seiner Interaktion. Die Wasserkraft 
muss für eine Durchgängigkeit für Fische, Sedimentfunktion 
und Habitate für alle Lebewesen am Fluss sorgen. Alle Themen 
der Wasserkraft müssen flussgebietsbezogen, systemisch be-
trachtet werden. Wasserkraft ist nachhaltig, auch mit der regel-
mäßigen Notwendigkeit zur Hochwasserschutzanpassung z.B. 
durch neue Normen. Deshalb forderte Loy: „JEDER, aber auch 
der Staat, hat die Aufgabe die Biodiversität zu stärken, Habitate 
zu erhalten und Prozesse in den Raum bringen.“ GK

THEODOROS REUMSCHÜSSEL |  UNIPER KRAFTWERKE GMBH

100 Jahre Walchenseekraftwerk
Das Walchenseekraftwerk möchte das Jubiläumsjahr auch 
für besondere Publikumsveranstaltungen nutzen. Theodoros 
Reumschüssel bot dazu einen persönlichen Besuch des Kraft-
werks an oder zumindest den Besuch des Ausstellungsstandes. 
Dort lag nämlich für die Besucher das Jubiläumsmagazin aus, 
mit wirklich interessanten Geschichten, die von der Beleg-
schaft auf insgesamt 100 Seiten zusammengetragen wurden. 
Dieses Magazin enthält aber nicht nur Geschichten, sondern 
dokumentiert auch die Geschichte des Wasserkraftwerks.

Bereits 1866 entstanden die ersten Ideen zur Nutzung des 
Walchensees um Energie zu erzeugen. Erst durch den per-
sönlichen Einsatz von Oskar von Miller entstanden daraus 
konkrete Pläne. Dazu präsentierte Reumschüssel ein Zitat aus 
einem Vortrag von Millers am 17. Mai 1907: „Die Ausnützung 
des zirka 200 Meter hohen Gefälles zwischen Walchensee 
und Kochelsee ist so naheliegend, dass dieses Projekt zu den 
ältesten und am häufigsten vorgeschlagenen Wasserkraft-
projekten in Bayern gehört.“ Und es gab zu dieser Zeit auch 

andere Ideen: Der Walchensee sollte um sechs Meter höher 
aufgestaut werden. Das wäre jedoch ein unvorstellbarer Eingriff 
in die Landschaft gewesen.

Im Juni 1918 beschloss der bayerische Landtag den von Miller 
vorgeschlagenen Kraftwerksbau. Es sollte aber nicht nur ein 
Kraftwerk entstehen, sondern ein ganzes Kraftwerksystem. 

Georg Loy

Theodoros Reumschüssel und Manuela Winbeck
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Das Lieferprogramm von Alpe Pipe Systems für den Rohrlei-
tungsbau umfasst Stahlrohre und Formteile, Gussrohre und 
Formteile, Armaturen, Hydranten und Rohrleitungszubehör. In 
seiner Präsentation konzentrierte sich Alois Kluibenschädl auf 
Stahlrohre mit Durchmessern von einem Zoll bis zu vier Meter 
und Formteile sowie einige Referenzprojekte. Der Partner Man-
nesmann Line Pipe aus Deutschland ergänzt das Lieferprogramm 
mit Stahlrohren für folgende Einsatzbereiche: Trinkwasser, Ab-
wasser, Kraftwerksbau, Feuerlöschleitungen, Beschneiungsanla-
gen, Gasleitungen sowie diverse Sonderanwendungen.

Kluibenschädl beschrieb zunächst als wichtige Komponente die 
verschiedenen Verbindungssysteme für Stahlrohre. Dazu zählen:

• Stumpfschweißverbindung DN50 – DN4000
• Einsteckschweißmuffe DN80 – DN1200
• Die Eigenentwicklung „FUCHSROHR“  

Steckmuffenverbindung DN80 – DN600
• Kupplungsverbindung DN25 – DN600.

Diese Verbindungssysteme beleuchtete Kluibenschädl anschlie- 
ßend im Detail. So ist bei Stumpfschweißverbindungen ab DN 
500 ein nachträgliches Beschichten des Verbindungsspaltes 
mit Zementmörtel möglich. Als Innen-Beschichtungsvarianten 
nannte er: FBE-Epoxy, Liquid-Epoxy, PUR, und für die Außenbe-
schichtung: PEHD, FZM, PUR, Epoxy. Die Einsteckschweißmuffe 
wird vorwiegend bei innenzementierten Rohren eingesetzt, 
oder auch für aggressive Wässer. Die Schweißung erfolgt mit-
tels Kehlnaht und Schweißnahtprüfung mittels Rot-Weiß Prü-
fung. Es besteht eine durchgehende Zementauskleidung im 
Verbindungsbereich, dadurch ist kein Nachzementieren erfor-
derlich. Die Eigenentwicklung „FUCHSROHR“ wird als Steckmuf-
fenverbindung mit Gussformteilen und Riegelverbindung mit 
Gussdoppelmuffen angeboten. Bei beiden Varianten sorgt das 
Einschrumpfen der Verbindung für einen lückenlosen Vollschutz 
(Vollschutzumhüllung). Das Sortiment Kupplungsverbindungen 
umfasst eine große Anzahl von längskraftschlüssigen und nicht 

längskraftschlüssigen Kupplungen. Auch hier bieten eine durch-
gehende Zementauskleidung im Verbindungsbereich und das 
Einschrumpfen der Verbindung einen lückenlosen Vollschutz.

Als Höhepunkt seines Vortrags präsentierte Kluibenschädl ei-
nige aktuelle Referenzprojekte. Nach rund 100 Betriebsjahren 
mussten die alte Stahldruckrohrleitung des Wasserkraftwerks 
der Österreichischen Bundesbahn Spullersee erneuert werden. 
Es wurden im Zeitraum Mai bis Oktober 2020 insgesamt 1.451 m 
spiralgeschweißte Stahlrohre DN 1100, in verschiedenen Wand- 
dicken, für einen Betriebsdruck bis zu 80 Bar verlegt. Als Ver-
bindungsart wurde die Stumpfschweißverbindung gewählt. 
Für das Wasserkraftwerk Sellrain wurden im Zeitraum Oktober 
2021 bis September 2022 insgesamt 3.565 m spiralgeschweißte 
Stahlrohre DN 1300 für einen Betriebsdruck bis zu 50 bar ver-
legt. Als Verbindungsart wurde auch hier die Stumpfschweiß-
verbindung gewählt. Und im Zeitraum Mai bis Oktober 2021 
wurden insgesamt 2.540 m längsnahtgeschweißte Stahlrohre 
DN 300 mit Stangenlängen von 6 bis 12 m für einen Betriebs-
druck von 40 bar verlegt. Als Verbindungsart wurden zugfes-
te Steckmuffenverbindungen FURO eingesetzt. „Das war ein 
besonders anspruchsvolles Projekt, weil wir hier vorgefertigte 
Stahlbrücken mit Hubschraubern verbauen mussten“, betonte 
Kluibenschädl. GK

ALOIS  KLUIBENSCHÄDL |  ALPE PIPE SYSTEMS GMBH & CO KG

Stahlrohre für Wasserkraftwerke

Oskar von Miller hatte nämlich vorgeschlagen einen bayeri-
schen Hochspannungsring zu bauen. Dieser Ring mit der ersten 
Kraftquelle im Süden, dem Walchensee-Kraftwerk war dann 
auch die Geburtsstunde der bayerischen Landes-Elektrizitäts-
versorgung, später Bayernwerk AG. Dazu zitierte Reumschüssel 
nochmals von Miller: „Möge auch in Bayern dieses neue Gebiet 
der Technik in jeder Weise unterstützt werden, damit das Volk 
die Vorteile genießen könne, welche die Anwendung des elektri-
schen Stroms bietet, damit der Staat auch Nutzen ziehen könne 
aus dem Kapitale, das er in seinen bisher unbenutzten Wasser-
kräften besitzt.“

Nachdem der damalige Verkehrsminister Heinrich von Frauen-
dorfer überlegt hatte, die Bahn zu elektrifizieren, machte Oskar 
von Miller dazu eine Studie mit dem Ergebnis: Die jährlichen Ein-
sparungen liegen zwischen 600.000 und zwei Millionen Mark. 
Reumschüssel bestätigte: „Um es kurz zu machen, Ende der 
20er Jahre lag über die Hälfte der elektrifizierten Bahnstrecken 

Deutschlands in Bayern.“ Also wurden separate Bahnstromma-
schinen eingebaut, die ausschließlich Strom für die Bahn liefer-
ten. Etwa ein Drittel des gesamten produzierten Stroms ist auch 
heute noch für die Bahn bestimmt.

Ein Bild des Nordtors des Wasserschlosses sollte zeigen, wie 
prächtig allseits gebaut wurde. Über dem Tor sieht man den 
Waller, der schon damals zu kuriosen Diskussionen führte. Die 
Sage erzählt nämlich, dass seit mehr als tausend Jahren im Wal-
chensee ein gigantischer Waller seinen Schweif im Maul hält. 
Ärgert man den Waller, lässt er los und zerschlägt den Kessel-
berg und eine Flut ertränkt die Menschen vom Isarwinkel bis 
nach München. 

In den Spitzenzeiten waren rund 2.000 Arbeiter mit dem Bau 
beschäftigt, wobei Kochel damals nur 1.600 Einwohner zählte. 
Leider gab es offiziell auch 17 Todesfälle, die in einer Gedenkta-
fel gewürdigt sind. GK

V.l.: Luis und Alois Kluibenschädl
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V.l.: Tobias Weinzierl, Markus Leczycki und Stephan Leibl

Kommunale 
Wärmeplanung
MIT GUTEN PARTNERN ENTSPANNT 
DURCH DIE WÄRMEWENDE

Die Bayernwerk Netz GmbH ist als Betreiber von Stromnet-
zen seit vielen Jahren ein verlässlicher Partner für über 1.200 
Kommunen in Bayern. Auch bei der Kommunalen Wärmepla-
nung (KWP) steht das Bayernwerk den Gemeinden im Frei-
staat unterstützend zur Seite; wohl wissend, dass die KWP 
für die Gemeinden einen erheblichen Aufwand bedeutet. 
Insbesondere bei den kommunikativen Aufgaben der Bürger-
beteiligung kann das Bayernwerk jahrzehntelange Erfahrung 
mit einbringen.  

Bereits im vergangenen Jahr hat das Bayernwerk Pilot-
projekte zur Kommunalen Wärmeplanung (KWP) in Bad 
Abbach und in der Verwaltungsgemeinschaft (VG) Weiher-
hammer mit dem Nachbar-Markt Mantel begonnen. Erfah-
rungen aus diesen Projekten fließen in die Wärmeplanung 
für die VG Neumarkt-Sankt Veit ein, die die Bayernwerk 
Netz GmbH derzeit erarbeitet.

Stärken bündeln: Die Planungsleistung bei der KWP mit ih-
ren gesetzlich festgelegten Bestandteilen übernimmt, wie 
das Beispiel Neumarkt-Sankt Veit zeigt, ein Planungsbüro 
aus dem qualifizierten Partnernetzwerk des Bayernwerks. 
Projektmanagement, Einbindung relevanter Stakeholder 
sowie die übergreifende Kommunikation sind Aufgabe des 
Bayernwerks.

Die kommunale Wärmeplanung wird in ihrer Gänze maßgeb-
lichen Einfluss auf die Energielandschaft von morgen haben. 
Das Kommunalmanagement des Bayernwerks steht Kommu-
nen mit seiner energiewirtschaftlichen Expertise bei Fragen 
zur kommunalen Wärmeplanung und Projektanfragen gerne 
zur Verfügung:

 KOMMUNALMANAGEMENT@BAYERNWERK.DE 

BAYERNWERK NETZ GMBH

Marc Rossner und Christina Auer

Förderkredite zur 
erfolgreichen Finanzierung 
des Energieumstiegs
Die LfA unterstützt bayerische Kommunen und Betriebe als 
staatliche Spezialbank bei Investitionen in eine moderne In-
frastruktur, in nachhaltige Energieeinsparung und Energieef-
fizienz sowie bei der Umstellung auf umweltfreundliche und 
erneuerbare Energieträger mit zinsgünstigen und langfristi-
gen Förderkrediten.

Mit dem Spezialprogramm Infrakredit Energie bietet die LfA 
den Kommunen zinsgünstige Finanzierungen von Maßnah-
men zur Energieeinsparung von mindestens 20 Prozent, etwa 
die Umrüstung der Straßenbeleuchtung auf LED. Außerdem 
ist die Umstellung auf erneuerbare Energieträger förderfähig 
(ohne EEG- und KWK-Anlagen). Allgemeine Maßnahmen zur 
Energieeinsparung und zur Umstellung auf umweltfreundli-
che Energieträger können unter bestimmten Voraussetzun-
gen auch im Infrakredit Kommunal der LfA gefördert werden. 
Damit sind darüber hinaus beispielsweise auch Investitionen 
in die Verkehrsinfrastruktur oder die Ver- und Entsorgung för-
derfähig. Investitionen in Feldern, in denen der Antragsteller 
eine wirtschaftliche Tätigkeit im EU-beihilferechtlichen Sinne 
ausübt, sind in beiden Programmen nicht förderfähig.

Neben äußerst günstigen Konditionen bieten die Darlehen 
mit langfristigen Laufzeiten von bis zu 30 Jahren und optio-
nalen Tilgungsfreijahren weitere Vorteile. Bei Darlehen bis 2 
Mio. Euro beträgt der Finanzierungsanteil bis zu 100 Prozent.

Beantragt werden die Infrastruktur-Förderdarlehen direkt 
bei der LfA.

KONTAKT:
LFA FÖRDERBANK BAYERN, TEAM INFRASTRUKTURFINANZIERUNG

TEL.: +49 89 2124 1505
E-MAIL: INFRA@LFA.DE

WWW.LFA.DE/INFRASTRUKTUR

LFA FÖRDERBANK BAYERN

  P A R T N E R B E I T R Ä G E

Bayerngrund RietzlerGeoinform Juwi VSB

W E I T E R E  P A R T N E R

http://www.lfa.de/infrastruktur
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